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Dokumentation



Inklusion durch Partizipation



Ein Beitrag von Migrant_innenorganisationen Fachtagung am 16. und 17. Juni 2012 in Berlin



Veranstalter und FördereR



Veranstalter war das Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement (BBE) in Kooperation mit der AG 5 „Migration und Teilhabe“ des BBE und mit dem Migrationsrat Berlin-Brandenburg. Gefördert wurde die Veranstaltung vom Bundesministerium des Innern aufgrund eines Beschlusses des Deutschen Bundestages. Der Druck der Tagungsdokumentation wurde ermöglicht durch die IG Metall und durch die Otto Brenner Stiftung.
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ANHANG Handlungsempfehlungen AG „Migration und Teilhabe“ des BBE Materialien



Vorwort



Migrant_innenorganisationen leisten einen wichtigen Beitrag zur Integration. Die politischen Partizipationschancen von Migrant_innen sind jedoch nach wie vor ungleich verteilt. Die bundesweite Fachtagung »Inklusion durch Partizipation« des BBE, die am 16. und 17. Juni 2012 in Berlin stattfand, beschäftigte sich daher mit Möglichkeiten zur Förderung der politischen Beteiligung von Migrant_innen. Sie stellte gelungene Beispiele der Partizipationsförderung vor und lotete aus, wie durch geeignete Konzepte die Vertretung von Migrant_innen stärker gefördert werden kann – ein Thema, dass im Hinblick auf das Bundestagswahljahr 2013 mit besonderem Interesse beobachtet wird.  Mehr als 120 Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus Migrant_innenorganisationen, Politik und Verwaltung kamen zusammen, um eine Bestandsaufnahme von Ansätzen und Konzepten zur politischen Partizipation vorzunehmen und Entwicklungsmöglichkeiten zu diskutieren. Eröffnet wurde die Veranstaltung am 16. Juni 2012 von Günter Piening, dem Beauftragten des Berliner Senats für Integration und Migration, der kurz vor seiner Amtsabgabe Ende Juni 2012 noch einmal auf positive Entwicklungen im Bereich der Integrationspolitik,



aber auch auf überfällige Reformen hinwies. Seit 2003 hatte sich Piening in Berlin für mehr Teilhabe und Chancengleichheit von Migrant_innen eingesetzt.



papier zum Thema „Integration durch Partizipation“, dass in den Meinungsbildungsprozess innerhalb des Bundesnetzwerks Bürgerschaftlichen Engagements (BBE) einfließt und im Angang dieser DoIn mehreren Fachvorträgen wur- kumentation dargestellt ist. de an beiden Veranstaltungstagen auf die verschiedenen Aspekte Bereits seit mehreren Jahren verder politischen Beteiligung einge- anstaltet das BBE in Kooperation gangen. In Arbeitsgruppen hatten mit Migrant_innenorganisationen die Teilnehmerinnen und Teilneh- mit großer Resonanz bundesweite mer zudem die Möglichkeit, sich Fachtagungen zur Integrationsvertiefend mit einzelnen Teilbe- förderung durch Migrant_innenreichen der Partizipationsthema- organisationen. Die Fachtagung tik zu befassen. Dazu gehörten 2012 war eine gemeinsame VerMöglichkeiten der politischen Par- anstaltung des BBE mit seiner tizipation bei Kommunalwahlen, Arbeitsgruppe 5 »Migration und die doppelte Staatsbürgerschaft, Teilhabe« in Kooperation mit dem Befugnisse und Ausstattungen von Migrationsrat Berlin-Brandenburg kommunalen Integrations- und Mi- (MRBB). grationsräten oder auch die Beteiligung an Vereinen, Verbänden und Ansgar Klein und Katrin Gewecke Netzwerken und Fragen der politischen Bildung. Vertreter von DGB und IG Metall wiesen im abschließenden Podiumsgespräch darauf hin, dass Migrant_innen sich auf betrieblicher Ebene und in Gewerkschaften beteiligen könnten und dann z.B. auch Verantwortung in Aufsichtsräten großer Unternehmen tragen, dass aber ihre politischen Rechte keineswegs entsprechend ausgestattet wären. Aus der Tagung heraus entstand ein gemeinsames Empfehlungs-
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Angelika Schöttler (Bezirksbürgermeisterin Tempelhof-Schöneberg)



Grusswort



Sehr geehrte Damen und Herren,



gesellschaftlichen und kulturellen ckenfunktion wahr. Daher müssen Gruppen in die Politik. Zivilgesell- wir diese stärken und als Partner an ich begrüße Sie herzlich hier im schaft ist also auf das Engagement unserer Seite wahrnehmen. Rathaus Schöneberg. Sie nehmen von Migrant_innen angewiesen. an diesem Wochenende an der Sehr geehrte Damen und Herren, Fachtagung „Inklusion durch Parti- Willy Brandt formuliert 1969 als zipation“ teil. Im Fokus steht für Sie neu gewählter Bundeskanzler: bürgerschaftliches Engagement von dabei die kommunale Partizipati- „Wir wollen mehr Demokratie und für Migrant_innen ist unveronsförderung von Migrant_innen. wagen. [...] Wir werden darauf zichtbar für gelungene Integrahinwirken, dass [...] jeder Bürger tionsprozesse in unserer GesellPartizipation verbessert den Zu- die Möglichkeit erhält, an der Re- schaft. Nach Einschätzung des sammenhalt in der Gesellschaft. form von Staat und Gesellschaft Bundesministeriums für Familie, Ein aktivierender Sozialstaat ist auf mitzuwirken. [...] Mitbestimmung, Senioren, Frauen und Jugend wazivilgesellschaftliche Einsatzbereit- Mitverantwortung in den verschie- ren im Jahr 2004 36 Prozent aller schaft angewiesen: Zum einen auf denen Bereichen unserer Gesell- Bundesbürgerinnen und Bundesdie Eigeninitiative der Bürgerinnen schaft wird eine bewegende Kraft bürger ab 14 Jahren in irgendeiner und Bürger, um ihre konkrete Le- der kommenden Jahre sein.“ Gerade Form ehrenamtlich oder freiwillig benssituation selbsttätig zu ver- Migrant_innenorganisationen kön- engagiert. Männer setzen sich stärbessern. Zum anderen auf die zivil- nen Bedürfnisse zielgruppengerecht ker in Bereichen mit Berufsrelegesellschaftliche Einmischung von artikulieren und nehmen eine Brü- vanz und Prestige ein. Frauen sind
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Schöttler | Grußwort



eher in familienbezogenen und sozialen Bereichen aktiv. Menschen ohne Migrationshintergrund hatten nach Angaben des Bundesministeriums eher ein organisatorischrepräsentatives Tätigkeitsprofil, während Menschen mit Migrationshintergrund sich eher direkt für Menschen einsetzten. Sehr geehrte Damen und Herren, mit dem neuen Integrations- und Partizipationsgesetz in Berlin sind die Bezirke verpflichtet, einen Integrationssauschuss zu gründen. Hier in Tempelhof-Schöneberg hatten wir einen solchen Ausschuss bereits viele Jahre. Mit dem Gesetz konnten wir aber die



Zahl der Bürgerdeputierten erhöhen, so dass wir insgesamt sechs Bürgerdeputierte im Ausschuss haben. Alle sechs Bürger haben einen Migrationshintergrund. Seit Jahren beziehen wir hier im Bezirk die Vereine und Träger in unsere Arbeit mit ein, so ist beispielsweise die Tempelhofer-Schöneberger Arbeitsgemeinschaft der Migranten und Flüchtlingsprojekte im Interkulturellen Haus ein sehr wichtiger Ansprechpartner für mich, wenn es um interkulturelle Fragen geht. Die unterschiedlichen Projekte, die wir mit Migrant_innenorganisationen gemeinsam entwickeln, stärken nicht nur unseren Bezirk, sondern unterstützen, manchmal direkt,
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manchmal indirekt die interkulturelle Öffnung und die Antidiskriminierungsarbeit des Bezirksamtes. Sehr geehrte Damen und Herren, in einer demokratischen und solidarischen Zivilgesellschaft sollten Herz und Verstand mehr gelten als die Ellenbogen. Richard von Weizäcker hatte einmal treffend formuliert: „Demokratie lebt vom Streit, von der Diskussion um den richtigen Weg. Deshalb gehört zu ihr der Respekt vor der Meinung des anderen.“ In Tempelhof-Schöneberg versuchen wir genau diesen Weg zu gehen. In diesem Sinne wünsche ich allen Anwesenden eine gelungene Veranstaltung.



Prof. Dr. Siglinde Naumann (Hochschule RheinMain, Arbeitsgruppe Migration und Teilhabe des BBE)



Ziele der Tagung – eine Einführung



Sehr geehrte Damen und Herren, ganz normal, verschieden zu sein. liebe Kolleginnen und Kollegen, Damit ist die Vielfalt von Menschen jenseits von Nivellierungs- und Hoin meiner Rolle als stellvertre- mogenisierungsideen gemeint, altende Sprecherin der Arbeitsgrup- lerdings mit einem klaren Blick auf pe 5 Migration und Teilhabe des den Abbau sozialer Exklusion, von Bundesnetzwerks Bürgerschaftliches Ungleichheiten und der Förderung Engagement möchte ich Sie zu von gesellschaftlicher Teilhabe. unserer diesjährigen Tagung „Inklusion durch Partizipation . Ein Partizipation bedeutet die Teilhabe Beitrag von Migrant_innenorga- und Mitwirkung in allen Bereichen nisationen“ begrüßen. Ich freue unserer Gesellschaft. Politische Parmich, dass diese Veranstaltung in tizipation bedeutet die Beteiligung Kooperation mit dem Migrations- an Wahlen, in Parteien oder Interesrat Berlin-Brandenburg stattfindet. senverbänden, die Übernahme von politischen Ämtern, in BürgerinitiaKooperationen gelingen immer dann tiven, Selbstorganisationen, Elternbesonders gut, wenn sich Akteure beiräten, Betriebsräten etc., wobei auf Augenhöhe treffen und wenn jedoch die Zugangsbarrieren und Visionen und Anliegen miteinander Machtverhältnisse einer besondegeteilt und auf den Weg gebracht ren Aufmerksamkeit bedürfen. werden können. Bei der Vorbereitung zu dieser Veranstaltung ist Im Rahmen dieser Tagung wollen das geschehen. Mitglieder des Mi- wir im Jahr vor den Bundestagsgrationsrats Berlin- Brandenburg wahlen 2013 gelungene Beispiele und der AG 5 des BBE haben eine zur Partizipationsförderung vorzunächst grob umrissene Idee mit- stellen, dabei auf die Bedeutung einander konkretisiert und weiter- von Migrant_innenorganisationen entwickelt, das Ergebnis liegt nun in eingehen und diskutieren, wie Form dieser Tagung vor Ihnen. eigentlich die Rahmenbedingungen gestaltet werden müssen, die Zur Konkretisierung unseres An- Partizipation auf den unterschiedliegens haben wir den Begriff In- lichen Ebenen unterstützt. Das klusion aus der Pädagogik als Ar- „Wir“ sind der Migrationsrat Berbeitsbegriff ausgeliehen. Inklusion lin-Brandenburg und die AG 5 des bedeutet mehr als der oft miss- Bundesnetzwerks Bürgerschaftverständliche Begriff der Integra- liches Engagement. tion. Inklusion bedeutet, dass alle Menschen gleichberechtigt eine Das Bundesnetzwerk BürgerschaftGemeinschaft bilden. Dabei ist es liches Engagement blickt inzwi-



schen auf eine 10 jährige Geschichte zurück. Es wurde 2002 vom Nationalen Beirat des Internationalen Jahres der Freiwilligen gegründet, um „bestmögliche rechtliche, institutionelle und organisatorische Rahmenbedingungen für das bürgerschaftliche Engagement zu schaffen“. Es ist eine Mitgliederorganisation. Die inhaltliche Arbeit des Bundesnetzwerkes erfolgt dabei in zehn Arbeitsgruppen zu unterschiedlichen Themenfeldern. Die AG 5 (Migration und Teilhabe) ist eine von mehreren inhaltlichen Arbeitsgruppen des BBE und wir freuen uns, wenn sich weitere Migrant_innenorganisationen hier anschließen. Wir verstehen uns als ein Aktionsbündnis und verfolgen das Ziel, bürgerschaftliches Engagement von Migrant_innen öffentlich sichtbarer zu machen und dessen Bedeutung hervorzuheben. Es lag auf der Hand, unsere Ziele gemeinsam mit Migrant_innenorganisationen zu verfolgen. Viele kleine Migrant_innenorganisationen agieren jedoch nach wie vor ausschließlich ehrenamtlich und auf lokaler Ebene. Damit ihre Ressourcen, Erfahrungen und Anregungen für die gemeinsame Weiterentwicklung einer aktiven Zivilgesellschaft fruchtbar werden können, wurde die Idee entwickelt und umgesetzt, in Kooperation mit den Migrant_innenorganisationen
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Naumann | Ziele der Tagung – eine Einführung vor Ort eine jährliche Plattform für Menschen und Organisationen ins Leben zu rufen, die mit den Querschnittsthemen Inklusion Migration und Integration befasst sind.



Unterschiede und Gemeinsamkeiten von Migrant_innenorganisationen in Ost- und Westdeutschland standen 2008 in Potsdam ebenso im Vordergrund wie Überlegungen zu Förderkonzepten, die Die jährlichen Tagungen seit dem Migrant_innenorganisationen als Jahr 2006 sind zu einem wichtigen selbstbewusste Akteure der ZivilVernetzungsforum geworden. Mi- gesellschaft akzentuieren. grant_innenorganisationen initiieren die inhaltlichen Themen und es Ein wichtiger Baustein für die Förwerden fachliche Impulse auf den derung von Migrant_innenorgaunterschiedlichen organisationalen, nisationen sind die strukturellen Während lokalen und überregionalen Ebenen Rahmenbedingungen. angeregt. Beim ersten Workshop einige Bundesländer sehr viel Wert 2006 in Oberhausen wurden die darauf legen, die Modalitäten Weiterbildungsbedarfe von Mi- für Projektförderungen so zu gegrant_innenorganisationen eruiert. stalten, dass sich Migrant_innenIm Jahr 2007 ging es in Kooperation organisationen daran beteiligen mit dem Landesnetzwerk Bürger- können, gibt es auch nach wie vor schaftliches Engagement Bayern Bundesländer, die lediglich eine und dem Institut für Soziale und Anteilsfinanzierung für IntegratiKulturelle Arbeit in Nürnberg um die onsprojekte bereit stellen, wobei Frage, wie die Weiterbildung der He- nicht vorgesehen ist, dass der Eiterogenität von Migrant_innenorga- genanteil durch das ehrenamtliche nisationen gerecht werden kann und Engagement der Initiativen erwie sie zu ihrem Empowerment bei- bracht werden kann. Das bedeutet, tragen kann. Initiativen ohne Eigenmittel sind hier chancenlos. Deutlich wurde, es gibt nicht einen Königsweg, sondern es bedarf 2009 ging es in Rheinland Pfalz um passgenau zugeschnittener Lern- die Netzwerkarbeit. Deutlich wurde, arrangements, die auf die spezi- dass Netzwerke Chancenpotenziale fischen Herausforderungen der für eine lokale und überregionale ZuGruppen abgestimmt sind. sammenarbeit auf gleicher Augen-
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höhe bergen. Andererseits ist eine produktive Netzwerkarbeit jedoch nicht voraussetzungslos und bedarf eines hohen persönlichen und zeitlichen Engagements der Akteure. 2011 fand die Veranstaltung in Kooperation mit dem Landesnetzwerk der Migrant_innenorganisationen in Sachsen-Anhalt, der Integrationsbeauftragten und der Jugendwerkstatt „Frohe Zukunft“ in Halle statt. Bei dieser Tagung wurden Konzepte und Methoden der Elternarbeit von Migrant_innenorganisationen vorgestellt und diskutiert und die Möglichkeiten einer bundesweiten Zusammenarbeit eruiert. In diesem Jahr geht es um die politische Partizipation im Feld der politischen Parteien, Gewerkschaften, Beiräte und Ausschüsse, um die Beteiligung an der politischen Willensbildung im Rahmen von Bürgerinitiativen, Elternnetzwerken, Verbänden und Vereinen und um lokale und kommunale Partizipationspotenziale. Ich möchte mich bei allen Unterstützerinnen und Unterstützern für die Vorarbeit zu dieser Veranstaltung bedanken, insbesondere bei Katrin Gewecke und Björn Schulz vom BBE, und wünsche uns eine erfolgreiche Tagung.



Koray Yilmaz-Günay (Vorstand des Migrationsrates Berlin-Brandenburg e.V.)



Erwartungen aus Sicht des Migrationsrates Berlin-Brandenburg e.V.



Sehr geehrte Damen und Herren, Unterschiede als Migrant_innen liebe Freundinnen und Freunde, herauszuarbeiten. Wir haben uns zu unserer Gründung eine Satzung es ist mir eine große Freude, Sie im gegeben, die als Produkt langer DeNamen des Migrationsrates Berlin- batten tatsächlich mehr ist, als die Brandenburg heute hier begrüßen formale Geschäftsgrundlage unserer zu können. Die Idee zu dieser Ta- Arbeit. Wir haben uns bewusst dafür gung ist im Nachgang der letzten entschieden, keine herkunftslandTagung entstanden, die sich in Halle und herkunftsregionenbezogene mit Elternnetzwerken beschäftigt Arbeit zu machen. Wir haben uns hatte. Der Prozess der Vorbereitung bewusst dafür entschieden, alle Forund das daraus resultierende Pro- men der Diskriminierung in den Blick gramm sind aus unserer Perspekti- zu nehmen und gemeinsam dagegen ve selbst beispielgebend gewesen vorzugehen. Denn niemand ist nur für die Themen, die wir an diesem Migrantin oder Migrant, niemand ist Wochenende besprechen wollen: nur von Rassismus betroffen – obInklusion und Partizipation. wohl das den meisten von uns sicher schon mehr als genug wäre. PhänoDer Migrationsrat Berlin-Branden- mene wie Sexismus, Homophobie burg ist ein Dachverband von über und Transphobie sind genauso «un70 Migrantinnen- und Migrant_in- sere» Themen wie Antisemitismus, nenorganisationen (MO), der im Altersdiskriminierung oder BarrieJahr 2004 selbst aus einem Partizi- ren, die Menschen mit Beeinträchtipationsprozess hervorgegangen ist. gungen in den Weg gestellt werden. Die Frage nach den «gemeinsamen Auch wenn der Staat und Teile der Interessen» ist für uns von Anfang Gesellschaft nach EU-Bürger_innen an zentral gewesen: Als das Land und Drittstaatsangehörigen unterBerlin 2003 den Landesbeirat für In- scheiden, Flüchtlinge, Aussiedler_integrations- und Migrationsfragen ins nen und andere Migrant_innen fakLeben gerufen hatte, war es alles an- tisch voneinander trennen, treten dere als selbstverständlich, dass alle, wir für einen solidarischen Kampf die als «Migrant_innen» bezeichnet gegen Ungleichbehandlungen ein – wurden, auch tatsächlich ähnliche unabhängig von tatsächlichen oder oder vergleichbare Erwartungen, vermeintlichen Merkmalen, die Bedürfnisse und Vorstellungen ha- Menschen auseinanderdividieren. ben. In einem langen, aufwändigen – und oft auch schmerzhaften – Wir finden nicht nur als Individuen, Prozess beteiligten sich einige Dut- sondern auch als Organisationen zend MO an dem Projekt, unsere sehr ungleiche Bedingungen für Gemeinsamkeiten und auch unsere unser Leben und unsere Arbeit vor.



Betrachten wir im Feld der Gesetze und des Regierungshandelns die Situation von Flüchtlingen, die Frage von Familienzusammenführungen oder die Regelungen zur Staatsangehörigkeit: In vielen Vierteln deutscher Großstädte ist mittlerweile die Mehrheit der Bevölkerung nicht wahlberechtigt – oft genug sind das auch Menschen, die in Deutschland geboren und aufgewachsen sind und nie woanders gelebt haben. Das ist nicht nur eine demokratietheoretische Fragestellung, sondern ein reales Problem für viele. Denn davon hängen auch andere demokratische Partizipations- und Entscheidungsmöglichkeiten ab, wie etwa Volksbegehren und Volksentscheide. Dass es sich dabei nicht um abstrakte Hindernisse für einzelne handelt, sondern um konkrete Benachteiligungen für viele, sehen wir nicht nur an den Referenden zu Religion als Schulunterricht in Berlin oder zur Schulstrukturreform in Hamburg. Nicht anders sieht es im Bereich politischer Repräsentation aus. Schauen wir uns die Gewerkschaften an. Dort kommen Migrant_innen vor allem auf der Ebene von Vertrauenspersonen in den Betrieben vor, in die oberen Etagen schaffen sie es nach wie vor genauso selten wie in der Politik, in der Verwaltung oder in Nichtregierungsorganisationen. Dasselbe gilt für Selbstorganisationen, denn
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Günay | Erwartungen aus Sicht des Migrationsrates Berlin-Brandenburg e.V. die Zuwendungen der öffentlichen Hand fließen weiterhin zu einem überwältigend großen Teil in die Arbeit von Vereinen und Verbänden, die Migrant_innen und People of Color vor allem als Klientel definieren, der zu helfen ist. Eine Kommunikation unter Ebenbürtigen sieht unserer Meinung nach anders aus. Schauen Sie sich die öffentlichen Debatten an. Ich will nicht die antisemitischen, rassistischen, sexistischen, chauvinistischen Auslassungen von Thilo Sarrazin wiederholen – ich finde es aber vor dem Hintergrund ausgesprochen wichtig zu unterstreichen, dass in den letzten Jahren wieder Dinge sagbar und denkbar geworden sind, von denen die meisten von uns gehofft hatten, wenigstens die seien überwunden worden. Schauen Sie sich an, wie über ost- und südosteuropäische EU-Bürger_innen gesprochen wurde, als ihre Freizügigkeit auch in Deutschland in Kraft trat. Vor «Wellen», «Fluten» und «Schwemmen» und anderen Naturkatastrophen wurde da gewarnt. Schauen Sie sich an, wie über Schwarze und wie über Roma berichtet wird. Schauen Sie sich an, wie in den Debatten um die NSU-Morde weiterhin eine Fixierung auf das sogenannte Mord-Trio stattfindet und die Opfer und ihre Angehörigen nach einer kurzen Aufmerksamkeitsspanne nicht mehr existieren.



Frau Prof. Naumann hat in ihrer Begrüßung von Partizipation und Inklusion gesprochen. Ein anderes Wort hat sie, so unterstelle ich es mal, bewusst nicht gesagt. Diesen Paradigmen-Wechsel – weg von dem beliebig füllbaren Wort der «Integration» – müssen wir auf allen Ebenen einfordern. Es spielt eine immens wichtige Rolle, mit welchen Begriffen ethnische und religiöse Verschiedenheit und die Ungleichbehandlung verschiedener Gruppen beschrieben werden. «Die Sprache ist die Mutter, nicht die Magd des Gedankens» schrieb Karl Kraus. Sie prägt maßgeblich unsere Wahrnehmung der Phänomene. Sie bestimmt die Art und Weise, wie wir diese Phänomene denken. So wenig Sinn es heute noch hat, von «Ausländer_innen» zu sprechen, so wenig Sinn hat es, gleiche Rechte und Teilhabe-Chancen hinter einem leeren Kampfbegriff zu verstecken. Wir brauchen – unabhängig von der Staatsbürgerschaft – erreichbare Partizipation. Die Rede von der «Jahrhundert-Aufgabe Integration» ist kein Ziel. Die wenigsten Menschen leben einhundert Jahre, die meisten brauchen heute und hier Teilhabe. Ich brauche Ziele, die in meiner Lebensspanne erreichbar sind und nicht irgendwann, wenn ich tot bin. Meiner Meinung nach könnte ein Ziel heißen: diskriminierungsarme, inklusivere Gesellschaft. Und mit Diskriminierung meine ich nicht nur die unterschiedlichen
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Formen von Rassismus, mit der Schwarze, Jüdinnen/Juden, Roma, Migrant_innen und andere People of Color konfrontiert werden, sondern alle Formen der Diskriminierung – ob sie nun allein vorkommen oder in ihren Überlappungen und Überschneidungen. Ich wünsche mir und uns allen bei dieser Tagung möglichst konkrete Ergebnisse, was Teilhabe- und Empowerment-Strategien angeht. Ich freue mich, von vielen guten Beispielen gelingender Praxis zu hören, die es People of Color an einzelnen Orten durchaus schon erlaubt haben, sichtbar und hörbar zu sein, ohne dass andere in ihrem Namen gesprochen haben. Mein ausdrücklicher Dank, dass dies heute und morgen hier möglich sein wird, gilt dem Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement für die gemeinsame Tagung, den Menschen, die hier arbeiten, damit wir anderen uns austauschen und voneinander lernen können, und insbesondere Nuran Yiğit, die als mittlerweile ehemaliges Vorstandsmitglied des Migrationsrates den gesamten Prozess von unserer Seite aus geleitet hat. Ihnen als Teilnehmerinnen und Teilnehmer danke ich zu guter Letzt. Sie haben zum Teil einen sehr weiten Weg auf sich genommen – ich hoffe, Sie werden am Ende sagen: Es hat sich gelohnt!



Vorträge



Prof. Dr. Iman Attia (Alice Salomon Hochschule Berlin)



Migrant_innenselbstorganisationen – ihr Beitrag zur politischen Partizipation



Ich bin gebeten worden, darüber zu sprechen, welchen Beitrag Migrant_innenorganisationen zur Partizipation leisten. Um den Beitrag von Migrant_innen nicht zu vernachlässigen und die Organisationen, um die es gehen soll, zu spezifizieren, habe ich mir erlaubt, mich auf Migrant_innenselbstorganisationen (MO) zu konzentrieren. Selbstorganisationen sind definiert als freiwillige Zusammenschlüsse, die aus den Gruppen heraus (und nicht von außen) gebildet werden, um gemeinsame eigene Ziele zu verfolgen. Es handelt sich dabei um solidarische Formen der Bearbeitung gesellschaftlicher Problemlagen. Selbstorganisationen „konstituieren und entwickeln sich dann, wenn zwischen Staat und Gesellschaft ein Spannungsverhältnis existiert“ (Hadeed 2005, 23). Diese Konkretisierung leitet zum zweiten erklärungsbedürftigen Begriff über, dem der Partizipation. Der Begriff wird heute inflationär verwendet, um die Beteiligung von Personen an jeglichen Entscheidungsprozessen zu beschreiben oder einzufordern. Demgegenüber werde ich meinen Ausführungen im Folgenden den engeren, aber dennoch erweiterten Begriff von Partizipation zu Grunde legen. Eng insofern, als dass ich mich auf die politische Partizipation konzentriere, um die Defizite der Politik und ihrer etablierten Instanzen und Institutionen in ihrer



Bedeutung für die Konstituierung andeuten, die als Migrant_innen von Selbstorganisationen herauszu- nach Deutschland eingewandert stellen. sind (und zwar als angeworbene, angeheiratete, undokumentierte, Diese Defizite hängen mit der po- geflüchtete usw.) und ihre Nachlitischen Kultur der Bundesrepu- kommen, die weiterhin als Fremde blik zusammen, insbesondere im markiert und adressiert oder eben Kontext von Migrationspolitik, und nicht adressiert werden. sind für Migrant_innen und damit für Migrant_innenselbstorganisa- Lange Zeit (und teils auch heute tionen von zentraler Relevanz. Ich noch) wurde der Beitrag von MO beziehe mich aber gleichzeitig inso- auf ihren Beitrag zu Segregation fern auf den erweiterten Begriff, als oder Assimilation reduziert. Es indass Partizipation nicht länger auf teressierte also lediglich, ob MO die politische Teilhabe durch Wah- den Effekt haben, dass Migrant_inlen und in Parteien reduziert wer- nen sich in die bestehende Gesellden kann. Die Erweiterung des Be- schaft eingliedern oder sich am griffs der politischen Partizipation Rande bzw. in sogenannten Paralum vielfältige Formen und Inhalte lelgesellschaften außerhalb der eifängt auch jene Aktivitäten ein, die gentlichen Gesellschaft einrichten. Politik beeinflussen, ohne direkt Trotz der unterschiedlichen Arguund aus den Parteien heraus zu mentationen waren die Positionen agieren, etwa indem sie dafür sor- von einem Standpunkt aus vorgegen, dass bestimmte Themen auf tragen, der die Aufnahme- oder die Agenda gesetzt werden. Hierzu Mehrheitsgesellschaft nicht in Frazählen künstlerische, mediale oder ge stellte. Sie bleibt in beiden Loauch wissenschaftliche Themati- giken unverändert und stabil, das sierungen gesellschaftlicher Pro- andere wird von der Mehrheitsblemlagen und von Beginn an auch gesellschaft aus analysiert und beInterventionen von MO. Sie ermög- wertet. Demgegenüber fokussielichen es Bürger_innen auch dann, ren Studien und Aktivist_innen, die politische Bedeutung zu erlangen, MO als politische Interessenvertrewenn ihnen politische Bürger_in- tung verstehen, ihren Beitrag zur nenrechte vorenthalten werden. Veränderung von Gesellschaft und Ich werde also jene Themen und Politik. Dieser PerspektivenwechFormen der Partizipation fokussie- sel hängt damit zusammen, dass ren, die mit dem Ausschluss von MO in ihren Formen und Themen, Post-/Migrant_innen zu tun haben. auch dann, wenn sie nicht explizit „Post-/Migrant_innen“ wiederum politisch formuliert sind, als Aussoll die Gesamtheit jener Menschen druck der politischen Situation von
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Vorträge | Attia | Migrant_innenselbstorganisationen – ihr Beitrag zur politischen Partizipation Post-/Migrant_innen in Deutschland gelesen werden. Die fehlende Möglichkeit der politischen Partizipation im engeren Sinne wird dann nicht länger ignoriert oder als kleiner Faktor neben anderen thematisiert. Vielmehr wird politische Partizipation im Rahmen von politischer Kultur analysiert. Demzufolge sind MO insbesondere im Zusammenhang mit bundesdeutscher Migrationspolitik zu verorten. Die politische Kultur der Bundesrepublik ist also der Rahmen und die Bühne, auf der sich MO konstituieren, ihre Themen wählen und in Aktionen transformieren. MO kommt dabei im Vergleich zu anderen Selbstorganisationen von Beginn an eine politische Bedeutung zu, und zwar auch dann, wenn sie sich nicht in politische Debatten der Bundesrepublik einmischen. Der sogenannte Heimatbezug, der einigen MO bescheinigt wird, kann vor dem Hintergrund der bundesdeutschen politischen Kultur nachvollzogen werden als Folge des politischen Ausschlusses von Migrant_innen. Der Ausschluss eines großen Teils der Bevölkerung vom politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozess stellt für eine demokratische Gesellschaft ein Legitimationsproblem dar. Auch die Verbesserungen der letzten Jahre im Zusammenhang mit der Modifizierung der Staatsbürgerschaft ändern nichts grundsätzliches an dieser politischen Kultur, die Einwanderung zunehmend kriminalisiert, Eingewanderte entmündigt sowie Millionen von Bürger_innen als geduldete oder undokumentierte Migrant_innen dauerhaft von Bürger_innenrechten ausschließt. Verschiedene vergleichende Studien haben MO unter der Fragestellung analysiert, wie ihre Aktivitäten und Ausrichtungen mit den jeweiligen nationalen politischen Kulturen, insbesondere im Kontext von Migrationspolitik, zusam-



menhängen (zusammenfassend Hadeed 2005, Munsch 2010). Die Studien haben ergeben, dass die unterschiedlichen Entstehungsund Begründungszusammenhänge des jeweiligen Nationalstaates Auswirkungen haben auf ihre Minderheiten- bzw. Migrationspolitik. Da Nationalstaaten politische Konstruktionen (und nicht natürliche Gebilde) sind, musste politisch entschieden werden, wer zur Nation gehört und wer nicht. Diese Frage ist sehr unterschiedlich gelöst worden und trägt wesentlich dazu bei, zu definieren, wer eine Minderheit ist oder gar nicht dazu gehört. In Folge dessen organisierten sich unterschiedliche Gruppierungen als Minderheiten oder Marginalisierte und wählten unterschiedliche Formen und Themen, die in dem jeweiligen Nationalstaat angemessen waren bzw. sind. In den Niederlanden etwa, deren Nationenverständnis von einer sogenannten Versäulung der Gesellschaft, also der kulturellen und religiösen Vielfalt ihrer Bürger_innen, ausgeht, werden Migrant_innengruppen als neue Säulen interpretiert, die sich den bereits existierenden anschließen. Sie sind damit Teil der Gesellschaft wie andere Teilgruppen auch und haben spezifische Interessen, die als Interessen einer niederländischen Teilgruppe verstanden werden. Das Modell der Versäulung geht davon aus, dass unterschiedliche Interessen selbstverständlich sind und niemanden per se bedrohen oder in Frage stellen. Politik hat die Aufgabe, die unterschiedlichen Interessen zu berücksichtigen und daraus entstehende Konflikte pragmatisch zu regulieren. MO werden – wie anderen Interessenvertretungen auch – Mitsprache- und Gestaltungsmöglichkeiten auf breiter Ebene eingeräumt. Die Politik beruft MO in ihre Gremien, so dass sie ihre eigenen Interessen vertreten können. Entsprechend befassen



sich MO mit Themen, die um ihre Rolle als Teil der niederländischen Gesellschaft und Politik kreisen. Ich will dieses Nationenverständnis nicht glorifizieren. Es birgt spezifische Probleme, die in den Auseinandersetzungen zum Multikulturalismus herausgearbeitet wurden. Ich will aber darauf hinweisen, dass die Ausrichtungen von MO damit zu tun haben, welche politische Kultur das jeweilige Aufnahmeland bzw. die Mehrheitsgesellschaft hat. Das beugt einem Verständnis vor, das Post-/Migrant_innen und ihre Organisationen kulturalisiert in dem Sinne, dass ihre Themen und Formen auf ihre jeweiligen Herkunftskulturen zurückgeführt werden und damit nicht als Teil der bundesdeutschen Gesellschaft gedeutet werden. Diese Lesart ist nach wie vor weit verbreitet. MO werden danach unterschieden, ob ihre Themen eher auf das jeweilige Herkunftsland oder die Aufnahmegesellschaft gerichtet sind. MO, die ihre Mitgliedschaft oder Angebote nicht auf eine bestimmte nationale Gruppe ausrichten, wird vorgeworfen, Interessenkonflikte zwischen den nationalen Gruppen zu ignorieren usw.. Wenn dagegen die politische Kultur der Bundesrepublik fokussiert wird, richtet sich das analytische Interesse auf die politischen Gelegenheitsstrukturen, also die Möglichkeiten, sich politisch zu beteiligen (vgl. Leinberger 2006). Der Ansatz der politischen Gelegenheitsstrukturen stellt eine Verbindung zwischen den gesellschaftlichen und politischen Strukturen und zivilgesellschaftlichem Engagement, sozialen Bewegungen und politischer Partizipation her. Er „erklärt, wie der Erfolg einer Bewegung durch welche gesellschaftlichen Entwicklungen und Strukturen ermöglicht oder erschwert wird“ (Munsch 2010, 71). Gesellschaftspolitische Bedingungen stellen den Rahmen für
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Vorträge | Attia | Migrant_innenselbstorganisationen – ihr Beitrag zur politischen Partizipation Gelegenheiten zur Intervention und sind ausschlaggebend für die Lebenslagen, die bewältigt werden müssen und die Mittel, die hierzu zur Verfügung stehen bzw. aktiviert werden können. Das bundesdeutsche Nationenverständnis inklusive der Migrationspolitik hat für Post-/Migrant_innen nicht nur zur Folge, von politischer Partizipation im engeren Sinne weitgehend ausgeschlossen zu sein, sondern im Bildungs- und Erwerbsleben, bei der Wohnungssuche und im öffentlichen Leben benachteiligt zu werden. Die eingeschränkten Zugänge, materiellen Nachteile und diskursiven Schieflagen bestimmen aber nicht nur die Lebenslagen von Post-/Migrant_innen, sondern auch ihre Möglichkeiten, gehört zu werden und Einfluss zu gewinnen (vgl. Munsch 2010). Die Berücksichtigung dieser gesellschaftspolitischen Rahmenbedingungen weist individualisierende und kulturalisierende Sichtweisen auf Lebenslagen von Post-/Migrant_innen und Aktionen von MO zurück. Vielmehr wird das Politische im Privaten und Kulturellen hervorgehoben. Konkret heißt das, dass auch dann, wenn MO Hausaufgabenhilfe, Eheberatung oder Jobvermittlung anbieten oder wenn sie Kultur- und politische Veranstaltungen mit Bezug zum Herkunftsland durchführen, diese Aktivitäten von den gesellschaftspolitischen Rahmenbedingungen der Bundesrepublik durchdrungen sind. Insofern ist die in Forschung und Politik übliche Trennung von MO in solche, die sich der Herkunfts- oder aber der Aufnahmegesellschaft zuwenden, irreführend. Sie spiegelt zudem nicht die Aktivitäten der MO, denn in der Regel beschäftigen sie sich mit beidem. Allerdings scheinen sich mehr MO in Deutschland mit Themen zu beschäftigen, die mit den Herkunftsländern zu tun haben, als in anderen Einwanderungsgesellschaften. Dies wird in



entsprechenden Studien (zusammenfassend Hadeed 2005, Leinberger 2006, Munsch 2010) damit begründet, dass die Herkunftsländer der Post-/Migrant_innen auf Grund der restriktiven deutschen Migrationspolitik interessant bleiben bzw. von hier aus werden. Da die Bundesrepublik Migrant_innen nicht als gleichberechtigten Teil der Gesellschaft anerkennt und ihre Organisationen entsprechend finanziert und hört, greifen Migrant_innen und MO auf die Herkunftsländer als Finanzierungsquelle und politische Instanz zurück und behalten sie als Re-/ Migrations- und Identifizierungsoption im Blick. Diese Sichtweise auf MO wird durch den internationalen Vergleich belegt: Wenn die gleichen Einwanderer_innengruppen sich in verschiedenen Gesellschaften unterschiedlich formieren, liegt es nahe anzunehmen, dass das weniger mit der Herkunftskultur der Eingewanderten als mit den Bedingungen im Einwanderungsland zu tun hat.



in den ersten Jahrzehnten weitgehend ausgeschlossen. Dieses Spannungsverhältnis zwischen der logistischen, finanziellen und politischen Unterstützung der Wohlfahrtsverbände [durch den Staat, I.A.] einerseits und deren Entmündigungspolitik andererseits führte zur Gründung von Organisationen und Vereinen“ (Hadeed 2005, 28). Die Leistungen der MO zeichneten sich von Beginn an durch eine große Breite aus (vgl. Hadeed 2005). Sie verstehen sich erstens als legitime Interessenvertretung gegenüber der Mehrheitsgesellschaft und ihren Institutionen. Zweitens vermitteln sie zwischen den Interessen und Bedürfnissen von Post-/Migrant_innen und Verwaltung, Politik und Regeleinrichtungen und geben Informationen über diese an Post-/Migrant_innen weiter. Sie knüpfen drittens an verschiedenen Herkunftskulturen an und transformieren diese in der Auseinandersetzung mit ihren Lebensumständen in der Aufnahmegesellschaft. Und sie erbringen viertens Dienstleistungen, die von den Regeleinrichtungen gar nicht erbracht werden oder aber nicht auf die spezifischen Bedürfnisse von Post-/Migrant_innen akzentuiert sind oder in entmündigender und diskriminierender Form geleistet werden. Obwohl also Eingewanderte „in ihren Bürgerrechten beschnitten sind, haben sie in der Vergangenheit und in der Gegenwart Mittel und Wege gefunden, sich am politischen Leben zu beteiligen. Migrant_innenselbstorganisationen spielen in diesem Zusammenhang eine wichtige Rolle“ (Leinberger 2006, 2), denn sie sind in der Lage, die Interessen Einzelner als Gruppeninteressen zu artikulieren und zu bündeln und so Potenzial zu entwickeln, um Einfluss zu gewinnen.



In Bezug auf die Themen und Organisationsformen von MO in der Bundesrepublik wird darüber hinaus die Rolle der Wohlfahrtsverbände hervorgehoben. Im Zusammenhang mit der Anwerbung von Arbeitskräften erhielten sie den staatlichen Auftrag, die Eingewanderten zu betreuen. Bereits der Auftrag deutet darauf hin, dass Eingewanderte nicht als Interessengruppe verstanden werden, deren Interessen gehört und reguliert werden sollen, sondern als Unmündige, die der Erziehung bedürfen und für die externe Stellvertreter eingesetzt werden. Weder wurden MO in nennenswertem Umfang gefördert, noch bemühten sich die Wohlfahrtsverbände darum, Eingewanderten Raum zuzugestehen, um ihre Interessen selbst zu vertreten. „Die Betroffenen wurden bei der Artikulation und Lösung Mangels politischer Partizipationsihrer Probleme durch die Verbände möglichkeiten im engeren Sinne
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Vorträge | Attia | Migrant_innenselbstorganisationen – ihr Beitrag zur politischen Partizipation sind andere Formen der Partizipation, wie sie im erweiterten Begriff benannt werden, umso wichtiger. Im Post-/Migrationskontext sind dies vor allem jene Interventionsmöglichkeiten, die „mittels Öffentlichkeit auf politische Willensbildung und politische Entscheidungsprozesse ein[wirken]“ (Leinberger 2006, 2 f.). Der Aufschwung, den diese Formen der Partizipation in der bundesdeutschen politischen Kultur der letzten Jahre erfahren haben, „verhilft sozialer und politischer Aktivität zu einem neuen – höheren – Stellenwert [, … der MO, I.A.] politische Einflussmöglichkeiten außerhalb politischer Wahlen“ (ebd., 3) eröffnet. Auch der aktuelle Bezug zu „Diversity Politics“ in verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen bietet eine günstige Grundlage, um Minderheitenpolitik zu fördern. Im Unterschied zu einer Politik, die vom Glauben an und dem Streben nach Konsens und Einheit getragen ist und damit regelmäßig marginalisierte Positionen missachtet, vermag es eine Politik, die Vielfalt im Kontext sozialer Ungleichheit versteht, „dominante Positionen und Sichtweisen in Frage zu stellen und nicht-normative Lebensformen zu befördern“ (Munsch 2010, 37). Insofern bestehen derzeit gute Aussichten auf eine Änderung der politischen nationalen Kultur mit ihren Effekten für Minderheitenrechte und für Aktivitäten von MO. Auf lange Sicht wird das für die Aktivitäten von MO Folgen haben; das kann derzeit bereits beobachtet werden. Und es wird sicherlich auch Folgen haben für die Organisationsformen, die sich auf die sich verändernden Bedingungen einstellen werden. Die große Breite an Aktivitäten von MO wird dadurch wohl nicht geschmälert werden, denn sie ist Ausdruck der politisch-gesellschaftlichen Situation von Post-/Migrant_innen und zielt nach wie vor auf ihre Verbes-



serung. Die Arbeit wird allerdings erschwert durch die Breite der Themen, die in den meisten Fällen von jeder einzelnen MO erbracht wird und damit einer Spezialisierung und Professionalisierung entgegenwirkt. In Ballungsgebieten und Großstädten konnten dennoch spezialisierte Einrichtungen und Dachverbände aufgebaut werden. Das sieht in Gegenden, in denen weniger Post-/Migrant_innen leben, noch weitgehend anders aus. Die Arbeit von MO wird aber insbesondere durch die schlechte finanzielle Ausstattung und die gesellschaftspolitischen Rahmenbedingungen erschwert. Die politische Kultur ist nach wie vor geprägt durch eine Haltung, die MO inzwischen zwar punktuell hört, sie aber nicht regelmäßig als legitime Vertreterinnen einer Teilgruppe dieser Gesellschaft einbezieht, die mit entsprechenden Rechten ausgestattet ist. Immer noch werden eher die Wohlfahrtsverbände und Regeleinrichtungen stellvertretend und advokatorisch angefragt, statt sich selbstverständlich und zuerst an die Selbstorganisationen und ihre inzwischen vorhandenen Dachverbände zu wenden. Die erschwerenden Rahmenbedingungen verdanken sich zudem der andauernden Entrechtung eines Teils der Bevölkerung.



hierzu MO notwendig sind, ergibt sich aus der politischen Kultur der Bundesrepublik und ihrem Nationenverständnis. Insofern sind zuallererst die Bundesrepublik und ihre Regeleinrichtungen danach zu fragen, wie sie gedenken, ihren Beitrag zur gleichberechtigten politischen Partizipation Aller zu leisten.



Literatur: • Hadeed, Anwar (2005): Selbstorganisation im Einwanderungsland. Partizipationspotenziale von Migrant_innen-Selbstorganisationen in Niedersachsen, Oldenburg • Leinberger, Katharina (2006): Migrant_innenselbstorganisationen und ihre Rolle als politische Interessenvertreter. Am Beispiel zweier Dachverbände in der Region Berlin-Brandenburg, Münster • Munsch, Chantal (2010): Engagement und Diversity. Der Kontext von Dominanz und sozialer Ungleichheit am Beispiel Migration, Weinheim, München • Toksöz, Gülay (1991): „Ja, sie kämpfen – und sogar mehr als die Männer“. ImMigrant_innen-Fabrikarbeit und gewerkschaftliche Interessenvertretung, Berlin



Insbesondere Flüchtlinge und undokumentierte Migrant_innen leben in prekären Verhältnissen, ihre Interessenvertretungen sind auf Grund ihrer politischen Position marginal. Insofern wird hierauf in Zukunft sicherlich ein Schwerpunkt der Arbeit von MO und ihrer Dachverbände liegen. Denn der Beitrag von MO zur politischen Partizipation von Post-/Migrant_innen misst sich letztlich an den Erfolgen, die für jene Gruppen erreicht werden, die am stärksten marginalisiert und entrechtet werden. Dass Dokumentation | Inklusion durch Partizipation | 13



Ergun Can (Netzwerk für türkeistämmige Mandatsträger_innen)



Voraussetzung für Engagement ist politische Teilhabe



Zunächst ist ein wenig Statistik in- Schule und Beruf teressant: • 1964 Einwanderung, Deutsch1. C  a. 40 Prozent der Bevölkerung land/Schramberg haben einen „Migrationshinter- • Hauptschulabschluss grund“. • 1974 Lehre als Industrie-Mecha2. Bei den 0 bis 6-jährigen sind es niker bei Junghans 60 Prozent mit „Migrationshin- • Zweiter Bildungsweg, Dipl. Ing. tergrund“. Maschinenbau 3. In 18 Prozent der Haushalte in • Berufstätigkeit als VertriebsinStuttgart leben Kinder, davon genieur (Siemens, Kern & Lieca. 10 Prozent mit „Migrationsbers, Novotechnik) hintergrund“. • Betriebsratsvorsitzender seit 2008 4. Wahlberechtigt sind ca. 30 Pro(IGM/Vertrauensmann 1974) zent der Bevölkerung mit „Migrationshintergrund“. Politischer Werdegang 5. In Stuttgart sitzen im Gemeinderat sieben Mitglieder mit „Migra- • 1982 Eintritt in die SPD tionshintergrund“ bei 60 Mitglie- • 2001 Ortsvereinsvorsitzender dern des Gemeinderates. • seit 2004 Stadtrat der SPD in Stuttgart Die Strukturen der Gesellschaft • seit 2007 Bundesvorsitzender ändern sich die Gesellschaft überdes Netzwerks türkeistämmiger altert. Daraus folgt; Vereine könMandatsträger_innen nen nur weiter bestehen, wenn sie Kinder und Jugendliche aus Gesellschaftliche Aktivitäten allen Herkunftsländern beteiligen. D.h. gelungene Integration ist eine • Gründungsmitglied FörderverGrundvoraussetzung für den Erein Albschule, Elternbeirat halt unserer Vereinsstrukturen. • Kuratorium des Deutsch-TürDer Verein, der sich öffnet, sikischen Forums seit 2008 chert sein Überleben. Integration • AWO ist also für Vereine alternativlos, • Naturfreunde sonst droht das biologische „Ver- • Deutsches Rotes Kreuz einsende“. • Verkehrswacht Stuttgart e.V. • Gesellschaft Möbelwagen e.V. Um ein Beispiel für gelungene Inteseit 1897 gration zu zeigen, möchte ich mei- • Sportkreis Stuttgart e.V. als Beirat nen Lebenslauf darstellen. Warum • Spielvereinigung SV 08 Schramhat es bei mir so gut geklappt? berg Mitglied seit 1970 14 | Dokumentation | Inklusion durch Partizipation



Unterstützung erhielt ich durch eine Familie in Schramberg, die mir durch Zuspruch, Menschlichkeit und Warmherzigkeit gezeigt hat, dass sie mir zutrauen, etwas in der Gesellschaft zu erreichen. Nun zeige ich im Gegensatz dazu einige Beispiele, warum es auf gesellschaftlicher Ebene oft nicht klappt: 1. Die finanzielle Sicherheit fehlt. 2. Die Willkommenskultur fehlt, auch bei Vereinen, die Migrant_ innen nicht zum Mitmachen einladen. Bei Migrant_innen gibt es oft keine Vereinskultur wie in Deutschland, sondern eher berufliche Verbände. 3. Missverständnisse aus Unkenntnis der “anderen“ Kultur, z.B. Bestattungsrituale bei Muslimen. Ein Beispiel: Würde ich sterben, dann wäre die erste Schwierigkeit, dass meine in der Türkei lebenden Verwandten nicht ohne wochenlange bürokratische Schwierigkeiten nach Deutschland kommen könnten. Ich möchte kurz einige wenige aber einfach durchzuführende konkrete Lösungsansätze nennen: 1. Es könnte mehr Angebote von deutschen Vereinen an Migrant_ innenvereine geben, z.B. gemeinsames Wandern. 2. Man muss Visionen entwickeln, indem man Gemeinsamkeiten
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sucht, z.B. beim Volkstanz (türkische Trachtenvereine und deutsche Trachtenvereine zeigen die jeweils eigenen Tänze bei einem gemeinsamen Abend).



rückte ich in den Vorstand auf und wurde 1999 in den Degerlocher Bezirksbeirat gewählt. Den Ortsvereinsvorsitz übernahm ich 2001. In den Stuttgarter Gemeinderat wurde ich 2004 für die SPD gewählt. In wenigen Jahren entscheidet sich Dies wurde in einer Dokumentatidie Integration. Noch haben wir es on des SWR unter dem Titel „Herr in der Hand. Can mischt sich ein“ gezeigt. Politische Ebene Das Schlüsselmotiv meines politischen Werdegangs ist “mitmachen“. Angefangen hat alles aber damit, dass mich Männer wie Egon Bahr, Willy Brandt und Herbert Wehner beeindruckt haben. Ausstrahlung haben sie gehabt und so war zum Beispiel Brandts Kniefall in Warschau für mich mehr als ein Symbol, es war der Ausdruck tiefer Menschlichkeit. Ich wollte nicht mehr, dass für mich Politik gemacht wird, ich wollte mitgestalten! Deshalb bin ich 1982 in die SPD eingetreten und habe mich eingemischt. Zunächst wurde ich ein ganz normales Mitglied im Ortsverein, dann



Wir brauchen Personen, mit denen sich die Menschen identifizieren können. Vor allem junge Migrant_innen brauchen Vorbilder, die ihnen gelungene Integration vorleben. Daher ist es für die Parteien ein Gewinn, bei Wahlen auch Kandidaten mit einer Einwanderungsbiographie aufzustellen.



„Nur eine gegenseitige Toleranz, die im Andersglaubenden und Andersdenkenden den Mitmenschen gleicher Würde achtet, bietet eine tragfähige Grundlage für das fruchtbare Zusammenleben.“ Aus eigenen Erfahrungen kann ich sagen, dass ich von Nachbarn, Kollegen und Vereinskamerad_innen schon in meiner Jugend unterstützt und anerkannt wurde und Sicherheit und Selbstbewusstsein erhielt. So konnte ich meine beruflichen, gesellschaftlichen und politischen Ziele erreichen. Wenn ich in meiner Jugend keinen Zuspruch bekommen hätte, hätte ich nicht den Mut gehabt meinen Weg weiter zu gehen. Integration erreicht man nicht nur, indem man Projekte einrichtet, Integration erreicht man, indem man Herzen öffnet. Wir müssen die Vielfalt wertschätzen und den Zusammenhalt stärken.



Gegenwärtig begegnen wir uns vor allem bei den strittigen Fragen. Dabei gibt es sehr viele Schnittmengen zwischen den Migrant_innen über alle Ethnien hinweg und auch zwischen den Zuwanderern und den Deutschen. Hierauf sollten wir schauen. Schon Herbert Wehner Seien wir mutig, dann wird es uns sagte in diesem Zusammenhang: gelingen!
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Dr. Karamba Diaby (Stadtrat der Stadt Halle)



Herausforderungen für eine gelungene politische Partizipation in einer Zuwanderungsgesellschaft



Trotz positiver Signale und dem erfreulichen Umdenken der Politik der letzen Jahre gibt es immer noch viele Stolpersteine auf dem Weg zu einer idealtypischen Zuwanderungsgesellschaft in Deutschland. Im Nationalen Integrationsplan (NIP/NAP) wird die Integration als gesamtgesellschaftliche Aufgabe angesehen (u.a. fanden vier Integrationsgipfel statt, die als positive Symbole angesehen werden können). Die aus dem NIP resultierenden Handlungsempfehlungen gehen in die richtige Richtung. Beispielweise ist im Themenfeld „Migrant_innen im öffentlichen Dienst“ ein Paket von insgesamt 30 konkreten Maßnahmen und Projekten vereinbart worden, um den Anteil der Migrant_innen im öffentlichen Dienst zu erhöhen (http://www.wir-sind-bund.de).



grationsgeschichte in ihre Überlegungen ein. Die Vielfalt, die Migrant_innen und Flüchtlinge einbringen, wird positiv begriffen. Die Signale aus der Politik haben allerdings nur Wirkung, wenn sie von Akteuren vor Ort umgesetzt werden (u.a. interkulturelle Öffnung der Verwaltung und der Parteien). Bei den Menschen mit Migrationshintergrund und ihren Organisationen existieren viele Potenziale, die nicht ausreichend berücksichtigt werden. Dagegen gibt es vielfältige Stolpersteine, wie institutionelle Diskriminierung, höhere Arbeitslosigkeit und prekäre Beschäftigungen, geringere interkulturelle Sensibilisierung der Verwaltung, schlechte Rahmenbedingungen für Inklusion sowie mangelnde Willkommenskultur.



gesellschaft zu erreichen, brauchen wir u.a.:



• mehr Zugewanderte in den Parlamenten (momentan sind dies nur ca. vier Prozent) • interkulturelle Öffnung der Parteien • kommunales Wahlrecht für Ausländer_innen aus Drittstaaten • Mitspracherecht in politischen Gremien der Kommunen (Ausschüsse für Jugendhilfe, Soziales, Bildung u.a.) • neue Formen der Zusammenarbeit mit Kommunen, den Ländern und den Wohlfahrtsverbänden (u.a. Tandemprojekte nicht nur auf dem Papier) • Novellierung der GemeindeOrdnungen besonders in den ostdeutschen Ländern, um die politische Partizipation auf kommunale Ebene zu ermöglichen • Sicherstellung der Qualifizierung Damit zieht die Politik die über Um eine nachhaltige Partizipation der Akteure und Schlüsselper16 Millionen Menschen mit Mi- in der deutschen Zuwanderungssonen in den Gremien.
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Talkrunde



Talkrunde



DISKUSSION



POLITISCHE PARTIZIPATION AUF UNTERSCHIEDLICHEN EBENEN



Referent_innen des 1. Tages im Ge- nen sollten, für wen sie ihr Angebot spräch mit dem Publikum machen. Dies hat auf der einen Seite den Effekt, sich zu positionieren, • P  rof. Dr. Iman Attia und auf der anderen Seite, den MO • M  arianne Ballé Moudoumbou zu ermöglichen, in diesen Bereichen • E rgun Can tatsächlich Anträge zu stellen und • D  r. Karamba Diaby gefördert zu werden. Der vorletzte Aspekt bezieht sich darauf, dass Moderation: Prof. Dr. Siglinde Nau- Regeleinrichtungen entscheiden, in mann welchen Bereichen sie tatsächlich Privilegien abgeben. Hierbei wäre Prof. Dr. Siglinde Naumann: Bündnispolitik das Stichwort. Mein Ich möchte Sie um ein kurzes State- letzter Punkt ist das Ziel, zu einer Halment zu der Frage bitten, welche tung zu gelangen, die eine InteresRahmenbedingungen nötig sind, senvertretung und den Menschen damit Migrant_innenorganisationen eine selbstbestimmte Positionierung wirkungsvolle Vertreter ihrer Mit- ermöglicht. glieder sein können. Prof. Dr. Siglinde Naumann: Prof. Dr. Iman Attia: Frau Ballé Moudoumbou, was bedarf Ich würde gerne den Bogen von der es aus Ihrer Sicht, damit Menschen anderen Seite her aufspannen: Was mit einer Migrationsgeschichte und können Regeleinrichtungen zur Par- MO hörbarer werden? tizipation von Migrant_innen, Postmigrant_innen, People-of-coulour Marianne Ballé Moudoumbou: usw. beitragen? Um diese Frage Der erste Schritt wäre meiner Meibeantworten zu können, sollten nung nach, die eigene Organisation Regeleinrichtungen in diesem Zu- zu stärken. Ebenso ist es wichtig, sammenhang über den Punkt Per- alle Möglichkeiten des Engagesonalpolitik nachdenken. Der zweite ments zu nutzen, um einen posiPunkt bezieht sich auf die interkultu- tiven Beitrag leisten zu können. Aurelle Akzentuierung des Angebotes, ßerdem ist die Sprache elementar Richtlinien und deren Umsetzung, und stellt einen Türöffner zu einer die im Zusammenhang mit Diskri- anderen Welt dar. minierung und Antidiskriminierung stehen. Inbegriffen sind die beiden Prof. Dr. Siglinde Naumann: Aspekte Interkulturalität und Ras- Herr Diaby, Sie verfolgen bereits sismus. Ein weiterer Punkt, welcher seit langem ein vielfältiges Engamir als besonders wichtig erscheint gement in Migrant_innenorganisa,ist, dass Regeleinrichtungen benen- tionen und Sie engagieren sich auf 18 | Dokumentation | Inklusion durch Partizipation



der politischen Ebene. Wo gibt es da Ergänzungen und Überschneidungen? Dr. Karamba Diaby: Meiner Meinung nach passen beide Engagementbereiche zusammen. Mein Engagement ist kein Zufall. 42 Prozent der Menschen, die in Deutschland Mandatsträger sind, haben ihre Vorgänger in den Ausländerbeiräten, diese Tatsache hat mich motiviert, dies zu tun. Ich sehe bei meinem Engagement auf beiden Ebenen keinen Widerspruch. Ich finde es wichtig, sich einerseits in Organisationen zu engagieren, in welchen man seine eigenen Wurzeln ergründen kann, aber ebenso das Engagement in Organisationen der „neuen Heimat“. Das Wesentliche ist, dass man die Überzeugung hat: Wenn man nichts tut, wird sich auch nichts ändern. Ob dies nun im Kindergarten oder der Schule der eigenen Kinder ist oder in der Gemeinde, in der ich wohne – man kann überall etwas tun. Das ist meine Überzeugung. Prof. Dr. Siglinde Naumann: Herr Can, welche Bedeutung hat in diesem Zusammenhang das Netzwerk für türkeistämmige Mandatsträger und Mandatsträger_innen? Ergun Can: Das Netzwerk türkeistämmiger Mandatsträger_innen wurde 2004 von der Körber-Stiftung in Hamburg ins



Talkrunde Leben gerufen. Die Körber-Stiftung hat sehr viele Projekte mit Migrant_innen durchgeführt, unter anderem auch mit Menschen mit türkischem Migrationshintergrund. Dabei kam die Frage auf, ob es auch politische Akteure mit einem türkischen Migrationshintergrund gibt. Seither kommen die Mitglieder zweimal im Jahr zusammen. Die Mitglieder sind Vertreter_innen aus allen Parteien, hierbei gibt es eine sehr große Spannbreite. Die zentrale Fragestellung war zunächst: Bei welcher Schnittstelle kommen wir zusammen und können uns bündeln? Dieser Prozess hat fast über zwei Jahre gedauert. Die zentralen Elemente sind nun die Themen Bildung, politische Teilhabe, Pflege oder Religionsunterricht. Wir können natürlich nicht die gesamte Bandbreite der Politik diskutieren, sondern haben uns auf die Themen beschränkt, bei welchen wir eine Überschneidung feststellen konnten. Im Mittelpunkt steht die Vernetzung untereinander, aber auch die Möglichkeit, Gespräche mit entsprechenden Personen auf unterschiedlichen Ebenen der politischen Entscheidungsträger zu führen, um diese zu sensibilisieren. Das Max-Planck-Institut hat in einer Studie ermittelt, dass von über 4.000 Mandatsträger_innen in allen Städten Deutschlands, welche mehr als 100.000 Einwohner haben, nur 187 mit einem Migrationshintergrund als Stadträt_innen aktiv sind. Davon sind mehr als die Hälfte türkischer Herkunft. Wenn diese Menschen sich politisch engagieren, dann ist dies ein Zeichen dafür, dass sie sich integrieren möchten. Durch dieses Netzwerk haben wir die Möglichkeit, über die Parteigrenzen hinaus gemeinsam Forderungen zu stellen.



Dorota Szymanska (Region Hannover - Koordinierungsstelle für Integration): Es ist schön, bei dieser Tagung die Möglichkeit zu haben, über die Themen rund um Partizipation zu sprechen. Allerdings ist dies gleichzeitig das Problem, was bereits seit Jahren besteht. Denn alle Themen und alle Inhalte, die wir an dieser Stelle ansprechen, sind den hier Anwesenden gut bekannt. Eigentlich sollten wir mit anderen darüber sprechen, denn diese Diskussionen bestehen schon seit vielen Jahren und die Entwicklung geht nicht sehr weit voran. Wir stoßen ständig an unsere Grenzen, die wiederum mit dem Thema Macht zu tun haben. Diese Grenzen der Macht sind auf allen Ebenen vorhanden, ob es sich um die politische, die öffentliche oder die gesetzliche Ebene handelt. Wir versuchen dies durch die politische Partizipation zu verändern, aber es ist nicht leicht, ,weiter voran zu kommen. Wir müssen uns ständig behaupten, damit wir weiter kommen. Über den strukturellen Rassismus, den Sie heute angesprochen haben, der in allen Ebenen fest verankert ist, darüber wird nicht diskutiert. Mein Anliegen ist, dass wir darüber mit Menschen aus anderen Kontexten ins Gespräch kommen.



Marianne Ballé Moudoumbou: Wir müssen versuchen zu verstehen, wie „die andere Seite“ spricht. Beispielsweise haben wir vor einiger Zeit ein Afrikawirtschaftsforum ins Leben gerufen, um neben dem kulturellen Bereich die Aufmerksamkeit auch für einen anderen Bereich zu wecken. Durch solche „Türöffner“ kann es gelingen, den Zugang zu anderen Bereichen zu erhalten. Es ist ein langer Atem nötig, damit etwas Prof. Dr. Siglinde Naumann: passiert. Eine Person alleine kann Das Plenum hat nun die Möglich- nichts bewegen. Selbst eine Gruppe keit Fragen, direkt an unsere Podi- alleine kann wenig bewegen. Wir umsgäste zu richten. müssen gemeinsam Strategien ver-



folgen, wie man an welchen Stellen bestimmte Hebel umlegen kann. Dies gilt ebenso für Machtstrukturen. Hierbei muss man ebenso mit der geeigneten Strategie versuchen die entsprechenden Personen zu erreichen. Wenig sinnvoll ist dabei der Kampf an mehreren Fronten, da diese möglicherweise gegensätzlich arbeiten. Folglich sind viele Einzelstrategien zusammengefasst unter einer Gesamtstrategie notwendig. Nana Verkhviashvili (kargah e.V.): Ich habe zwei Fragen an Herrn Can. Es ist bekannt, dass für eine politische Partizipation bestimmte rechtliche Rahmenbedingungen nötig sind, die in Deutschland eigentlich nicht vorhanden sind, wenn man die deutsche Staatsbürgerschaft nicht besitzt. Ihre politische Karriere war nur möglich, da Sie die deutsche Staatsbürgerschaft besitzen. Ich möchte gerne von Ihnen wissen, welche Schritte Sie in dieser Richtung planen, um diese Missstände zu beheben, zum Beispiel, dass die Menschen mit Migrationshintergrund kein Wahlrecht haben, weder auf Kommunal-, noch auf Landes-, noch auf Bundesebene. Meine zweite Frage bezieht sich auf das Thema der interkulturellen Öffnung. Was ist Ihrer Ansicht nach nötig, damit sich beispielsweise Gremien, Verwaltungen oder Parteien in Deutschland auf interkultureller Ebene öffnen? Ergun Can: Ihre erste Frage muss man zweigeteilt sehen. EU-Bürger_innen haben auf zwei Ebenen die Möglichkeit zu wählen. Dies bezieht sich auf den kommunalen Bereich, also Bürgermeister, Gemeinde- oder Stadträte sowie das Europäische Parlament. Wir versuchen innerhalb unseres Netzwerkes, über Parteigrenzen hinweg Anträge zu formulieren, welche in Parteigremien auf unterschiedlichen Ebenen eingebracht werden. Hierbei hängt es dann davon ab, welche politische
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Talkrunde Mehrheit damit verbunden ist, um dies entsprechend umsetzen zu können. Aber ich gebe Ihnen Recht, dass es Menschen gibt, die bereits seit sehr langer Zeit in Deutschland sind und noch nie gewählt haben. Dies ist de facto ein Missstand. Aber hierzu müssen eben zunächst die politischen Rahmenbedingungen geändert werden. Auch als Migrant_innenorganisation kann man von den Parteien fordern, mehr Kandidat_innen aufzustellen. Zu Ihrer zweiten Frage: Ich habe beispielsweise in Stuttgart einen Antrag an die Stadtverwaltung gestellt, um herauszufinden, welche Konzeptionen entwickelt werden müssen, damit wir auf einen höheren Anteil an Migrant_innen in der Verwaltungsebene kommen. Dadurch kann man über Antragsverfahren einen bestimmten Druck entwickeln. Wenn man keine Visionen vor Augen hat, dann kann man nichts erreichen. Wenn wir die guten Elemente in unserer Gesellschaft am Leben erhalten wollen, dann müssen wir die Weichen jetzt stellen und nicht in zwei oder drei Jahren. Dafür muss man wiederholt kämpfen. Hugo Pariona (DiKom e.V.): Jeder von uns hat eine eigene Biografie. Jede einzelne Biografie ist unterschiedlich. Migrant_innen, egal aus welchem Land, haben somit ein anderes Verständnis von Bildung. Häufig fehlt die Anerkennung für die ursprüngliche berufliche Qualifikation der Eltern. Ohne Anerkennung werden häufig auch die Kinder



auf der ähnlichen beruflichen Ebene eingestuft – demnach zu tief. Wenn sich Machtverhältnisse ändern sollen, dann sollten diese sich auch auf diesen Ebenen ändern. In Frankfurt gibt es beispielsweise eine kommunale Ausländervertretung – diese hat aber nur beratende Funktion. Alle MO sollten eine gemeinsame Dachorganisation bilden, um auch die Parteien zu beraten und sie fachlich zu unterstützen. Marianne Ballé Moudoumbou: Die kulturelle Ebene ist, insbesondere was Schulen angeht, sehr wichtig. Die Aufrechterhaltung der Bindung zur eigenen Kultur spielt hierbei eine sehr wichtige Rolle, so dass auch die Eltern nicht das Gefühl haben, dass ihre Kinder von der eigenen Kultur entfremdet werden.



aus nichteuropäischen Staaten kein kommunales Wahlrecht? Wie lange sollen wir warten, bis Regeleinrichtungen merken, dass diese bei bestimmten Programmen zu wenig Teilnehmer_innen haben und dies durch Selbstkritik analysieren. Hierfür brauchen wir politische Entscheidungen. Wie soll die Gesellschaft die politische Partizipation realisieren, wenn die Politik hierbei die Hauptverantwortung trägt und bei ihren Aktivitäten an gewisse Grenzen stößt?



Prof. Dr. Iman Attia: Sie haben Recht, wir können nicht warten. Ich wollte mit meiner Äußerung betonen, dass auch Regeleinrichtungen einen Beitrag zu der Partizipation von Post-Migrant_innen leisten können. Der Beitrag von MO wird auf der politischen, sozialen, kulturellen und instituZum Thema der Bündelung von tionellen Ebenen erbracht, dieser Kompetenzen im entwicklungspo- kann aber noch größer werden. litischen Bereich bestehen bereits sehr viele Institutionen. Wichtig Dr. Karamba Diaby: ist es, das Thema auf unterschied- Es ist mir wichtig, dass wir diffelichen Ebenen anzupacken, um renzieren. Für die Änderungen des eine hörbare Stimme zu erhalten. kommunalen Wahlrechtes brauchen wir eine 2/3-Mehrheit. Es Asghar Eslami (kargah e.V.): gibt zwei Parteien, die eindeutig Meiner Meinung nach haben wir dafür sind. Im jetzigen Regierungsein strukturelles Problem in die- programm wird dieses Thema mit sem Land. Eine Vernetzung unter- keinem Satz erwähnt. Es liegt also einander ist unerlässlich, um ein in unseren Händen. Wenn man diepaar Schritte weiter zu kommen. sen Zustand ändern möchte, dann Aber um noch weiter zu kommen, muss man dafür sorgen, dass es brauchen wir in dieser Gesellschaft eine politische Mehrheit gibt. politische Entscheidungen. Warum haben Migrant_innen aus europä- Prof. Dr. Siglinde Naumann: ischen Ländern ein Wahlrecht auf Herzlichen Dank für die engagierte kommunaler Ebene und Migranten Diskussion.
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WORLD-CAFé



WORLD-CAFé



Politische Partizipation von Migrant_innen auf dem Prüfstand



Einführung Nuran Yiğit, Moderatorin des WeltCafés und ehem. Vorstand des Migrationsrats Berlin-Brandenburg Das Welt-Café ist eine Methode speziell für große Gruppen, um innerhalb kürzester Zeit effektiv und schnell ins Gespräch zu kommen.1 Die Café-Atmosphäre schafft den Raum, um miteinander in einen Dialog und Austausch zu kommen und Perspektiven zu entwickeln. Denn in diesem Raum ist durch jede/ jeden Einzelne/n viel Wissen und Erfahrung versammelt. Genau dies bietet viel Potenzial für Synergieeffekte, die wir nutzen möchten. 1 Mehr Informationen zum Welt Café unter: http://www.all-in-one-spirit.de/pdf/ cafetogo_d.pdf



Dafür brauchen wir Ihre aktive Teil- • Sprechen und Hören mit Herz nahme. und Verstand. • Hinhören, um wirklich zu verstehen. Ich werde Sie nun in drei Runden • Ideen verlinken und verbinden. durch den Gesamtprozess beglei- • Aufmerksamkeit für die Entdeten. Jede Runde hat eine eigene ckung neuer Erkenntnisse und spezielle Fragestellung und dautiefer gehende Fragen. ert 20 Minuten. Nach jeder Runde • Spielen, kritzeln, malen – auf wechseln Sie den Tisch und suchen die Tischdecke schreiben ist ermöglichst neue, unbekannte Gewünscht. sprächspartner an einem anderen Tisch. Jeder Tisch hat einen eige- Die drei Runden haben folgende nen Tischgastgeber, der die einzel- Fragen: nen Fragerunden moderiert. Auf den Tischen liegt ein großes Papier, 1. Welche konkreten Möglichkeiten damit Sie Ihre Gedanken schreiben gibt es bezüglich der Partizipatiund malen können, und es gibt on von Migrant_innen? eine Café-Etikette: 2. Welche Erfahrungen, positiv wie negativ, haben wir konkret ge• Focus auf das, was wichtig ist. macht? • Eigene Ansichten und Sichtwei- 3. Was muss sich ändern, um die Posen beitragen. tenziale besser nutzen zu können?
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ERGEBNISSE DER THEMENTISCHE THEMA 1: Migrant_innen in politischen Parteien, Gewerkschaften, Beiräten und Ausschüssen



Tisch 1: Dr. Birgit Jagusch (ISM) • Mitgliedschaft in Parteien (bisTisch 2: Mamad Mohamad (LAMSA) her v.a. auf lokaler Ebene). Tisch 3: Athena Leotsakou (BAGIV) • Forum der Migrant_innen im Tisch 4: Nurhayat Canpolat (Agarp) Deutschen Paritätischen WohlTisch 5: Nader Mahboubkhah (Intefahrtsverband (DPWV). grationsbeirat Nordhausen) • Mitgliedschaft in kommunalen Ausschüssen (z.B. Jugendhilfeausschuss). Tisch 1: Dr. Birgit Jagusch (ISM) Indirekte Vertretung durch Vernetzung, z.B.: Der Thementisch „Migrant_innen in politischen Parteien, Gewerk- • Politiker_innen verschiedener Parschaften, Beiräten und Ausschüsteien können zu den Veranstalsen“ widmete sich der Frage, wie tungen und/oder Sitzungen der ein Engagement von Menschen MO eingeladen werden. mit Migrationshintergrund mög- • Es sind themenbezogene Konlich ist und welche Hürden sich takte zur Verwaltung aufzubauen. in der Praxis zeigen. Wenngleich • In den Fällen, in denen die MO die Möglichkeit der Partizipation ein Büro in einem Gebäude mit grundsätzlich in den drei Runden verschiedenen anderen zivilgeals positiv und notwendig erachsellschaftlichen Akteur_innen tet und seitens der Teilnehmenden hat, können leicht Kontakte aufbetont wurde, dass engagierte Pergebaut werden. sonen gerade für junge Menschen • Stiftungen unterstützen teilweiauch positive Rollenvorbilder sein se das Engagement (z.B. fördert können, zeigte sich eine grundledie Körberstiftung explizit das gende Frage, die in allen drei Runpolitische Engagement von Juden gestellt wurde darin,:Wie ist es gendlichen mit Migrationshinum die grundsätzliche Bereitschaft tergrund). und Offenheit etablierter Gremien für die Teilhabe von Menschen mit Runde 2: Welche Erfahrungen, poMigrationshintergrund bestellt. sitiv wie negativ, haben wir konkret gemacht? Runde 1: Welche konkreten Möglichkeiten gibt es bezüglich der Explizit zum Thema „Engagement in Partizipation von Migrant_innen? Parteien“ wurden Hürden, die ein Engagement erschweren, gesamDirekte Mitgliedschaft/Vertretung, melt. Zunächst stellte sich die grundz.B.: sätzliche Frage: Warum sollten sich



Menschen mit Migrationshintergrund in Parteien engagieren, wenn sie kein Wahlrecht haben? Sind die Parteien tatsächlich offen für Menschen mit Migrationshintergrund? Insgesamt gibt es • Zu wenig Interesse an Politik generell. • Zu wenig Gelegenheitsstrukturen für Kontakte und Partizipation. • Zu wenig offensive Werbung der Parteien für Jugendlichen mit Migrationshintergrund. • Die Befürchtung, dass Menschen mit Migrationshintergrund in den Parteien als Alibi fungieren bzw. nur auf Integrationsthemen beschränkt sind. Hinsichtlich möglicher Chancen wurden folgende Aspekte genannt: • Um gemeinsam die Zukunft zu gestalten, ist grundsätzlich Partizipation in allen Bereichen und die Möglichkeit der Partizipation von Allen notwendig. • Menschen, die sich (gesellschafts-) politisch engagieren, können als Rollenvorbilder fungieren. • Identifikation mit den etablierten Institutionen und Organisationen wird dadurch erhöht, dass gemeinsame Themen und Zielsetzungen identifiziert werden. • Durch die Partizipation an etablierten Strukturen und Institutionen kann die Chance der
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World Café | THEMA 1: Migrant_innen in pol. Parteien, Gewerkschaften, Beiräten und Ausschüssen Einflussnahme erhöht werden. • Strukturen für Beteiligung schafGerade bei kleineren MO, die fen: Dies kann beispielsweise Schwierigkeiten haben, in der durch die Etablierung einer WillÖffentlichkeit sichtbar zu sein, kommenskultur, durch Verändekann es zur Durchsetzung der rungen der rechtlichen Rahmen Interessen hilfreich sein, sich zu (Wahlrecht) oder die Quotenrevernetzen. gelungen initiiert werden. • Gemeinsamkeiten in den Fokus Runde 3: Was muss sich ändern, rücken: Um Partizipation nachum die Potenziale besser nutzen haltig zu erhöhen, gilt es an den zu können? gemeinsamen Interessen und Themen anzusetzen und auch In der dritten Runde überlegten Vernetzungen über Institutionen sich die Teilnehmenden, welche hinweg und auch unter einer Möglichkeiten es gibt, um mit transnationalen Perspektive zu den zuvor identifizierten Hürden stärken. Ebenso wichtig ist es, umzugehen und die Partizipation Menschen direkt anzusprechen. von Menschen mit Migrationshintergrund zu erhöhen. Gesammelt wurden folgende Aspekte: Tisch 2: Mamad Mohamad (LAMSA) • B  efähigungsstrukturen schaffen: Um Menschen mit Migrationshin- In allen drei Runden haben sich tergrund für (gesellschafts-)poli- die Teilnehmer_innen mit der Eintisches Engagement zu gewinnen, stiegsfrage: „Was heißt Partizipatimüssen Strukturen entstehen, on für mich?“ vorgestellt. die auf die ressourcenorientierte Unterstützung setzen, bspw. Runde 1: Welche konkreten Mögdurch gezielte Förderprogramme. lichkeiten gibt es bezüglich der • D  iskriminierung und Rassismus Partizipation von Migrant_innen? thematisieren: Um Veränderungen hin zu einer Partizipati- In der ersten Runde haben sich die onsgerechtigkeit zu bewirken, Teilnehmer_innen mit der Frage: müssen die teils diskriminie- „Welche konkreten Möglichkeiten renden Strukturen (z.B. hinsicht- gibt es bezüglich der Partizipation von lich des Wahlrechts oder der Migrant_innen?“ befasst. Um diese stereotypisierenden Wahrneh- Frage zu beantworten, haben die Bemung) offengelegt werden. teiligten folgende Fakten gesammelt:
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• • • • • • •



im Gemeinderat in Parteien in Beiräten (Schulen, Kita) in Migrant_innenorganisationen in Kirchengemeinden im Sport in Vereinen



Einige Teilnehmer_innen haben beklagt, dass es nur sehr geringe Möglichkeiten und keine niedrigschwelligen Angebote für die Partizipation von Migrant_innen auf der kommunalen Ebene gibt. Außerdem wurde bemängelt, dass es an Lobbyarbeit in den Kommunen fehlt. Runde 2: Welche Erfahrungen, positiv wie negativ, haben wir konkret gemacht? In der zweiten Runde stand die Frage: „Welche Erfahrungen positiv wie negativ haben wir konkret gemacht?“ im Mittelpunkt. Bevor wir die Frage diskutiert haben, haben die Teilnehmer_innen folgende Frage in den Raum geworfen: „Fehlen für die Partizipation die Ressourcen?“ Hier möchte ich in einem Beispiel deutlich machen: Wenn die Migrant_innen an bestimmten Beiräten/Dialogforen als ehrenamtliche Akteure teilnehmen sollen, fehlt es oft an zeitlichen und finanziellen Ressourcen, um einen fachlichen Beitrag gegenüber den hauptamtlichen Akteuren zu leisten. Weiterhin haben



World Café | THEMA 1: Migrant_innen in pol. Parteien, Gewerkschaften, Beiräten und Ausschüssen die Beteiligten folgende Hindernisse Grad der Teilnahmemöglichkeiten. besprochen: Auf der Ebene der politischen Parteien sind diese Fragen für die Durch• E s fehlen Informationen, wo setzung von Mitwirkungsrechten man sich beteiligen kann. zentral. Dazu kommen Barrieren, die • W  ie werden die Infos weiterge- mit der Herkunft zusammenhängen, geben? wie fehlende Sprachgewandtheit • E s dauert alles so lange, bis die oder sogar Sprachprobleme und fehMigrant_innen sich beteiligen lende eigene Netzwerke innerhalb können. der Parteien. • W  ir brauchen Brücken zwischen den Akteuren. Das Thema der Mitgliedschaft in politischen Parteien ist seit Jahren releRunde 3: Was muss sich ändern, vant, da der Organisationsgrad von um die Potenziale besser nutzen Migrant_innen dort vergleichsweise zu können? niedrig ist. Es werden jedoch keine Maßnahmen der Parteien beobachIn der letzten Runde habe sich die tet, um diesem Zustand ein Ende zu Beteiligten mit der Frage: „Was muss bereiten, da für diese bisher keine sich ändern, um die Potenziale bes- Notwendigkeit dazu besteht. Die ser nutzen zu können?“ beschäftigt. Etablierung einer WillkommenskulGleich am Anfang haben sich zwei tur und eine generelle interkulturelle große Schwerpunkte herauskristal- Öffnung wären zwei Schritte, um lisiert: Die Willkommenskultur und diesem Mangel entgegenzuwirken. die Anerkennung der Potenziale der Es gibt gleichwohl auch positive BeiMigrant_innen in den Kommunen spiele für das Engagement von Mimüssen sich verbessern. Weiterhin grant_innen in politischen Parteien. haben die Teilnehmer_innen eine Dazu gehört die Verbindung der TGD fehlende interkulturelle Öffnung (Türkische Gemeinde Deutschland) seitens der Verwaltung bemängelt. und der SPD. Dort kann man beEin weiterer Gedanke in der Diskus- obachten, wie Verbandsinteressen sion war, ob Quoten bei der Beset- auch durch die Mitgliedschaft in eizung von Beiräten oder Ausschüs- ner Partei gebündelt und verbessert sen notwendig sind. wahrgenommen werden können. Dieses Beispiel könnte auch als Blaupause für die Wahrnehmung der InTisch 3: Athena Leotsakou teressen von Migrant_innen gelten, (BAGIV) indem durch Mitgliedschaften in Parteien und die Bildung von eigeRunde 1: Welche konkreten Mög- nen Netzwerken Fortschritte erzielt lichkeiten gibt es bezüglich der werden können. Partizipation von Migrant_innen? Runde 2: Welche Erfahrungen, poEs gibt vielfältige formale Möglich- sitiv wie negativ, haben wir konkeiten der politischen Partizipation kret gemacht? von Migrant_innen. Allerdings sind auf dem Weg zu den konkreten Mit- Die Diskussion am Thementisch bewirkungschancen zahlreiche Barri- handelte überwiegend die vielfäleren zu verzeichnen, die als erstes tigen negativen Erfahrungen. Hierzu identifiziert werden müssen, um gehören zweifellos die alltäglichen wirklich partizipieren zu können. Diskriminierungs- und RassismusBeispielweise sind die Frage des Her- erfahrungen. Besonders Migrankunftskontextes (EU/Nicht-EU) und tinnen haben aufgrund mehrfacher der Staatsangehörigkeit (deutsch/ Diskriminierungen schlechte Vonicht-deutsch) entscheidend für den raussetzungen für die Teilnahme



am politischen Geschehen. Ein weiteres Beispiel für eine verfehlte Mitwirkungsmöglichkeit sind die Integrations- und Ausländer(bei)räte, die auch von Migrant_innen sehr kritisch gesehen werden. Ihre Legitimation zur Wahrnehmung von Migrant_inneninteressen wird problematisch gesehen. Darüber hinaus vollziehen sie lediglich symbolische Akte, aber ihre konkreten Einflussmöglichkeiten sind begrenzt. Runde 3: Was muss sich ändern, um die Potenziale besser nutzen zu können? Alternative Beteiligungsformen und -strukturen sind auf allen Ebenen der politischen Partizipation nötig, um adäquate Mitwirkungsmöglichkeiten für Migrant_innen zu schaffen. Konkret heißt das zum Beispiel, die Integrationsräte angemessen zu legitimieren sowie ihnen Entscheidungskompetenzen und Projektmittel zu geben. Migrant_innen sollen nicht nur Alibifunktionen erfüllen oder symbolisch beteiligt werden, sondern ihre Arbeit muss anerkannt werden. Diese Anerkennung erfolgt zum Teil bereits heutzutage, indem die Bedeutung der Arbeit von Migrant_innen(selbst)organisationen herausgestellt wird. Jedoch schlägt sich diese Herausstellung nicht in Geldmitteln nieder. Besonders im Bereich der finanziellen Unterstützung von Organisationen der sozialen Arbeit werden etablierte (oftmals deutsche) Träger den meisten Migrant_innenorganisationen vorgezogen. Ein weiterer Ansatzpunkt ist die Mitgliedschaft von Migrant_innen in politischen Parteien, um (in langer Sicht) als Entscheidungsträger_innen positive Veränderungsprozesse bewirken zu können. Desgleichen kann durch eine erhöhte Präsenz sowie Arbeit in den Medien geschehen, da die Wahrnehmung und Darstellung von Migrant_innen ihre Beteiligung an politischen Gremien positiv beeinflussen kann.
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World Café | THEMA 1: Migrant_innen in pol. Parteien, Gewerkschaften, Beiräten und Ausschüssen Tisch 4: Nurhayat Canpolat (AGARP) Vorstellung der Moderatorin und • der AGARP: Nurhayat Canpolat, Geschäftsführerin der AGARP, ist Diplom-Sozialpädagogin/Coach-FH. Die AGARP ist der Landesverband von 50 kommunalen Beiräten, deren Mitglieder die kommunale Integrationspolitik vor Ort mitgestalten. AGARP ist aktiv eingebunden in die fachliche Beratung kommunaler Integrationskonzepte sowie in vielfältigen landesweiten Strukturen. Sie vertritt gegenüber Landesregierung, Landtag und Öffentlichkeit die Belange der zugewanderten Bevölkerung in Rheinland-Pfalz und setzt sich für demokratische gesellschaftliche Prozesse ein. • Die Moderatorin stellt die Methode World Café sowie die Regeln vor. Danach wird seitens der Moderatorin eine kurze Einführung in das Thema vorgenommen. Eine kurze Vorstellungsrunde der „Tischgäste“ erfolgt, damit der Austausch unter ihnen, auch nach dieser Arbeitseinheit, geführt werden kann. • Runde 1: Welche konkreten Möglichkeiten gibt es bezüglich der Partizipation von Migrant_innen? • P  arteien und Gewerkschaften sowie die (kommunale) Verwaltungen sollten das Ziel verfolgen, sich (interkulturell) zu öffnen, in • dem sie z.B. (mehr) Migrant_innen beschäftigen. Dies hat zu Folge, dass durch die Mitarbeiter_innen mit Migrationshintergrund neue, andere Themen und Sichtweisen sowie Lösungsansätze in die Unternehmen eingebracht • werden. Da sie als Vorbilder fungieren, ermutigen sie direkt/ indirekt die (jüngeren) Migrant_ innen, sich bei Parteien und Gewerkschaften zu engagieren bzw. • sich dort zu bewerben. Die interkulturelle Öffnung dient auch zur Bewusstseinsveränderung in den



o.g. Organisationen, aber auch insgesamt in der Gesellschaft, wenn es denn gelebt wird. Die politische Kommunikationskultur bzw. die Arbeitsweisen in Gremien, Ausschüssen sowie in Verbänden sind zu verändern: Weg von einer Komm-Struktur, hinzu einer Geh-Struktur. Vertreter_innen der Gremien sollten Migrant_innen und Migrant_innenorganisationen (MO) aufsuchen und sie für die Mitarbeit in ihren Verbänden gewinnen. Besuche von Politiker_innen bei den MO werden in der Regel als eine Aufwertung und als ein „Ernstgenommen-Werden“ aufgefasst. Solche Besuche sind jedoch nicht nur vorzunehmen, wenn Wahlen anstehen. Gemeinsame Themenfelder wie Senioren-, Schulelternarbeit, Bildung und Schule sind ohne Unterschiede, Herkunft und Sprache in den Vordergrund zu stellen, zu bestimmen und zusammen aktiv zu bearbeiten. Gemeinsame Interessen und Fähigkeiten sowie Kompetenzen sollten dabei von Bedeutung sein. Sprachprobleme und geringe Deutschkenntnisse, werden als mögliche Hindernisse der Partizipation genannt. Da diese mit Rückzug verbunden sind, soll eine Stärkung des Selbstbewusstseins der Zugewanderten angestrebt werden. Durch mehr Aufklärung über Rechte und Pflichten, z.B. in den Integrationskursen, deren Volumen erhöht werden müssten, könne allgemein die Partizipation der Migrant_innen erreicht werden. Ein/e Willkommenspaket bzw. -kultur sollte entwickelt werden und den Zugewanderten zukommen, um die Teilhabe zu erleichtern bzw. zu ermöglichen. Berührungsängste auf „beiden Seiten“ sind abzubauen. Aktives Aufeinanderzugehen ist zu verfolgen.
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Runde 2: Welche Erfahrungen, positiv wie negativ, haben wir konkret gemacht? Positiv: • Projekte wie Stadtteilmütter haben sich bewährt. • MO sind offen und bereit zu Kooperation. • Beschäftigungen von Migrant_ innen in manchen Strukturen sind vorhanden und sind auszuweiten, um den Prozess der Öffnung fortzusetzen. • Besuche/Gespräche von Parteienvertreter_innen bei/mit MO haben sich bewährt. Das Interesse an Themen, Anliegen und Problemen der Migrant_innen schafft Vertrauen und erhöht die Bereitschaft der Migrant_innen zu mehr Mitarbeit und Engagement in den Parteien. • Die Elternarbeit mit Christen und Muslimen ist sehr erfolgreich gewesen. Die Kompetenzen der Einzelnen konnten gut eingesetzt werden. Elternbesuche bei Migrant_innen wurden sehr begrüßt und motivierten diese zur Mitarbeit. Negativ: • MO unternehmen viele Anstrengungen, bleiben jedoch meist unter sich und ihre Aktivitäten richten sich meist an eine bestimmte Gruppe. • B  ei Sprach- und Integrationskursen sollte darauf geachtet werden, dass eine Ethnie nicht dominiert. Runde 3: Was muss sich ändern, um die Potenziale besser nutzen zu können? • K  ommunales Wahlrecht für alle ist einzuführen. • Durch Einbürgerungskampagnen kann das Wahlpotenzial der Migrant_innen genutzt werden. • Es ist eine Bewusstseinsverän-



World Café | THEMA 1: Migrant_innen in pol. Parteien, Gewerkschaften, Beiräten und Ausschüssen



•



• •



• •



•



•



derung erforderlich; „die deutsche Gesellschaft“ wird zurzeit nicht als Aufnahmegesellschaft definiert. Es muss eine Bereitschaft geben „Macht“ zu teilen, d.h. einen „Teil des Kuchens“ an Mandatsträgerschaften abzugeben und Führungspositionen den Politiker_innen mit Migrationshintergrund zu überlassen. Bei Wahlen sind die Migrant_innen auf aussichtsreiche Listenplätze aufzunehmen. Politische Arbeit mit/für Migrant_ innen ist auszuweiten. D  ie Rolle der Migrationsbeiräte als politische Gremien ist auszubauen. D  ie Möglichkeiten der Migrationsbeiräte sind zu nutzen. Gremienbeschlüsse und ihre Umsetzung sind einer ControllingInstanz zuzuordnen. Migrant_innen für politisches Engagement gewinnen, dabei sind die Migrationsbeiräte zu stärken. M  igrant_innen sollten eigene Netzwerke in politischen Organisationen bilden, um ihre Interessen besser durchsetzen zu können. Dabei stellt sich die Frage, ob dadurch „Parallelstrukturen“ geschaffen werden, die kontraproduktiv wären.



Tisch 5: Nader Mahboubkha (Integrationsbeirat Nordhausen) Runde 1: Welche konkreten Möglichkeiten gibt es bezüglich der Partizipation von Migrant_innen? Die Diskutanten am Thementisch formulierten Kritik, Fragen und auch Vorschläge für Verbesserungen, die hier stichpunktartig zusammengefasst sind: • E hrenamtliche Arbeit wird in Deutschland ausgenutzt. • Politische Gremien sind vorhanden, müssen aber gesetzlich



• • •



•



•



•



verankert werden; Integrationsbeiräte werden häufig nur als Alibi bestellt, Wahlrecht der ausländischen Mitbürger. Finanzielle Unterstützung ist zu verbessern. Jugendliche Migrant_innen müssen an Projekten beteiligt werden. Eine gesetzliche Quote für Beschäftigte mit Migrationshintergrund ist erforderlich. Es gibt ein Überangebot an Organisationen in der Migrationsarbeit, so dass es einer Art Dachorganisation bedarf, die die Angebote koordiniert. Integrationsbeirat: Wie wird man Integrationsbeirat? Welche Unterstützung der politischen Bildung gibt es? Gemeinsame Interessen von „Einheimischen“ und Migrant_innen finden.



Runde 3: Was muss sich ändern, um Potenziale nutzen zu können? • Öffnung des Wahlrechts für ausländische Mitbürger. • sich in Parteien einmischen; Rechte einfordern. • Wohnortwahlrecht für alle Bürger_innen. • doppelte Staatsbürgerschaft. • Mitarbeit in Parteien, NGOs und Vereinen fördern. • Förderprogramme in den Parteien für Nachwuchs mit Migrationshintergrund. • zivilgesellschaftliche Formen der Beteiligung, insbesondere bei jungen Menschen. • Begegnungen zwischen ausländischen und deutschen Mitbürger, um Vorurteile abzubauen.



Runde 2: Welche Erfahrungen, positiv wie negativ, haben wir konkret gemacht? • Es gibt eine gute Zusammenarbeit von ausländischen und deutschen Mitbürger_innen, jedoch eine fehlende Unterstützung von der Stadt. • Gemeinsame Veranstaltungen: Iranisches und syrisches Neujahrsfest, Feier mit den Student_innen, Elternfest. • Es gibt eine geringe Solidarität der Migrant_innen untereinander (Beobachtung). • Es besteht eine Notwendigkeit vom eigenen zum gemeinsamen Interesse zu gelangen und daraus politische und gesellschaftliche Forderungen zu formulieren. • Es sind „Verbündete“ unter den deutschen Mitbürgern zu finden • Informationen und Einladungen sollten in mehreren Sprachen vorhanden sein. • Patenschaften für Neuankömmlinge. • Öffentlichkeitsarbeit müsste verstärkt werden. Dokumentation | Inklusion durch Partizipation | 27



ERGEBNISSE DER THEMENTISCHE THEMA 2: Beteiligung an der politischen Willensbildung: Bürgerinitiativen, Elternnetzwerke, Verbände, Vereine usw.



Tisch 1: Berrin Alpbek (FöTED) Tisch 2: Amine Tasdan (Inssan e.V.) Tisch 3: Didem Yüksel (Vorstand MRBB) Tisch 4: Antonio Diaz (BiFF e.V.) Tisch 5: Marissa Turac (AG 5/BBE)



spektivenwechsel zur Relevanz von Migrant_innenselbstorganisationen in der Politik vollzogen. Die Arbeit wird zum Teil wertgeschätzt und unterstützt. • Die Vertreter_innen der politischen Parteien sind grundsätzlich offen für Kontakte zum Tisch 1: Berrin Alpbek (FöTED) Dachverband der Migrant_innenvereine, jedoch nur wenige • D  ie Etablierung der Migrant_inParteien sind gewillt, die spezinenselbstorganisationen wurfischen Anliegen von Zugewande mit Skepsis betrachtet und derten auch tatsächlich im polials Gefährdung (Parallelgeselltischen Prozess zu vertreten. schaft!) angesehen, nicht als • Die partizipative Integration demokratische Form der Einbinkann nur durch die gemeinsame dung in die Zivilgesellschaft. Entwicklung und Umsetzung an• In der öffentlichen Wahrnehgemessener Strategien gelingen. mung hat sich erst in den letzten • Mittlerweile haben in DeutschJahren ein deutlich positiver Perland fast alle der hier lebenden
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Migrant_innengruppen ihre eigenen Migrant_innenvereine/organisationen, die in vielen unterschiedlichen Bereichen tätig sind. Die Dachverbände der Migrant_innenvereine können grob unterteilt werden in: a) Lobbying b) Beratung, Auskunft und praktische Hilfeleistungen c) ausführende Tätigkeiten und Projektarbeit Aufgrund des breiten Tätigkeitsspektrums werden deutlich mehr Aufgaben erfüllt als ursprünglich vorgesehen:



World Café | THEMA 2: Beteiligung an der politischen Willensbildung: Bürgerinitiativen, ... • D  ie Selbstorganisationen haben bislang nur selten Zugang in die Finanzierungsstrukturen gefunden. • D  er Mangel an Zugang zu finanzieller Förderung wird von den meisten Migrant_innenorganisationen als großes und die Arbeit erheblich einschränkendes Defizit wahrgenommen. • B  etrachtet man die Situation aus der Perspektive der Vereine von Migrant_innen, so muss festgestellt werden, dass diese nach wie vor in der Vereinslandschaft und öffentlichen Förderung unterrepräsentiert und in wichtigen Gremien kaum vertreten sind. • D  ie interkulturelle Öffnung der Verbandsstrukturen und Qualifikation von Migrant_innenselbstorganisationen sollte als aktive Förderung der Partizipations- und Integrationschancen der Migrant_innen verstanden werden. • S ie sollten darin unterstützt werden, ihre Anliegen überzeugend und öffentlichkeitswirksam vorzutragen. Das könnte bedeuten, dass sie von Expert_innen mit Multiplikatorenschulungen professionell vorbereitet werden. • D  er interkulturelle Dialog bedarf starker Partner. Der interkulturelle Dialog muss initiiert, moderiert und verstetigt werden. • E mpowerment-Ansätze helfen, Selbstbewusstsein und Durchsetzungswillen zu entwickeln. • S olange Migrant_innen nicht stimmen und wählen können, sollte ein Dachverband als legitimer Repräsentant der Interessen der Migrationsbevölkerung angehört werden. Damit kann erreicht werden, dass die Perspektive von Migrant_innen in politische und gesellschaftliche Diskussionen einfließt und verankert wird. • D  as eigentliche Ziel sollte das kommunale Wahlrecht und Zulassung von doppelter Staats-



angehörigkeit (aktives/passives Runde 2: Welche Erfahrungen, poWahlrecht) für Migrant_innen sitiv wie negativ, haben wir konsein. kret gemacht?



Tisch 2: Amine Tasdan (Inssan e.V.) Runde 1: Welche konkreten Möglichkeiten gibt es bezüglich der Partizipation von Migrant_innen? • D  ie Migrant_innenselbstorganisationen (MO) sollten sich unter Dachverbänden zusammenschließen und z.B. durch die Beteiligung am Integrationsrat ihre Interessen vertreten. Die Devise sollte lauten: Gemeinsam ist man stark! • Entweder sollten eigene Netzwerke genutzt aktiviert werden oder man sollte sich in bereits bestehende Strukturen/Verbände einklinken. Dazu gehören z.B. Projekte wie die JIVE (BMFSFJ), ein Projekt, welches die Einbindung von MO in die internationale Jugendarbeit fördert. • Die Vereine sollten mehr Aufmerksamkeit erregen und sich gezielt an die Parteien wenden, indem sie Parteien bzw. Politiker gezielt einladen. Sie sollten Druck ausüben und sich Macht durch die Partizipation in gesellschaftlichen Belangen erkämpfen. • Eine mangelnde Wahlbeteiligung ist zu verzeichnen. Deswegen sollten Migrant_innen durch die MO dazu bewegt werden, sich an den Wahlen zu beteiligen. Etablierte Verbände haben kaum Migrant_innen als Mitglieder, Migrant_innen fehlt das Wissen um die Strukturen. • Häufig bestehen auch Berührungsängste. Daher sollte ein politischer Rahmen geschaffen werden, der die Partizipation von MO unterstützt. Durch gezielte Professionalisierung und Unterstützung von MO können die Voraussetzungen für die politische Willensbildung aufgebaut werden.



• Die Beteiligung von MO ist zu gering. Es sind Barrieren vorhanden, die die Partizipation verhindern. Sind überhaupt politische Strukturen angemessen für die Partizipation von allen Gruppen? Vielleicht sollte man neue Strukturen, die auf die Bedürfnisse der Migrant_innen angepasst sind, nutzen. Zum Beispiel können im Rahmen von Aktionen wie die „Soziale Stadt“ Berührungsängste überwunden werden. Mit alternativen Beteiligungsformen sollten Barrieren überwunden werden. • Es wurde die Erfahrung gemacht, dass niedrigschwellige Aktionen funktionieren. Es bleibt die Frage, wie man in Konzepten und Maßnahmen die Beteiligung von Migrant_innen fördern kann. Zum Beispiel ist die Beteiligung beim Quartiersmanagement sehr gering, obwohl die Belange aller Quartiersbewohner betroffen sind. Die vorhandene Politikverdrossenheit muss aufgebrochen werden. Runde 3: Was muss sich ändern, um die Potenziale besser nutzen zu können? • Ein Paradigmenwechsel in der Politik ist notwendig. Sowohl die Verbände als auch die Parteien müssen sich mehr öffnen, um Migrant_innen als Mitglieder anzuwerben. • Begriffe wie Inklusion, Integration und Partizipation müssen geklärt werden. • Kommunale Netzwerke müssen gebildet werden, gemeinsame Interessen und Ziele der MO können dadurch verfolgt werden. • Die Finanzierung von Netzwerken ist unsicher, da die Ressourcen fehlen.
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World Café | THEMA 2: Beteiligung an der politischen Willensbildung: Bürgerinitiativen, ... • E in Umdenken muss stattfinden, Stadtteils ist wichtig. „Artikulatidamit der Staat Migrant_innen on“ bzw. das Erlernen der Spraauf Augenhöhe begegnet. che ist eine wichtige Form, um die • E lternbildung erscheint notweneigenen Belange zu definieren. dig, damit deren Kinder auch zur politischen Willensbildung erzo- Runde 2: Welche Erfahrungen, pogen werden. sitiv wie negativ, haben wir konkret gemacht?



beiten zu können, muss über die Probleme gemeinsam geredet werden. (Keine Hierarchien oder über die Köpfe hinweg reden.) Die Beantragungsmodalitäten bei einigen Förderprogrammen wie dem europäischen Fond erschweren die Projektmittelbeantragung. Tisch 3: Didem Yüksel (Vor- • In der GVV Bezirksverordneten- • Die Beantragung von Fördermitstand MRBB) versammlung wurden Themen teln sollte vereinfacht werden angenommen und behandelt. und zentral geschehen, z.B. aus Runde 1: Welche konkreten Mög- • Der Integrationsausschuss ist der jeweiligen Kommune vergelichkeiten gibt es bezüglich der ein weiteres wichtiges Gremium ben werden. Die Mittelvergabe Partizipation von Migrant_innen? in Berlin. findet nicht an alle Organisati• Berlin hat als erstes Bundesland onen gleichermaßen statt, dies • Bürgerinitiativen, Elternnetzwerke, ein Gesetz zur Regelung von sollte zentraler geschehen. VerVerbände und Vereine sind für Partizipation und Integration eine, Politiker sollten sich für die Partizipation von großer Beverabschiedet. das Wahlrecht der Migrant_indeutung. Eine Zusammenarbeit • Das Memorandum für kulnen einsetzen. mit der kommunalen Verwaltursensible Altenhilfe wird als • Mehr Aufklärungsarbeit und tung dem Integrationsbüro wird Erfolg angesehen. politische Teilhabe, um mitzubevorausgesetzt. Die politische Par- • Es gibt „Deutschlernen bei kostimmen, ist nötig. Größter Antizipation in Projektmitarbeit, chen-essen-Kontakte“ in Schösatzpunkt, größter Erfolg sei die Netzwerke und Vernetzung unneberg-Tempelhof. Selbstständigkeit von Vereinen. tereinander sind wichtig. • Es gibt politische Hemmnisse, Die Finanzierung von solchen Or• Die politische Forderung, Beteidaher wird hier kommunales ganisationen ist unterschiedlich. ligung und Mitmischen in poliWahlrecht eingefordert. Die BilViele Organisationen müssen oft tischen Belangen – unabhängig dungsstrukturen werden kritimit Praktikant_innen arbeiten, der Staatsbürgerschaft – ist Thesiert. Diversity Management ist da nicht alle Vereine mit ausreima. Das Wahlrecht ist eine pounabdingbar in allen Bereichen chendem Personal ausgestattet litische Forderung: Es gibt viele und noch nicht überall Realität. sind, meist werden Mitarbeiter Migrant_innen, die seit den Mehrsprachigkeit sollte gefördert von Vereinen mit 20 Stunden 1960er, 1970er in Deutschland werden. ausgestattet und arbeiten mehr. leben und nicht wählen dürfen. • Teile der deutschen Mehrheits• Besser der Begriff Partizipation gesellschaft bremsen Reformen. als der Begriff Integration. Ein Ehrenamtliche brauchen vorher Tisch 4: Antonio Diaz (BiFF e.V.) Verein dient als Anlaufstelle, eine Existenzsicherung. Finanhier findet ein Austausch statt. zierung sollte auf kommunaler Das World-Café debattierte zum Innerhalb der jeweiligen ProEbene gesichert sein. Beratende Thema: “Politische Partizipation von jektarbeit ist eine aktive BeteiliStiftungen sollte es für Mittelver- Migrant_innen auf dem Prüfstand gung/Einbindung in der Alltagsgaben geben. – Beteiligung an der politischen arbeit wichtig. Bürgerschafts-/ Willensbildung: Bürgerinitiativen, Nachbarschaftshilfe leistet Runde 3: Was muss sich ändern, Elternnetzwerke, Verbände, Vereinen großen Beitrag. Vernet- um Potenziale nutzen zu können? eine usw.“ zung untereinander ist wichtig für Fördermittel. Fördermittel • „Türken aus Neukölln ziehen weg, Der Moderator Antonio Diaz (BiFF sollten gewährleistet werden aufgrund der Schulproblematik“ e.V.) bat die Anwesenden, sich und für das Gelingen der ProBessere Strukturen im Bildungs- selbst, ihre Organisationen und ihjektarbeit Voraussetzung. Dem bereich werden gefordert. Die ren Bezug zum Thema vorzustellen. bürgerschaftlichen Engagement Sprache zu lernen ist ein wich- Die Anwesenden an diesem Tisch kommt ein großer Stellenwert zu, tiges Potenzial, dies muss für vertraten verschiedene NGOs, podies sollte jedoch hauptamtliche alle gleichermaßen stattfinden. litische Parteien, Migrant_innenorStrukturen unterstützen, nicht • Mehr Geld für Integration ist un- ganisationen (MO), Universitäten, ersetzen. Mitgestaltung eines abdingbar. Um konstruktiv ar- Ministerien und Kommunen. Der 30 | Dokumentation | Inklusion durch Partizipation



World Café | THEMA 2: Beteiligung an der politischen Willensbildung: Bürgerinitiativen, ... Gastgeber des Tisches animierte die Tischgäste, aus ihren Organisationen und über ihre persönlichen Erfahrungen zu berichten, welche konkreten Möglichkeiten es bezüglich der Partizipation von Migrant_ innen gibt. Migrant_innen haben sehr viele Möglichkeiten, sich einzubringen und teilzuhaben, doch mangelnde Information, Unkenntnis, mangelnde Bereitschaft, sich interkulturell zu öffnen, oder fehlende Mittel verhindern bzw. beschränken ihre Partizipation. In der anschließenden, zweiten Tischrunde vertieften die Tischgäste ihre Erfahrungen bezüglich der konkreten Partizipation. Die Partizipation von Migrant_innen ist grundsätzlich als positiv anzusehen, die Gäste an den Tischen berichteten aber von teilweiser Zurückweisung nach dem Motto: „Die wollen mich nicht“. Von anderer Seite wurde berichtet: „Die wollen sich nicht einbringen, weil sie keine Ahnung haben“. Andere berichteten davon, dass es sich trotz aller Schwierigkeiten lohnt, sich einzubringen und zu partizipieren, denn man erhält Wertschätzung und hat das Gefühl: „Ich kann etwas verändern“. Über die Motivation durch positive Partizipationserfahrungen von Migrant_innen waren sich alle Beteiligten einig. Alle Anwesenden waren sich außerdem einig, dass Migrant_innen und Aufnahmegesellschaft noch vieles tun müssen, um die Potenziale der Migrant_innen für die deutsche Gesellschaft fruchtbar zu machen. So muss sich als erstes die defizitäre Betrachtung von Migrant_innen und ihren Organisationen fundamental ändern. Die Partizipation von Migrant_innen erfordert einen Dialog auf gleicher Augenhöhe und die Schaffung entsprechender Räume und Möglichkeiten. Dies ist eine der wich-



tigsten Voraussetzungen, damit die Partizipation von Migrant_innen gelingen kann. Ein Großteil der Teilnehmer_innen des Tisches war der Meinung, es müsse aufhören, dass die Migrant_innenorganisationen oder Migrant_innen bei der Kooperation mit Nicht-Migrant_ innenorganisationen immer das Ehrenamt übernehmen und die andere Seite das Hauptamt. Gleichzeitig müssten mehr Mittel für die Stärkung des Ehrenamtes bereitgestellt werden und dieses könnte wiederum nur mit einer starken hauptamtlichen Struktur gelingen. Das gesellschaftliche Ansehen des Ehrenamtes im Allgemeinen und speziell das Ehrenamt von Migrant_ innen muss gestärkt werden. Ein Teilnehmer drückte dies folgendermaßen aus: „In anderen Ländern wird von den Menschen ehrenamtliches Engagement verlangt, das geht soweit, dass der berufliche Aufstiegt mit dem ehrenamtlichen Engagement verbunden ist.“ Die Ergebnisse dieser Arbeitsgruppe können wie folgt zusammengefasst werden:



• Die Schieflage bei der Kooperation zwischen Migrant_innen, MO und Wohlfahrtverbänden (d.h. Migrant_innen gleich ehrenamtliche Arbeit, aber Verantwortung; Wohlfahrtsverbände gleich hauptamtliche Arbeit und Mittel) muss sich ändern. • Das gesellschaftliche Ansehen des Ehrenamtes muss gestärkt werden und sich positiv auf den Lebenslauf eines Menschen auswirken.



Tisch 5: Marissa Turac (AG 5/ BBE) Beteiligung von Migrant_innen auf politischer Ebene Migrant_innen beteiligen sich aktiv in politischen Parteien und bekleiden meist integrationspolitische Ämter. Diese „Ämterverteilung“ wird von den beteiligten Gästen häufig kritisch betrachtet. Wünschenswert wäre die Überwindung einer solchen „Ämterzuweisung/zuordnung“ hin zu einer migrationsunabhängigen Ämterbesetzung. Zudem bemängeln die Teilnehmer_ innen, dass die politischen Arbeitskreise für Migration und Integration von den Parteien und der Politik marginalisiert und nicht ernst genommen werden und daher politisch gestärkt werden sollten. Des Weiteren heißt es, dass Politiker auf Themen aus den unterschiedlichsten Migrant_innenmilieus reserviert reagieren. Hier wird eine fehlende Bereitschaft der Politik vermutet, sich in Herkunftsthemen einzuarbeiten. Darüber hinaus wird das stark eingeschränkte Mitbestimmungsrecht der Migrations-/ Integrationsbeiräte beanstandet und das kommunale und allgemeine Wahlrecht für alle Migrant_innen gefordert.



• Es gibt viele Möglichkeiten der Partizipation von Migrant_innen und MO, entsprechende Erfahrungen wurden gemacht. • Bestimmte Umstände (mangelnde Information, Unkenntnis, mangelnde Bereitschaft der interkulturellen Öffnung, fehlende Mittel) behindern Partizipation. • Partizipation und Sich-Einbringen ist positiv und lohnt sich. • Die Aufnahmegesellschaft sollte eine „Willkommenskultur“ entwickeln und den Einsatz der Migrant_innen wertschätzen. • Die defizitäre Betrachtung von Migrant_innen und ihren Organisationen muss sich fundamental ändern, die Potenziale müssen gesehen werden. • Räume der Begegnung auf glei- Das in 2011 verabschiedete Landescher Augenhöhe müssen ge- integrationsgesetzt in NRW stärkt schaffen werden. das Mitspracherecht des Landes-
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World Café | THEMA 2: Beteiligung an der politischen Willensbildung: Bürgerinitiativen, ... integrationsrates NRW und fordert darüber hinaus die interkulturelle Öffnung der etablierten Einrichtungen und Organisationen. Beteiligung auf Vereins-/Verbandsebene Die interkulturelle Öffnung der verbandlichen Jugendarbeit hat in den vergangenen Jahren erheblich dazu beigetragen, dass Vereine junger Migrant_innen Einzug in die Jugendringe auf kommunaler, Landes- und Bundesebene gefunden haben. Mit ihrer Stimme in den Gremien der Jugendringe beteiligen sie sich an der gesellschaftlichen, sozialen und politischen Gestaltung der Kinderund Jugendarbeit in der Bundesrepublik Deutschland. Jugendverbände bieten jungen Menschen Beteiligungsformen unterschiedlichster Art an, insbesondere im nonformalen Bildungsbereich. So zum Beispiel die evangelische Schüler_innenarbeit Westfalen. In Kooperation u.a. mit Hauptschulen, meist mit einem hohen Migrant_innenanteil, stellt sie eine aktive Beteiligungsplattform zur Verfügung. In außerschulischen Bildungsseminaren werden die



Themen der Schüler_innen kulturpädagogisch aufgegriffen. In Gesang, Tanz und Musik-Workshops werden die Schüler_innen professionell geschult. Ihre Teilnahme an den Bildungsseminaren wird mit einem Zertifikat honoriert und in einem festlichen Akt in Anwesenheit der Eltern an die Jugendlichen übergeben. Zum einen stärken die Workshops und die Ergebnispräsentationen das Selbstwertgefühl der Jugendlichen. Zum anderen werden die Jugendlichen für gesellschaftspolitische Themen sensibilisiert. Darüber hinaus können Jugendliche mit Migrationshintergrund an Jugendleiterschulungen teilnehmen. Mit diesen Maßnahmen bietet die evangelische Schüler_innenarbeit Westfalen insbesondere benachteiligten Jugendlichen mit Migrationshintergrund eine informelle Beteiligungsund Bildungsplattform. Sie zeigt auf, wie Eltern und Jugendliche mit Migrationshintergrund von Vereinen und Verbänden der Mehrheitsgesellschaft erreicht werden können. Im Bereich der internationalen Jugendarbeit hingegen ist die Beteiligung von Vereinen junger Migrant_innen noch ausbaufähig. Auch fehlt der strukturelle Zugang
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zu Förderprogrammen wie „Jugend für Europa“. Partizipation Ebene



auf



struktureller



Auf struktureller Ebene ist eine gleichberechtigte Partizipation von Migrant_innenorganisationen noch nicht erreicht. Einigen landesweit agierenden Vereinen junger Migrant_innen ist es gelungen, die Voraussetzungen für eine strukturelle Förderung der Verbandsarbeit zu erfüllen. Auch der Landesintegrationsrat Nordrhein-Westfalen wird mit dem neuen Integrationsgesetz strukturell gefördert und politisch gestärkt. Bemängelt wird das Fehlen von migrationsspezifischen Themen in (Weiter-) Bildungseinrichtungen. Gefordert wird die Einrichtung von geeigneten Räumen und Plattformen, in denen Austausch und Kommunikation ermöglicht werden. Die interkulturelle Öffnung der Verwaltung sowie aller etablierten Einrichtungen und Organisationen auf der Leitungs-, Mitarbeiter- und Angebotsebene bietet die Chance auf eine gleichberechtigte Beteiligungs- und Mitwirkungsmöglichkeit von Migrant_innen.



ERGEBNISSE DER THEMENTISCHE THEMA 3: Lokale und kommunale Partizipationspotenziale



Tisch 1: Angelina Weinbender (MRBB) Tisch 2: Torsten Groß (ISKA Nürnberg) Tisch 3: Dr. Karamba Diaby (Stadtrat der Stadt Halle Tisch 4: Derya Ovali (SPD Friedrichshain-Kreuzberg) Tisch 5: Viktor Ostrowski (Phoenix e.V.)



Tisch 1: Angelina Weinbender (MRBB) Runde 1: Welche konkreten Möglichkeiten gibt es bezüglich der Partizipation von Migrant_innen? An der ersten Runde des Thementisches waren keine (Post-)Migrant_innen beteiligt, so dass das Brainstorming einerseits viele Möglichkeiten außer Acht ließ und andererseits die Grenzen einiger Möglichkeiten unberücksichtigt lässt: • • • • • • • •



Integrationsbeiräte/-ausschüsse G  ewerkschaften, Parteien. k ommunales Wahlrecht. E ltern- und Lehrer_innenvertretung. S portvereine. K  ulturvereine/Karneval. N  achbarschaftsnetzwerke und interkulturelle Gärten. S tadtführungen durch Migrant_ innen.



• Stadtteilmütter. mich ernst?) weniger an Veran• Lesepat_innen. staltungen wie Stadtteilkonfe• interkulturelle/antirassistische renzen. Wochen, Woche des Engagements, Tag der Flüchtlinge. Runde 3: Was muss sich ändern, • Jugendclubs. um die Potenziale besser nutzen zu können? Runde 2: Welche Erfahrungen, positiv wie negativ, haben wir kon- • Einheimische wissen nicht, was kret gemacht? „Integration“ bedeuten, so dass man nicht weiß, wo man anfan• Migrant_innenselbstorganisatigen soll. onen (MO) werden mehr geför- • Die Mehrheitsgesellschaft soll dert. sich öffnen. • Es gibt immer mehr Gesprächsrun- • Wir müssen unsere Theorie und den, in denen auch mehrheitlich Konzepte überarbeiten: weg (Post-) Migrant_innen vertreten von Defizitperspektiven hin zu sind. Ressourcen und Potenzialen. • Integrationsausschüsse werden • Wir müssen klare Forderungen von Politik und Öffentlichkeit formulieren und Strukturen ännicht ernst genommen. dern (interkulturelle Öffnung). • Integrationsausschüssen fehlt • Das Bildungssystem muss sich die entsprechende Expertise. ändern: weg vom selektiven, • (Post-) Migrant_innen und MO dreigliedrigen System hin zur sollen meist politisch aufgeklärt Gesamtschule. werden. • Lehrer_innen müssen entspre• Die Bedürfnisse von (Post-) Michend den Bedürfnissen der grant_innen werden unter den Einwanderungsgesellschaft geTisch gekehrt. schult werden. • Machtverhältnisse werden nicht • Rassismus muss als solcher genügend reflektiert. benannt werden. Wir müssen • Als (Post-) Migrant_in muss man aussprechen, dass unsere Gesich ändern bzw. anpassen, um sellschaft rassistisch ist. Dafür einen Zugang zu erhalten. braucht es sowohl Bottom-up• Als (Post-) Migrant_in wird man als auch Top-down-Prozesse. selbst zu Themen, die einen di- • Unsere Methoden müssen sich rekt betreffen, nicht eingeladen. ändern: (Post-) Migrant_innen • (Post-) Migrant_innen beteiligen müssen in die Arbeit einbezosich aufgrund diffuser Ängste gen und neue Ideen entwickelt (Wer hört mir schon zu/nimmt werden. Dokumentation | Inklusion durch Partizipation | 33



World Café | THEMA 3: Lokale und kommunale Partizipationspotenziale Tisch 2: Torsten GroSS (ISKA Nürnberg) Runde 1: Welche konkreten Möglichkeiten gibt es bezüglich der Partizipation von Migrant_innen? • D  ie Diskussion beschränkte sich auf Partizipationsmöglichkeiten, mit denen die Teilnehmer_innen eigene Erfahrungen gesammelt hatten: Netzwerke, Dachverbände von MO und Integrationslotsen. Gerade Netzwerke, in denen Menschen mit und ohne Migrationshintergrund, „neue“ und etablierte Akteure, Hauptund Ehrenamtliche, zusammenarbeiten, wurden als besonders geeignete Möglichkeit der Partizipation angesehen. Wünsche, Anregungen oder auch Forderungen aus einem solchen Netzwerk werden ernster genommen als von einzelnen Migrant_innenorganisationen. • Integrationslotsen können vor allem dann partizipative Wirkungen entfalten, wenn sie eigene Projekte – möglichst in Kooperation mit etablierten Institutionen – anstoßen. Dies ist als Integrationslotse leichter, als wenn man als Migrant_in keine „offizielle“ Funktion“ innehat. • A  bschließend wurde noch von allen betont, dass Partizipation nicht nur Mitreden, sondern auch Mitgestaltung/Mitentschei-



dung beinhalten muss. Entsprechend ist wirkliche Partizipation erst mit dem kommunalen Wahlrecht für Migrant_innen gegeben, dies würde nach Meinung der Teilnehmer_innen bei Migrant_innen auch das Interesse an anderen Formen der Beteiligung und des Engagements befördern. Runde 2: Welche Erfahrungen, positiv wie negativ, haben wir konkret gemacht? • A  ls positiv wurde wahrgenommen, dass in „gemischten“ Netzwerken gemeinsame Interessen entwickelt und dann auch Ziele gemeinsam verfolgt wurden oder dass die Akzeptanz und Anerkennung von Migrant_innen stieg, wenn sie länger in einer Funktion/Position oder einem Netzwerk aktiv waren. • Negative Erfahrungen lassen sich folgendermaßen verallgemeinern: Migrant_innen sind sehr willkommen, wenn es um kulturelle/ künstlerische oder kulinarische Beiträge geht und auch ihr Fachwissen wird gerne „abgegriffen“. Wenn Migrant_innen aber Ressourcen/Gelder benötigen oder mehr Einflussmöglichkeiten/ Macht anstreben, stoßen sie auf immer größere Hürden. Der Eindruck der Diskutant_innen war, dass dies zwar ein weit verbrei-
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tetes Phänomen ist, Migrant_innen aber in besonderem Maße trifft. Runde 3: Was muss sich ändern, um die Potenziale besser nutzen zu können? • Einig waren sich Alle, dass die – auch von Herrn Piening angesprochene – ungerechte Ressourcenverteilung zwischen Migrant_innenorganisationen und „Etablierten“ dringend korrigiert werden muss. Ein erster Schritt dazu könnten sog. „Verfügungsfonds“ für Aktivitäten von MO sein, die Netzwerke und Dachorganisationen von MO eigenständig vergeben können. Langfristig ist der Aufbau von nachhaltigen Strukturen im Sinne einer Grundförderung (Raummiete, Büroinfrastruktur etc.) für MO notwendig. Größere MO sowie landes- oder bundesweite Dachorganisationen benötigen zudem projektunabhängig finanziertes, hauptamtliches Personal. Dieser Professionalisierungsprozess muss flächendeckend durch Qualifizierungsangebot (sowohl spezielle Angebote für MO als auch interkulturelle Öffnung allgemeiner Qualifizierungsmaßnahmen) unterstützt werden. • Neben der Verbesserung der Rahmenbedingungen für Engagement und Partizipation von Migrant_innen wünschen sich



World Café | THEMA 3: Lokale und kommunale Partizipationspotenziale viele ein stärkeres Interesse von sationen und damit eine manPolitik und Öffentlichkeit und ein gelnde Zusammenarbeit auf anderes Bild von Migrant_innen: Augenhöhe. Die vielbeschworenen positiven • Mangelnde interkulturelle SensiAspekte von Migration (Stichwort bilität bei den GrundsicherungsBereicherung) schlagen sich im trägern (Agentur für Arbeit, JobAlltag kaum nieder: „Bei interkulcenter, Kammer). turellen Veranstaltungen kom- • Zu wenig Kooperation zwischen men 80 Prozent Migrant_innen, einigen MO und deutschen Ordie Deutschen kommen vorranganisationen. gig aus beruflichem Interesse“. • Verstärkte Solidarität zwischen MO mit zunehmender Nutzung von Synergien. Tisch 3: Karamba Diaby (Stadtrat der Stadt Halle) Runde 3: Was muss sich ändern, um die Potenziale besser nutzen Runde 1: Welche konkreten Mög- zu können? lichkeiten gibt es bezüglich der Partizipation von Migrant_innen? • Einstellungen in den Köpfen der handelnden Menschen. • D  as Bundesprogramm „Soziale • Begegnung und Dialog bezogen Stadt“ mit Einbeziehung von Miauf gemeinsame Ziele. grant_innen. • Mehr professionelle Strukturen für • M  itwirkung bei der Realisierung MO (Abbau von Zugangsbarrieren). von Projekten im Rahmen „In- • Erleichterter Zugang zu den Resternationale Gärten“ als Orte für sourcen für MO (Abbau verkonkrete Einmischung vor Ort. schiedener Barrieren). • P  rojekte wie Eltern-Cafés. • Institutionelle Förderung von MO. • M  itwirkung bei Bürgerinitiati- • Qualifizierung von Schlüsselperven, um mehr Austausch mit der sonen der MO. Mehrheitsgesellschaft zu ermög- • Beteiligung bei politischen Parlichen und dadurch zum Abbau teien – interkulturelle Öffnung von Vorurteilen beizutragen. der Parteien. • P  rojekte wie Stadteilmütter/Väter. • Mehr Elternnetzwerke als Platt• P  rojekte wie Rucksackmütter form für den Austausch. („Folgebefähigungen“). • Öffnung der Förderrichtlinien • Z ugang zu Freiwilligen-Agenturen. zur Unterstützung der Partizi• K  ommunalparlamente. pation (Entbürokratisierung und • Internationale Frauennetzwerke. interkulturelle Kompetenz der • Internationale Jugendprojekte/ Handelnden). Jugendbegegnungen. • K  ommunale Integrations-/Ausländerbeiräte mit Stimmrecht. Tisch 4: Derya Ovali (SPD Friedrichshain-Kreuzberg) Runde 2: Welche Erfahrungen, positiv wie negativ, haben wir kon- Runde 1: Welche konkreten Mögkret gemacht? lichkeiten gibt es bezüglich der Partizipation von Migrant_innen? • M  angelnde Willkommenskultur für Flüchtlingsorganisationen beim Es werden verschiedene BeteiliZugang zu Strukturen (u.a. für gungsmöglichkeiten angesprochen: die Mitgliedschaft bei den Wohlfahrtverbänden). • Quartiersmanagement. • Instrumentalisierung von MO • Beteiligungsmöglichkeiten im durch einige etablierte OrganiStadtteil.



• S enatsverwaltung. • Behördenebenen. • Arbeiten mit verschiedenen Einrichtungen. • Engagement in Vereinen. Die Teilnehmer_innen tauschen sich aus, welche Hilfe Migrant_innen benötigen, um sie besser zu unterstützen: • Es muss festgestellt werden, in welcher Lage die Migrant_innen sich befinden. • Migrant_innen, die erst seit kurzem in Deutschland sind, haben größeren Beratungsbedarf. • Eine muttersprachliche Umgebung erschwert das Erlernen der deutschen Sprache. • Eltern müssen aktiv werden um Schüler_innen zu unterstützen. • Sportvereine haben großes Potenzial. • Information und Öffentlichkeitsarbeit muss vermehrt werden. • Durch „neue“ Herangehensweisen sollten mehr Menschen angesprochen werden. • Schüler_innen sollten durch Theater- und Kunstprojekte angesprochen werden. Fazit der Runde: „Wir müssen Eltern und Erziehungsberechtigte fördern und die Schule als Ort für Partizipation nutzen. Die Menschen müssen das Gefühl haben, ihr Schicksal selbst in die Hand zu nehmen.“ Runde 2: Welche Erfahrungen, positiv wie negativ, haben wir konkret gemacht? • Kommunale Anlaufstellen für Migrant_innen in den Gewerkschaften. • Mehrsprachiges Infomaterial. • Probleme mit dem Sozialamt. • Wir brauchen viel mehr interkulturelle Öffnung und eine stärkere Willkommenskultur, denn die ersten Anlaufstellen sind die Behörden, Behörden müssen Zugang für alle Migrant_innen schaffen.
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World Café | THEMA 3: Lokale und kommunale Partizipationspotenziale Runde 3: Was muss sich ändern, fahrtsverbänden, Vereinen, Bür- Runde 3: Was muss sich ändern, um die Potenziale besser nutzen gerinitiativen und bei Migrant_in- um die Potenziale besser nutzen zu können? nenorganisationen engagieren. zu können? • Institutionen wie Stadtverwaltungen und alle Apparate, die Macht ausüben und die Demokratie widerspiegeln, müssen sich interkulturell öffnen. • S truktureller Rassismus gehört abgeschafft. • Interkulturelle Trainings für Ausländerbehörden und Jobcenter, auch Uni-Beschäftigte sind nötig. • N  eue Organisations- und Partizipationsmöglichkeiten sind zu schaffen. Wir müssen ein Thema haben, um alle Migrant_innen auf einem Boot mitzunehmen, z.B. Kinderarbeit oder Bildung. • E s bestehen kulturelle Unterschiede, zum Beispiel in der Schulerziehung. • M  enschen wissen gar nicht, dass sie partizipieren können. • W  ir brauchen Multiplikator_innen. Vereine müssen besser beraten werden. • D  as Wahlrecht muss geändert werden. • D  as System der Stadtteilbeiräte ist nicht geeignet. • D  er Zugang über die Partei muss erleichtert werden. • M  an muss aushalten, dass man nicht „willkommen“ ist! Das kann nicht jeder. • V  ermitteln von Selbstbewusstsein.



Runde 2: Welche Erfahrungen, po- Beim Gespräch zu dieser Frage sitiv wie negativ, haben wir kon- waren sich die Teilnehmer_innen kret gemacht? nicht einig, ob sich in Deutschland zum Thema Migrant_innen wirkFolgende positive Erfahrungen sind lich etwas Positives entwickelt. gemacht worden: Diejenigen, die seit Jahrzehnten dabei sind, berichten über positive • Manchen Migrant_innen ge- Entwicklung in der Integrationsdelang es, auf der kommunalen batte im Vergleich zu vergangenen und Landesebene durch Wahlen Jahren. Diejenigen, die sich seit und politische Parteien in Parla- kurzer Zeit mit diesem Thema bemente zu kommen. fassen, sehen jedoch noch große • Einige Migrant_innenvertreter Hürden und klagen über langjährig nehmen an Integrationsgipfeln nicht gelöste Probleme. im Bundeskanzleramt mit der Bundeskanzlerin Merkel teil. Zum Schluss kamen aber alle Betei• Das Forum der Migrant_innen ligten zur einheitlichen Meinung, beim Paritätischen Wohlfahrts- dass sich die deutsche Gesellschaft verband engagiert sich sehr weiter öffnen muss, um Mitbürerfolgreich im Dialog mit Vertre- ger_innen mit Migrationshinterter_innen von Politik und Ver- grund besser zu verstehen und waltung auf der Bundesebene. Vorurteile abzubauen. Gleiches Ein Beispiel ist die Vorbereitung müssen auch Migrant_innen tun, der Gesetzesgrundlage  „Struk- um Vorurteile von Einheimischen turförderung der Migrant_in- abzubauen. Durch beiderseitigen nenorganisationen“. Abbau von Vorurteilen werden Po• In vielen Kommunen in Deutsch- tenziale wahrgenommen und für land gibt es Migrant_innenorga- die gesamte deutsche Gesellschaft nisationen, die Integrationspoli- viel besser genutzt. tik vor Ort mitbestimmen. Hier sind stellvertretend zu nennen: der Kulturverein in Lübeck, das multikulturelle Forum in Lünen oder auch Ifak in Bochum. Folgende negative Erfahrungen sind gemacht worden:



Tisch 5: Viktor Ostrowski (Phoenix e.V.) • Viele Migrant_innen beklagen sich über geschlossene Kreise Runde 1: Welche konkreten Mögin der Politik, die Migrantenverlichkeiten gibt es bezüglich der treter_innen nicht wahrnehmen Partizipation von Migrant_innen? und nicht auf ihre Wünsche reagieren. In erster Linie betrifft Die Teilnehmer_innen der ersten dies die Mittelvergabe für unRunde haben sich für folgendes Parterschiedliche Projekte im Intetizipationsmodell ausgesprochen: grationsbereich. • Viele Initiativen fühlen sich im Die Migrant_innen können sich Stich gelassen und können dabei Integrationsräten, politischen durch nur auf eigene Kräfte zähParteien, Arbeitskreisen, Wohllen, es gibt kaum Unterstützung. 36 | Dokumentation | Inklusion durch Partizipation



ARBEITSGRUPPEN



AG 1: Politische Partizipation auf Kommunal- und Landesebene



Input: Erfahrungen und Er- eines solchen Beirates angeregt folge der politischen Teil- und durchgesetzt. habe in Berlin Die Bevölkerung Berlins mit MigratiHakan Taş (Mitglied des Berliner onshintergrund wird durch ein besonAbgeordnetenhauses/Linksfraktion deres, basisnahes Verfahren repräsen– ehemals stellvertretender Vor- tiert: Der Senator bzw. die Senatorin sitzender des Berliner Integrations- für Integration hat den Vorsitz des beirates) Landesbeirates, Eine/r der Migrant_ innenvertreter die Stellvertretung. Entstehungsgeschichte An den Sitzungen des Landesbeirats nehmen die Staatssekretärinnen Der Landesbeirat konstituierte sich und Staatssekretäre der verschieim Jahr 2003, um in Berlin lebende denen Senatsverwaltungen teil. Menschen mit Migrationshintergrund bzw. Migrant_innenorgani- Der Beirat hat seit seiner Grünsationen eine Einflussmöglichkeit dung eine gute Arbeit geleistet, auf das politische Leben der Stadt viele Entwicklungen angeregt und zu verleihen und darüber das exi- diesen zur politischen Umsetzung stierende Partizipationsdefizit für verholfen. Besonders hervorzuheMigrant_innen zu kompensieren. ben sind die „Berliner IntegrationsDie Linke hatte in den Koalitions- konzepte“, die Bemühungen zur verhandlungen 2002 die Bildung interkulturellen Öffnung der Ver-
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waltung, der „Aktionsplan gegen Rassismus und ethnische Diskriminierung“ sowie das „Partizipationsund Integrationsgesetz“ (PartIntG). Das Partizipations- und Integrationsgesetz Die Verabschiedung des PartIntG ist maßgeblich auf die Initiative der Arbeitsgruppe „Partizipation“ des Landesbeirates zurückzuführen. Diese AG legte im Januar 2010 dem Integrationsbeirat ein ausführliches Papier zur Erarbeitung eines „Partizipations- und Integrationsgesetzes“ vor. Der Integrationsbeirat stimmte dem Projekt „grundsätzlich“ zu und bat die Senatsverwaltungen, unter Federführung der Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales ein entsprechendes Gesetz auszuarbeiten.



AG 1 | Politische Partizipation auf Kommunal- und Landesebene Im Juni 2010 wurden die „Ecksprechend ihrem Anteil an der punkte für ein Gesetz zur Regelung Bevölkerung“ angestrebt. von Partizipation und Integration in • Der Landesbeirat für IntegraBerlin“ an Verbände verschickt und tions-und Migrationsfragen, der um eine schriftliche Stellungnahme seit 2003 in Berlin tätig ist, ergebeten. Schließlich verabschiedete hält eine gesetzliche Grundlage. der Berliner Senat Anfang August • Die Aufgaben und Kompetenzen 2010 die „Vorlage über das Gesetz der/s Beauftragten des Senats zur Regelung von Partizipation und von Berlin für Integration und Integration in Berlin (PartIntG)“. Das Migration werden gesetzlich Berliner Abgeordnetenhaus verabfestgeschrieben schiedete das Gesetz am 8. Dezem- • Jeder Bezirk setzt eine/n ber 2011 mit den Stimmen der SPD Bezirksbeauftragte/n für Inteund Der Linken. Das Partizipationsgration und Migration ein, in und Integrationsgesetz besteht aus jeder Bezirksverordnetenvereinem „Kerngesetz“ und einem sammlung wird ein Integrati„Paragraphengesetz“. onsausschuss gebildet. • In verschiedenen vorhandenen Im Kerngesetz wird das Ziel wie Gremien, wie beispielsweise dem folgt formuliert: Beirat für Sozialhilfeangelegenheiten, dem Landesseniorenbei„Die Integrationspolitik des Lanrat, dem Landesschulbeirat und des Berlin ist darauf ausgerichtet, dem Landesjugendhilfeausschuss Menschen mit Migrationshintersollen Menschen mit Migrationsgrund die Möglichkeit zur gleichhintergrund einbezogen werden. berechtigten Teilhabe in allen • Wichtig für Menschen musliBereichen des gesellschaftlichen mischen Glaubens: Unterer BeLebens zu geben und gleichzeitig achtung der Hygienevorschriften jede Benachteiligung und Bevorwird erlaubt, eine Erdbestattung zugung gemäß Artikel 3 Absatz 3 in „einem Leichentuch ohne Satz 1 des Grundgesetzes und ArSarg“ durchzuführen. tikel 10 Absatz 2 der Verfassung von Berlin auszuschließen.“ Im Gesetz über die Sonn-und Feiertage wird als Zeichen der IntegraDas Gesetz soll für die Senats- und tion und zur Förderung religiöser die Bezirksverwaltungen des Lan- Öffnung und Toleranz der Begriff des Berlin gelten. Es beinhaltet „kirchliche Feiertage“ durch den Bestimmungen zur Partizipation Begriff „religiöse Feiertage“ ersetzt. und Förderung von Menschen mit Hierdurch erhalten im AusbildungsMigrationshintergrund. oder Beschäftigungsverhältnis stehende Angehörige einer ReligionsIm Paragraphengesetz werden die gemeinschaft wie beispielsweise Bestimmungen einzelner Berliner muslimische Mitbürger_innen an Gesetze geändert und festgehalten: religiösen Feiertagen die Möglichkeit, religiöse Veranstaltungen zu Die wichtigsten Neuregelungen: besuchen, soweit dem nicht unab• D  ie interkulturelle Öffnung des weisbare betriebliche Notwendigöffentlichen Dienstes (ÖD) so- keiten entgegenstehen. wie die Förderung und Anerkennung interkultureller Kom- Ein Gesetz kann die zum Teil verletpetenz aller Beschäftigten wird zende und diskriminierende öffentfestgeschrieben. liche Diskussion nicht verhindern, • F olgerichtig wird die Erhöhung sie kann auch die seit vierzig Jahren des Anteils der Beschäftigten von der Politik verbreitete „wir sind mit Migrationshintergrund „ent- kein Einwanderungsland-Ideologie“



nicht über Nacht verschwinden lassen. Es kann auch nicht die Versäumnisse der Politik der letzten vierzig Jahre – insbesondere im Bildungswesen – reparieren. Dazu bedarf es einer weiteren ausführlichen Diskussion und grundlegenden Änderungen im Bildungsbereich. Dies ist sicherlich der nächste Aspekt, der in Angriff zu nehmen ist.



Input: Gelingensfaktoren und Herausforderungen für eine effektive Beiratsarbeit Dr. Birgit Jagusch (Institut für Sozialpädagogische Forschung Mainz e.V.)/Nurhayat Canpolat (AGARB) Vorstellung der AGARP (Arbeitsgemeinschaft der Beiräte für Migration und Integration in Rheinland-Pfalz): Die AGARP ist der Landesverband von 50 kommunalen Beiräten, deren Mitglieder die kommunale Integrationspolitik vor Ort mitgestalten. Die AGARP ist aktiv eingebunden in die fachliche Beratung kommunaler Integrationskonzepte sowie in vielfältige landesweite Strukturen. Sie vertritt gegenüber Landesregierung, Landtag und Öffentlichkeit die Belange der zugewanderten Bevölkerung in Rheinland-Pfalz. Beispiele der Gremienarbeit auf Landesebene (Vertreten ist AGARP dort durch Mitarbeiter_innen und Vorstandsmitglieder): • L andesbeirat für Migration und Integration. • Landesregierungs- und NGOVertretungen. • Mitarbeit in den Arbeitsschwerpunkten der Landesregierung, bei der Entwicklung und Fortschreibung des Landesintegrationskonzeptes. • Runder Tisch Islam (Themenschwerpunkte: Islamunterricht in Schulen, muslimische Verbände).
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AG 1 | Politische Partizipation auf Kommunal- und Landesebene • R  under Tisch Ingelheim (Abschiebungshaftvollzug in Rheinland-Pfalz). • Initiativausschuss für Migrationspolitik in Rheinland-Pfalz. • L andesweite NGO-Vertretungen. Durch die institutionelle Förderung seitens des Beauftragten der Landesregierung für Migration und Integration ist eine Grundlage für die Arbeit der AGARP gewährleistet. Des Weiteren ist die AGARP Träger von verschiedenen Projekten, die mit Bundes- und Landesmittel finanziert werden. Ziel dieser Projekte ist es, die Benachteiligung/ Diskriminierung der Migrant_innen in allen gesellschaftlichen Ebenen entgegen zu wirken und die (politische) Partizipation zu erreichen. Während die ersten Beiräte in den 1970er Jahren berufen wurden, sind sie heute durch Wahlen demokratisch legitimierte Gremien. Sie setzen sich in den Kommunen für politische Partizipation der Migrant_innen ein. Bei der Entwicklung von kommunalen Integrationskonzepten, Integrationsstrategien der Kommunen sowie bei gesamtgesellschaftlichen Entwicklungen übernehmen sie eine wichtige fachliche Rolle ein. Sie übernehmen eine „Brückenfunktion“ und vermitteln zwischen den öffentlichen Verwaltungen, Institutionen und den Migrant_innenorganisationen. Die AGARP stärkt die Beiräte durch fachliche Beratung, Begleitung, Seminaren und Qualifizierungsmaßnahmen. Die unterschiedlichen personellen und finanziellen Ausstattungen der lokalen Beiräte sind wichtige Indikatoren für den Erfolg der ehrenamtlichen Arbeit. Über die Beiratsarbeit, insbesondere nach der Reform der Gemeindeordnung, ist eine deutliche Verzahnung der Beiräte und der Politik zu verzeichnen. Vor allem die Mitarbeit in den städtischen Ausschüssen ist dabei von großer Bedeutung. Weiterhin ist in den letz-



ten Jahren die Anzahl der Beiratsmitglieder, die zusätzlich in unterschiedlichen Parteien mitarbeiten, stark gestiegen. Oft fungieren die Beiräte als „Sprungbrett“ in die Kommunalund Landespolitik von Migrant_innen. Aus diesen Gründen ist die Arbeit der Beiräte für Migration und Integration, vor allem seitens der Kommunen, sicherzustellen, indem Mittel in städtischen Haushalten eingestellt werden. Um die Arbeit der Beiräte auf kommunaler Ebene nachhaltig zu unterstützen, hat die AGARP das ISM e.V. mit der evaluativen Herausarbeitung von Gelingensbedingungen für erfolgreiche Beiratsarbeit beauftragt. Eines der Ergebnisse ist die Erstellung einer Handreichung für die Beiratsarbeit, in der zentrale Gelingensbedingungen gebündelt werden sowie Arbeitsmaterial und Hilfsmittel für die konkrete Arbeit zur Verfügung gestellt werden. An dieser Stelle soll auf zentrale Elemente der Beiratsarbeit hingewiesen werden: Die Zusammenarbeit von gewählten Beiratsmitgliedern mit den von den kommunalen Fraktionen berufenen politischen Beiratsmitgliedern sowie einige strukturelle Fragestellungen.



Über die Beiräte kann politischer Einfluss genommen und die Wahrnehmung der Interessen verstärkt werden. Gleichzeitig stellen die Beiräte Arenen dar, in denen die Mitglieder Lernerfahrungen in gesellschaftspolitischer Arbeit machen, die sie gegebenenfalls auf für eigenes politisches Engagement nutzen können. Problematisch kann sich die hohe Arbeitsbelastung der Beiratsmitglieder auswirken, die sich aus der primär ehrenamtlichen Tätigkeit ergibt. Weiterhin werden häufig sehr hohe Erwartungen an die Beiräte gestellt, die nicht immer erfüllt werden können. Zudem beschränkt das teils geringe finanzielle Budget die Arbeitsmöglichkeiten der Beiräte.



Ein weiterer wichtiger Kernbereich der Arbeit ist die Entwicklung der Beiratsmitglieder hin zu einem Team. Hier gilt es, eng an den Interessen und Kompetenzen der einzelnen Mitglieder anzuknüpfen und Arbeitsschwerpunkte zu wählen, die auf die Bedarfe vor Ort reagieren. Je höher die Erfahrungen der Selbstwirksamkeit sind, desto höher ist auch die Motivation der Mitglieder, sich zu engagieren. Die Gestaltung der Zusammenarbeit zwischen dem Beirat und der kommunalen Verwaltung stellt eine Zur Zusammenarbeit der gewählten wesentliche Aufgabe dar, da eine und berufenen Beiratsmitglieder: gute Kooperation eine Arbeitsentlastung darstellen kann, die Tür zu Die berufenen Mitglieder können politischen Gremien öffnen und Themen in die kommunalen Gre- Kontakte vermitteln kann. mien (Ausschüsse etc.) und von diesen in den Beirat transportie- Internet: http://www.agarp.de ren, thematische Impulse setzen, durch die Arbeit im Beirat Know Moderation: Elena Brandalise (MitHow im Bereich Inklusion und In- arbeiterin der Hochschule für Wirttegration gewinnen sowie den ge- schaft und Recht Berlin) wählten Beiratsmitgliedern Know How in der politischen Arbeit ver- Stichworte aus der Diskussion zum mitteln. Allerdings besteht immer Schwerpunkt Strukturen: die Notwendigkeit, die Beiratsarbeit nicht durch parteipolitische • Gesetzliche Regelungen sind Interessen dominieren zu lassen. notwendig (rechtliche Grundlagen schaffen, um Partizipation Zur Struktur der Beiräte für Migraauf der Kommunal -und Landestion und Integration: ebene zu verankern).
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AG 1 | Politische Partizipation auf Kommunal- und Landesebene • D  as Angleichen von Verfahren für die Beiräte im Rahmen der Strukturen und der Zugangsmöglichkeiten ist wünschenswert: 1. Einheitlichkeit der Begriffe, um gleiche Zugänge zu ermöglichen (Diskrepanz der Zugänge zu Beiräten aufgrund von Folgen der Einbürgerung und der rechtlichen Befugnisse zwischen Ausländer_innen/ Menschen mit Migrationshintergrund). 2. B  est Practices aus den jeweiligen Kommunen und Ländern weitergeben mit dem Ziel, verschiedene Strukturen in die Öffentlichkeit zu rücken und bestehende Strukturen in Frage zu stellen (in Form von Beiträgen publizieren). • D  ie Partizipation von Menschen mit Migrationshintergrund in den Beiräten darf nicht das



kommunale Wahlrecht für Drittstaatenangehörige ersetzen. • Die Beschäftigung von Menschen mit Migrationshintergrund in der Verwaltung ist durch die Einführung von Quoten zu erhöhen. • Migration ist als Querschnittsaufgabe in der Verwaltung einzuführen. • Die interkulturelle Öffnung der Verwaltung ist voranzutreiben. Stichworte aus der Diskussion zum Schwerpunkt Beiräte: • Der empfehlenden Charakter der Beiräte ist zuüberdenken: 1. Bisherige Möglichkeiten der Teilhabe nutzen. 2. Übergang von einem Beratungs- in einen Entscheidungsmodus (ein Beispiel bezüglich der Strukturen und Befugnisse könnte das Modell der Jugendauschüsse sein).



• Die Professionalisierung und Weiterqualifizierung der Mitglieder der Beiräte ist durch Fortbildungen und Coaching zu stärken. Stichworte aus der Diskussion zum Schwerpunkt Ehrenamt: • Das Ehrenamt in den Beiräten muss grundsätzlich überdacht werden: 1. Aufwand. 2. Qualität der Arbeit. 3. Professionalisierung. 4. Weiterbildung. • Ehrenamt bedarf der Begleitung und der Schaffung von Strukturen innerhalb der Verwaltung (Verankerung der Tätigkeit von Ehrenamtstätigen in den bereits vorhandenen Strukturen). • Es müssen Förderkriterien für die Entschädigung im Rahmen des Ehrenamts geschaffen werden (z.B. Sitzungsgeld, Fahrkosten, usw.).
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AG 2: Politische Partizipation im Rahmen von Netzwerken



Input: Gelungene Modelle Zuwanderung und Integration in und Erfahrungen aus Sach- Sachsen-Anhalt, Netzwerk für Desen-Anhalt mokratie und Toleranz, Landesintegrationsbeirat Sachsen-Anhalt Mamad Mohamad (Sprecher der (seit 2009), Bundesnetzwerk BürLAMSA Sachsen-Anhalt) gerschaftliches Engagement, Beirat der Beauftragten der BundesregieZu Beginn möchte ich die LAMSA rung für Migration, Flüchtlinge und vorstellen: Das Landesnetzwerk der Integration (seit 2010), LandesjuMigrant_innenselbstorganisationen gendhilfeausschuss, IQ Netzwerk, Sachsen-Anhalt (LAMSA) ist ein Zu- Landesprogramm für Demokratie, sammenschluss von ca. 70 verschie- Vielfalt und Weltoffenheit in Sachdenen Organisationen und Vereinen sen-Anhalt, Landesprogramm gevon Migrant_innen aus Sachsen-An- schlechtsgerechtes Sachsen-Anhalt halt. Ziel ist eine engere Zusammen- (seit 2011). arbeit der verschiedenen Vereine, Verbände und Organisationen, die Der Landesnetzwerk hat mit seinen sich mit Migrant_innen beschäfti- Netzwerkpartnern folgende Progen. Das Landesnetzwerk vertritt das jekte entwickelt und steuert diese politische, wirtschaftliche, soziale im Rahmen der Beiräte mit: Interund kulturelle Interesse der Bevölke- kulturell – Demokratisch – Ehrenrung mit Migrationshintergrund im amtlich – Emanzipiert (IDEE), FamiLand Sachsen-Anhalt und versteht lia – Family – Familie (FFF), Vielfalt sich als legitimierter Gesprächspart- Nutzen, Netzwerk für Interkultuner gegenüber der Landesregierung relle Bildung und Projektwerkstatt. und allen relevanten Organisationen auf Landesebene sowie ähn- Der Landesnetzwerk setzt auf stralichen Migrant_innenorganisati- tegische Zusammenarbeit mit Akonen in anderen Bundesländern. teuren, Parteien und Verwaltung auf Das Landesnetzwerk möchte einen lokaler und Landesebene hinsichtlich Beitrag zur nachhaltigen Förderung der Teilnahme an der Trägerberader Integration von Migrant_innen tung, der Integrationsbeauftragten in Sachsen-Anhalt leisten. der Landesregierung, bei der Gestaltung der Interkulturellen Wochen im Des Landesnetzwerk arbeitet in Land und in Zusammenarbeit mit der folgenden Netzwerken auf Landes- Liga der Wohlfahrtspflege bei der und Bundesebene: Entwicklungspo- Gestaltung von Fachtagungen. litisches Netzwerk Sachsen-Anhalt (seit 2008), Bundeszuwanderungs- Für die Arbeit unseres Landesnetzund Integrationsrat, Bündnis für werks ist die politische Lobbyarbeit 42 | Dokumentation | Inklusion durch Partizipation



ein wichtiger Faktor. Daher haben wir uns in der letzten Zeit bei folgenden Gesprächen beteiligt: Gespräch mit dem Landtagspräsident, dem Finanzminister des Landes Sachsen-Anhalt und Sozialminister Bischof. Weiterhin leisteten wir Unterstützung hinsichtlich öffentlicher Aktionen wie beispielsweise die Demonstration gegen den Auftritt der NPD in Halle. Weiterhin sind regelmäßige Gespräche mit der Integrationsbeauftragten ein wesentlicher Faktor unserer Arbeit.



Input: Die Arbeit des Forums der Migrant_innen im Paritätischen Athena Leotsakou (Forum der Migrant_innen im Paritätischen (FdM)) Das Forum der Migrant_innen im Paritätischen ist ein Verbund von verschiedensten Migrant_innenorganisationen, die dort Mitglied und engagiert tätig sind. Es stellt eine Plattform zum Austausch und Bündelung von Interessen dar. Dabei sind nicht nur große Organisationen, die selbst Dachverbände von Migrant_innenorganisationen sind (Beispiel: Bundesarbeitsgemeinschaft der ImMigrant_innenverbände) vertreten, sondern auch kleine Organisationen, die ausschließlich auf lokaler Ebene tätig sind. In-



AG 2 | Politische Partizipation im Rahmen von Netzwerken haltlich decken die Mitgliedsorganisationen ein großes Spektrum ab. Sie sind in allen Bereichen der Sozialarbeit tätig. Die Gründung des Forums erfolgte 2007 und die Anzahl der Mitgliedsorganisationen steigt stetig, wobei sie zurzeit circa 140 umfasst. Vertreten wird das Forum in der Öffentlichkeit und im Verband von einer Sprecherin/ einem Sprecher, zwei Stellvertreter_innen und einem sieben Personen umfassenden Beirat. Dieses koordinierende Gremium wird alle zwei Jahre von den Mitgliedsorganisationen gewählt. Wichtige Ziele der Zusammenarbeit sind die stärkere Beteiligung von Migrant_innen an der Migrations- und Integrationspolitik auf allen Ebenen sowie eine bessere Vernetzung, Qualifizierung und Stärkung der politischen Interessenvertretung. Um diese Ziele effizienter erreichen zu können, konzentriert sich die Arbeit des Forums auf bestimmte Themenbereiche. Zurzeit werden die gemeinsamen Aktivitäten auf folgende Bereiche fokussiert: 1) Politische Partizipation und Vernetzung Das Forum beteiligt sich aktiv und engagiert an der Gestaltung der Integrationspolitik in Deutschland. Dazu gehören die Mitgliedschaft in verschiedenen Gremien auf Bundes- und Landesebene, die Erarbeitung von Stellungnahmen und Pressemitteilungen zu aktuellen migrations- und integrationspolitischen Fragen sowie ebenfalls die Teilnahme an der Erarbeitung von Bundesprogrammen wie der Ausarbeitung des Integrationsprogramms und der Mitarbeit am „Nationalen Aktionsplan Integration“. Außerdem wird jedes Jahr eine Fachkonferenz organisiert, um die bessere Vernetzung von Organisationen zu ermöglichen und den fachlichen Austausch zu fördern.



2) Qualifizierung von Migrant_in- nenorganisationen sowie für deren nenorganisationen bessere Beteiligung an bestehenden Förderprogrammen aus. Bereits seit 2009 engagiert sich das Forum, zusammen mit dem Kontakt FdM: Paritätischen und mit finanzieller Sergio Cortés Unterstützung des BAMF und des Der Paritätische Gesamtverband EIF, im Fortbildungsbereich für Oranienburger Straße 13-14 Migrant_innenorganisationen. Da- 10178 Berlin bei ist die Zugehörigkeit zum Pa- [email protected] ritätischen für eine Teilnahme an www.migration.paritaet.org den verschiedensten Maßnahmen nicht erforderlich. Die Ziele des Moderation: Antonio Diaz (BiFF e.V.) Programms sind die Verbesserung der Angebote von Migrant_innen- Die Arbeitsgruppe 2 beschäftigte organisationen, die Unterstützung sich mit dem Thema Politische beim Aufbau innerer Strukturen Partizipation im Rahmen von Netzund die Stärkung der politischen werken. Impulsgeberin war Frau Partizipation. Athena Leotsakou vom Forum der Migrant_innen (FdM). Sie präsen3) Bildung tierte die Arbeit des Forums der Migrant_innen im Paritätischen Seit 2008 hat sich das Forum den und die Arbeit der BAGIV e.V., der Bildungsbereich als Schwerpunkt- Bundesarbeitsgemeinschaft der thema gesetzt, um die Zusammen- Migrantenverbände in Deutschhänge zwischen Bildungserfolg und land e.V. Die Arbeit von MO in den Integration zu diskutieren. Ab 2010 neuen Bundesländern wurde von werden gemeinsame Aktivitäten Mamad Mohamad, dem Sprecher und Maßnahmen unter der Bil- der LAMSA Sachsen-Anhalt dargedungsinitiative „AB in die Zukunft“ stellt. Er referierte über gelungene (www.abindiezukunft.de) gebün- Modelle und Erfahrungen aus Sachdelt. Die Initiative wurde ins Leben sen-Anhalt. Die Moderation der gerufen, um auf die Tatsache auf- Arbeitsgruppe übernahm der Jourmerksam zu machen, dass Kinder nalist und Gründungssprecher des und Jugendliche mit Migrations- Elternnetzwerkes NRW, Antonio hintergrund generell schlechtere Diaz, des Dortmunder InterkultuChancen haben, einen Abschluss rellen Vereins und Netzwerkes Biff der Sekundarstufe II zu erwerben. e.V. (Bildung - Integration - Frauen Die Verbesserung der Bildungsbe- - Familien e.V.) teiligung von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund Die Referent_innen und Teilnehwird hierbei als gesamtgesell- mer_innen stellten sich in einer schaftliches Ziel gesehen. kurzen Vorstellungsrunde vor. Die Teilnehmenden vertraten ganz un4) Strukturelle Förderung von Mi- terschiedliche Institutionen wie grant_innenorganisationen Elternverbände und politische Verbände, Parteien und WohlfahrtsDas Forum erarbeitet seit 2010 zu- verbände. Die anschließende Dissammen mit sieben bundesweit kussion, getragen von der Vielfalt tätigen Migrant_innendachorga- der Beiträge der Teilnehmenden nisationen ein Konzept für eine aus den unterschiedlichsten Organachhaltige Förderung (finanziell nisationen, führte zu einem sehr unterstützt vom BAMF und der Be- produktiven Austausch. Die Grupauftragten für Migration, Flüchtlin- pe konnte sowohl Unterschiede als ge und Integration) von Migrant_in- auch Gemeinsamkeiten zwischen Dokumentation | Inklusion durch Partizipation | 43



AG 2 | Politische Partizipation im Rahmen von Netzwerken Fortbildung, und AufwandsentOst und West, zwischen MO und Die „Schlagzeilen“ der Arbeitsgruppe: schädigung nötig. anderen NGO, zwischen Hauptamt und Ehrenamt und zwischen • Man muss den Kuchen (d.h. die • Ehrenamt braucht Hauptamt und Hauptamt braucht EhrenWohlfahrtsverbänden und NGO Ressourcen, die kleiner werden) amt. Es bedarf einer unterstütfeststellen. Zum Abschluss forderte gemeinsam backen, damit dazenden Struktur. Anstatt Konder Moderator die Anwesenden zu raus ein ganzer leckerer Kuchen kurrenz bedarf es gegenseitiger einen Brainstorming rund um das wird, den man gemeinsam esWertschätzung und ZusammenThema auf. Als nächsten Schritt sen kann. → keine Ressourcenarbeit. sollten die Teilnehmer_innen aus verschwendung durch Konkur• Gesellschaftliche Teilhabe erfolgt diesen Gedanken und den eingerenzdenken. durch Engagement, Zusammenreichten Statements vier oder fünf • Man muss das Ehrenamt stärarbeit und Sich-Einbringen/Ein‚Schlagzeilen‘ zu Papier bringen ken. Dafür sind Anerkennung mischen. und dann im Plenum vorstellen. und Wertschätzung der Arbeit,
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AG 3: Partizipation in lokalen Netzwerken



Input: „Partizipation vor Ort“, Expertise im Auftrag des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge und der Freien und Hansestadt Hamburg



Landesebene, Migrant_innenorganisationen, Stadtteilakteuren und Bewohner_innen mit Migrationshintergrund vorgenommen. Zentrale Ergebnisse zur quartiersbezogenen Partizipation



Kristin Schwarze (IfS Institut für Stadtforschung und Strukturpolitik In die quartiersbezogene UntersuGmbH) chung wurden sechs Gebiete mit besonderen Problemlagen einbeIn der Studie „Partizipation vor Ort“ zogen. Deren Auswahl war durch wurde am Beispiel des Stadtstaates den Auftraggeber vorgegeben Hamburg untersucht, welche Be- und orientierte sich an aktuellen teiligungsangebote Menschen mit oder abgeschlossenen Aktivitäten Migrationshintergrund unabhängig im Rahmen von Programmen der von ihrer Staatsangehörigkeit auf Stadterneuerung. Insofern richtete lokaler Ebene offen stehen, inwie- sich das Untersuchungsinteresse weit diese von den verschiedenen auf die Partizipation von BewohGruppen genutzt werden und ner_innen mit Migrationshinterwelche reale Einflussnahme auf grund an Aktivitäten und Gremien die Gestaltung der Lebensräume aus diesem Kontext. Im Ergebnis damit erzielbar ist. Dabei wurden der Untersuchung zeigte sich, dass verschiedene Ebenen in die Be- Migrant_innen in den Quartierstrachtung einbezogen: Strukturen und Stadtteilgremien, in denen zur Beteiligung auf Bezirks- und u.a. über die Vergabe von Mitteln Landesebene, Selbstorganisation aus Verfügungsfonds für quartiersund freiwilliges Engagement, for- bezogene Vorhaben entschieden melle und informelle Beteiligung in wird, deutlich unterrepräsentiert den Quartieren, Mitwirkung im Bil- waren. An allgemeinen Beschlüsdungsbereich und parteipolitisches sen zu lokalen/kommunalen Fragen Engagement. Neben einer umfas- in den Quartiers- und Stadtteilgresenden Daten- und Dokumenten- mien waren Migrant_innen in den analyse wurden zur Erfassung der letzten zwei Jahren gar nicht oder Beteiligungsstrukturen, -prozesse nur selten beteiligt. Etwas höher und -ergebnisse u.a. eine schrift- fiel ihre Beteiligung an Beschlussliche Befragung der Hamburger fassungen zu Projektanträgen aus. Migrant_innenorganisationen und Häufigste Bezugsländer von beteiüber 90 qualitative Befragungen ligten Migrant_innen waren die von Akteuren auf Bezirks- und Türkei und Russland. Auffällig we-



nig oder gar nicht beteiligt waren Bewohner_innen mit einem afrikanischen oder südeuropäischen Bezugsland. Beteiligungshemmnisse stellten auf Seiten der Migrant_innen Schwierigkeiten mit der deutschen Sprache, geringe Kenntnisse über Beteiligungsmöglichkeiten vor Ort, fehlende Erfahrungen mit den Beteiligungsstrukturen und der Diskussionskultur in Deutschland, Erfahrung von Diskriminierung und zum Teil bestehende soziale Kontrolle im familiären oder herkunftslandbezogenen Netzwerk dar. Auf Seiten der Stadtteilakteure und Stadtteilbüros wirkten vor allem fehlende interkulturelle Öffnung, geringe Kenntnisse über die migrantische Bevölkerung und mangelnde personelle Ressourcen als Hemmnisse. Auf den Beteiligungsprozess positiv wirkten sich dagegen die Zusammenarbeit mit Migrant_innenorganisationen oder Akteuren mit Migrationshintergrund, aufsuchende und aktivierende Befragungen sowie die informellere Ausgestaltung von Beteiligungsgremien aus. Für informelle Veranstaltungen wie Stadtteilfeste, Grillnachmittage oder kulturelle Aktivitäten waren Bewohner_innen mit Migrationshintergrund in sehr viel größerem Umfang zu gewinnen. Darüber hinaus waren auf Quartiersebene verschiedene Eigeninitiativen von Migrant_innen zu finden, auf denen
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AG 3 | Partizipation in lokalen Netzwerken aufgebaut werden kann. Positive Beispiele sind hier ein internationales Frauenfrühstück, bei dem soziale oder stadtteilbezogene Themen diskutiert und gemeinsame Aktivitäten organisiert werden, sowie die Pflege von Grünflächen. Zentrale Ergebnisse der Befragung von Migrant_innenorganisationen In Kooperation mit der ehemaligen Leitstelle für Integration und Zivilgesellschaft der Hansestadt Hamburg wurden 279 Migrant_innenorganisationen und interkulturelle Vereine angeschrieben, von denen 67 antworteten, was einem Rücklauf von 24 Prozent entspricht. Im Ergebnis der Befragung zeigte sich, dass die räumliche Bezugsebene des Engagements von Migrant_innenorganisationen in der Regel die gesamtstädtische Ebene darstellt, sie aber dennoch für stadtteilbezogene Aktivitäten gewonnen werden können. Zentrale Engagementbereiche der Selbstorganisationen stellen die Pflege der eigenen Kultur oder Religion, Bildung und Jugendarbeit, die Versorgung älterer Menschen sowie lokale Ökonomie dar. In den formellen Netzwerken und Strukturen der Freiwilligenarbeit waren Migrant_innen(organisationen) bisher nur geringfügig vertreten. Dies lässt sich zum einen dadurch erklären, dass die bestehenden Beteiligungsmöglichkeiten den Migrant_innenorganisationen nur zu einem geringen Teil bekannt sind, und zum anderen dadurch, dass die personellen Kapazitäten und finanziellen Ressourcen der Migrant_innenorganisationen äußerst begrenzt sind. Die bisherigen Erfahrungen im Rahmen der Beteiligungsprozesse und die Unterstützung durch Verwaltung und Politik wurden von den Migrant_innenorganisationen zurückhaltend bewertet, wobei in den letzten Jahren aber größtenteils eine Verbesserung wahrgenommen wird. Um eine weitergehende Beteiligung zu ermöglichen, bedarf es



neben einer finanziellen Förderung einer verbesserten Information und Beratung sowie einer stärkeren Anerkennung des bisherigen Engagements. Das Forschungsprojekt „Partizipation vor Ort“ wurde im Auftrag des BAMF und der Hansestadt Hamburg gemeinsam vom IfS Institut für Stadtforschung und Strukturpolitik (Dr. Reinhard Aehnelt und Kristin Schwarze) und dem Projektbüro für sozialwissenschaftliche Studien (Emilija Mitrović) bearbeitet. Weitere Informationen zum Projekt und die Studie können Sie der Internetseite des BAMF entnehmen.



Input: „Partizipation vor Ort in der Praxis“, Nürnberger Erfahrungen im Rahmen des ExWoSt Forschungsfeldes „Integration und Stadtteilpolitik“ Torsten Groß (ISKA Nürnberg) „Einbindung von Migrant_innen und Migrant_innenorganisationen (MO) in Prozesse der Stadt(teil) entwicklung und Stadtteilkommunikation – ein Nürnberger ExWoStProjekt“: Das Projekt ist eines von bundesweit sechs Modellprojekten des Forschungsfelds „Integration und Stadtteilpolitik“ im Forschungsprogramm „Experimenteller Wohnungs- und Städtebau“ (ExWoSt) des BMVBS. Ausgangsthese des Forschungsfeldes ist es, dass die Wirkung von integrationspolitischen Strategien und lokalen Handlungskonzepten der Stadtentwicklung durch eine Zusammenführung deutlich verstärkt wird.



einer interkulturellen Orientierung verpflichtet, die kulturelle Vielfalt ihrer Einwohner_innen als zukunftsweisendes Entwicklungspotenzial betrachtet. Bestehende Angebote und Einrichtungen werden – wo nötig – zielgruppengerecht verändert und ergänzt. Dabei wird die Heterogenität der Bevölkerung berücksichtigt. Nürnberg verfügt über differenzierte Strukturen und Gremien der kommunalen Integrationspolitik, auf politischer, zivilgesellschaftlicher und Verwaltungsebene und in der lokalen Zivilgesellschaft. Für das Projekt wichtig war auch die lange Tradition der Stadtteilorientierung in der Nürnberger Sozial- und Kulturpolitik mit einem entsprechenden Netz an Einrichtungen. Das Amt für Kultur und Freizeit (KUF) als Projektträger ist ein wichtiger Akteur sowohl im Bereich Integration/interkulturelle Arbeit als auch bei der Stadtteilorientierung. Viele Kulturläden sind auch interkulturelle „KommunikationsKnotenpunkte“ im Stadtteil. Das Inter-Kultur-Büro als Facheinrichtung des KUF macht eigene interkulturelle Angebote, ist aber auch für die Betreuung und Förderung der Migrant_innenvereine zuständig und hat dadurch gute Kontakte zu den Organisationen der verschiedenen „Migrant_innen-Communities“. Das KUF hat zudem die Federführung für integrationspolitische Gremien und die damit verbundene Fortschreibung der kommunalen Integrationspolitik inne. Im Sinne der Querschnittsaufgabe wurden an der Projektsteuerung zudem Dienstellen aus dem Wirtschaftsreferat und dem Sozialreferat beteiligt.



Ausgangssituation in Nürnberg



Zielsetzungen



Integration von Migrant_innen wird in Nürnberg seit langem als wichtige Querschnittsaufgabe gesehen. Somit sieht sich die Stadt Nürnberg



Verbesserung der Beteiligung von Migrant_innen und Migrant_innenorganisationen – modellhaft in zwei unterschiedlichen Stadtteilen – durch:
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AG 3 | Partizipation in lokalen Netzwerken • interkulturelle Öffnung bestehender Strukturen, Gremien, Prozesse; • E ntwicklung neuer Beteiligungsformate (in Abstimmung mit Stadtteilakteuren); • U  nterstützung der Stadtteilorientierung bei Migrant_innenorganisationen; • A  nstoßen interkultureller Öffnungsprozesse in der Verwaltung, die mit integrierter Stadt(teil)entwicklung befasst ist. Projektverlauf Zur Konkretisierung der Projektinhalte wurden Ziele und Möglichkeiten zunächst mit Gremien der Stadtteilentwicklung und der Integrationspolitik sowie mit dem Rat für Integration und Zuwanderung und Migrant_innenvereinen diskutiert. Zudem wurden fast 500 Migrant_innen bei der Wahl des Integrationsrats zur Zufriedenheit mit ihrem Wohnumfeld sowie zu ihrer Engagementbereitschaft befragt. Im Folgenden wird nur auf die Projektaktivitäten bzw. -ergebnisse in einem Stadtteil, Langwasser, eingegangen. Der Fokus lag in Langwasser auf der interkulturellen Öffnung des Stadtteilforums1 und des Bürgervereins. Beide Gremien waren schon aufgeschlossen für das Thema und wurden von den befragten Migrant_innen als geeignete Beteiligungsformate angesehen. Ergebnis beim Stadtteilforum war zum einen, dass Vertreter_innen einiger Migrant_innenvereine kontinuierlich in Arbeitsgruppen mitwirken oder sich bei Veranstaltungen (z.B. Sozial- und Kulturmarkt) aktiv beteiligen. Zum anderen wurde eine strukturelle Veränderung des Stadtteilforums erfolgreich initiiert: Nach Diskussionen über die ExWoSt-Ziele und insbe1 Das Stadtteilforum ist ein Zusammenschluss von ca. 60 Vertreter_innen wichtiger Institutionen, Kirchengemeinden, Parteien, Schulen, Vereine und interessierter Einzelpersonen aus dem sozialkulturellen Bereich.



sondere in der Auseinandersetzung mit rechtsradikalen Aktivitäten im Stadtteil wurde beschlossen, den Nürnberger Rat für Integration und Zuwanderung dauerhaft in das Geschäftsführende Gremium des Stadtteilforums aufzunehmen. Resultat mehrerer Gespräche mit dem Vorstand des Bürgervereins Langwasser war eine Informationsveranstaltung in Kooperation mit dem Integrationsrat, in der Nürnberger_innen mit Migrationshintergrund und Neubürger_innen aus Langwasser das „Prinzip Bürgerverein“, seine Aufgaben und Arbeitsweisen sowie Möglichkeiten, den Stadtteil mitzugestalten, vorgestellt wurden. In der gut besuchten Veranstaltung (ca. ein Drittel der Besucher_innen mit Migrationshintergrund) lösten einige „interkulturell unsensible“ Formulierungen des Bürgervereinsvorsitzenden eine kontroverse Diskussion aus, bei der Migrant_innen ihre Anliegen und Perspektiven selbstbewusst einbrachten. Dies und eine Nachbesprechung mit dem ExWoSt-Projektteam verdeutlichten dem Vorstand des Bürgervereins einen Handlungsbedarf und lösten eine längerfristige interne Diskussion aus. Resumee Die Rahmenbedingungen des Projekts (geringe Ressourcen, kurze Laufzeit, hoher Aufwand für bundesweite Projektveranstaltungen, Berichtswesen) waren nicht dazu geeignet, nachhaltige (insbesondere strukturelle) Veränderungen zu bewirken. Mehrheitsgesellschaft/Kommune Hinsichtlich der Akteure der Stadt(teil)-entwicklung aus Verwaltung und Zivilgesellschaft sind wesentliche Erfolge des Projekts die Sensibilisierung der Akteure für eine Beteiligung von Migrant_innen und das Anstoßen von entspre-



chenden Reflexions- und Diskussionsprozessen (z.B. interkulturelle Anforderungen an das Quartiersmanagement, Leitbildformulierung in der Stadtteilentwicklung). In der gesamtstädtischen Integrationspolitik gewinnt zudem die sozialräumliche Orientierung zunehmend an Bedeutung (z.B. stadtteilorientierte Datenerhebung und Analyse im Bereich Migration und Gesundheit oder in der Bildungsberichtserstattung, Stadtteilbezug bei der Weiterentwicklung des Integrationsprogramms). Migrant_innen Die Rahmenbedingungen bei den MO entsprachen dem bundesweiten Trend: spärliche Ressourcen und gleichzeitig steigende (Beteiligungs-)Erwartungen (der Mehrheitsgesellschaft). Die besondere Rolle des Integrationsrats als demokratisch gewählte, Ethnien übergreifende Interessenvertretung von Migrant_innen bestätigte sich im Projektverlauf. Trotz der beschränkten Ressourcen des Integrationsrats (Mitglieder sind ehrenamtlich aktiv etc.) wurden regelmäßig offene Bürgergespräche angeboten sowie aktiv im Stadtteilforum Langwasser und im Stadtteilarbeitskreis Muggenhof mitgearbeitet. Der Integrationsrat erkannte den Ansatz der Stadtteilorientierung als geeignete Möglichkeit zur inhaltlichen Weiterentwicklung, die einen intensiveren Austausch mit „Migrant_innen-Communities“ vor Ort ermöglicht. Diese Erfahrungen sind Basis einer nachhaltigen Stadtteilorientierung, die langfristig vorsieht, Mitglieder des Integrationsrats als „Stadtteilverantwortliche“ bzw. Stadtteilansprechpartner_innen zu „ernennen“. Bei den Migrant_innenvereinen konnten diejenigen für eine konkrete Beteiligung in Stadtteilen gewonnen werden, die schon eine
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AG 3 | Partizipation in lokalen Netzwerken gewisse Affinität zu bürgerschaftlichem Engagement in Strukturen der Mehrheitsgesellschaft und zu Stadtteilthemen hatten. Es zeigte sich, dass für erfolgreiche Beteiligungsprozesse die Motivation der entsprechenden Zielgruppen durch zeitnahe, attraktive, leicht zugängliche und eventuell öffentlichkeitswirksame Projekte aufrecht erhalten werden muss.



ne von Partizipation und Integration ist in den meisten Fällen quartiersbezogen. Interkulturelle Netzwerke liegen in der Regel auf höher gelegenen Ebenen (zum Beispiel auf gesamtstädtischer Ebene). Quartiersspezifische Netzwerke sind in der Regel alles andere als interkulturell aufgesetzt.



titis“ ist für nachhaltige Netzwerkentwicklung sehr abträglich)



3. Eine Öffnung etablierter quartiersspezifischer Netzwerke: Dies gilt insbesondere in Bezug auf Zielgruppen, die bislang nicht vertreten sind. Das bedeutet eventuell die Nutzung neuer Medien (Stichwort Social Media), aber auch das Die interkulturelle Wende von Aufbrechen „alter“ Strukturen und Partizipation auf Quartiersebene eine gewisse Art von Rotation.



Moderation: Sebastian Beck (VHW) Mehr quartiersorientierte interkul- Um interkulturelle Partizipation auf turelle Partizipation wagen! Quartiersebene zu ermöglichen, lässt sich im Sinne einer Agenda Es ist ein Bonmot der aktuellen po- eine ganze Reihe von Erfordernislitischen Debatte, dass sich Integra- sen erfassen. Die wichtigsten Distion vor Ort entscheidet. Wenn wir kussionspunkte waren hier: über Integration und Partizipation in lokalen Netzwerken sprechen, 1. Eine interkulturelle Öffnung sind wir also im Zentrum des Ge- quartiersspezifischer Partizipatischehens. Tatsächlich geht es sogar onsstrukturen: Dazu gehört unter noch eine Ebene konkreter: wenn anderem: eine systematische Einwir von quartiersbezogenen Netz- bindung von Migrant_innenorgawerken sprechen. Auch wenn im Di- nisationen und Multiplikatoren alogforum selbst sehr klar war, dass mit Migrationshintergrund, die bei lokalen Netzwerken vor allem Vermittlung interkultureller Komdem Quartier eine entscheidende petenzen, Mehrsprachigkeit (als Rolle zukommt, diese Einsicht ist Kompetenz der Akteure wie auch noch lange nicht wie selbstver- in Bezug auf die Verbreitung von ständlich in der Debatte um Parti- Informationen). zipation und Integration verankert. Von daher ist die wichtigste Aufga- 2. Sichtbare Netzwerkstrukturen be dieses Dialogforums, eine Lanze vor Ort: Es braucht möglichst attrakfür die Quartiersebene zu brechen! tive Treffpunkte, die von Personen Das Paradoxon lässt sich sehr präzi- getragen werden, die möglichst se beschreiben: Die Handlungsebe- nachhaltig wirken können („Projek-
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4. Eine systematische Verknüpfung formeller und informeller Netzwerkstrukturen sowie eine Anbindung von quartiersspezifischen Strukturen an übergeordnete Netzwerke (Politik, Verwaltung, intermediäre Organisationen) ist nötig. Auch wenn das Thema der quartiersorientierten Netzwerkstrukturen noch nicht so etabliert ist, wie es sein sollte: Die Zahl der Unterstützer für dieses Anliegen nimmt tendenziell zu. Neben dem Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung werden auch die kommunalen Akteure der Stadtentwicklung zunehmend sensibel für dieses Thema. Allerdings bleibt über allem die Frage der nachhaltigen Finanzierung eines solchen Ansatzes. Die derzeitige Politik der Streichung nicht-investiver Mittel im Programm Soziale Stadt weist in diesem Zusammenhang auf jeden Fall in die falsche Richtung.



AG 4: Partizipationspotenziale und Beteiligungsformen von jungen Flüchtlingen



Input: Soziale, kulturelle und auf dem rechtlichen Gebiet etwas gesellschaftliche Teilhabe bewegt. Die Jugendhilfe hat sich von jungen Flüchtlingen in den vergangenen Jahren stärker für jugendliche Flüchtlinge zustänRenate Janßen (Landesarbeitsge- dig gefühlt. Auslöser waren die unmeinschaft autonome Mädchen- begleiteten minderjährigen Flüchthäuser) linge. 2005 wurde das Kinder-und Jugendhilfegesetz geändert. Dort Ich arbeite in der Landesarbeitsge- wurde in § 42 ein entscheidender meinschaft der Autonomen Mäd- Satz eingefügt: chenhäuser Nordrhein-Westfalen (LAG NRW) und leite dort die Fach- „Das Jugendamt ist berechtigt und stelle Interkulturelle Mädchenar- verpflichtet, ein Kind oder einen Jubeit Nordrhein-Westfalen . Die LAG gendlichen in seine Obhut zu nehist ein Zusammenschluss von auto- men, wenn ein ausländisches Kind nomen Mädchenhäusern und -ein- oder ein ausländischer Jugendlirichtungen in NRW. Jugendliche cher unbegleitet nach Deutschland Zuwanderinnen sind eine wichtige kommt und sich weder PersonenZielgruppe unserer Einrichtungen. sorge – noch Erziehungsberechtigte im Ausland aufhalten.“ Und weiSeit einigen Jahren beschäftigen ter, „ist unverzüglich die Bestellung wir uns sehr intensiv mit der in- eines Vormundes oder Pflegers zu terkulturellen Öffnung von Ein- veranlassen.“ richtungen und den Bedarfen von Mädchen mit Zuwanderungshin- Mit dieser 2005 neu eingeführten tergrund. Die Fachstelle Interkul- rechtlichen Regelung sind die unturelle Mädchenarbeit NRW wird begleiteten Jugendlichen in Obhut vom nordrheinwestfälischen Ju- der Jugendhilfe. Diese Gesetzesgendministerium gefördert. änderung hatte u.a. zur Folge, dass der Bedarf an InobhutnahmeeinTeilhabe von jungen Flüchtlingen richtungen stieg. Die Jugendlichen dürfen seit diesem Zeitpunkt nicht Für uns ist die Realisierung der mehr in Sammelunterkünften unsozialen, kulturellen und gesell- tergebracht werden. schaftlichen Teilhabe von jungen Flüchtlingen auch eine Aufgabe der Rücknahme des Rechtsvorbehaltes Jugendhilfe und Jugendarbeit. Na- bei der UN-Kinderrechtskonvention türlich sind dafür auch die rechtlichen Rahmenbedingungen wichtig. Als die Bundesrepublik am 5. April Hier hat sich in den letzten Jahren 1992 die UN-Kinderrechtskonven-



tion ratifizierte, formulierte sie gleichzeitig einen Rechtsvorbehalt gegen bestimmt Bestimmungen der Konvention. Folgende Rechtbereiche sollten unberührt bleiben: • Das Recht der Einreise und des Aufenthalts. • D  ie Regelungen der Aufenthaltsbedingungen ausländischer Kinder. • Die Ungleichbehandlung ausländischer Kinder gegenüber deutschen Kindern. 2010 wurde dieser Rechtvorbehalt zurückgenommen. Damit gilt die UNKinderrechtskonvention für alle sich in Deutschland aufhaltenden Kinder und Jugendlichen. Die Bundesregierung ist verpflichtet, die Konvention durch geeignete Maßnahmen und Regelungen umzusetzen. Thesen: Partizipation ist möglich und nötig, dazu sind aber unter anderem folgende Aspekte und Perspektivwechsel wichtig: • D  as deutsche Hilfesystem, insbesondere die deutsche Jugendhilfe, muss jugendliche Flüchtlinge als ihre Zielgruppe erkennen. Im Rahmen dieser Tagung wurde über „Macht abgeben“ gesprochen. Für mich ist hierbei im ersten Schritt wichtig, dass die Akteur_innen im deutschen Hilfe- und Jugendar-
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AG 4 | Partizipationspotenziale und Beteiligungsformen von jungen Flüchtlingen beitssystem bereit sind, ihre Macht für die Interessen der jungen Flüchtlinge einzusetzen. Und dies in einem viel stärkeren Maß, als es bisher der Fall war. • J ugendliche Flüchtlinge müssen als Teil der Jugend in diesem Land gesehen werden. Im Bereich der Jugendarbeit und Jugendverbandsarbeit hat sich hier einiges getan. In der Breite der Jugendarbeit sind sie aber immer noch eine „Rand-Zielgruppe“. • W  ir brauchen eine starke Selbstorganisation und Selbstartikulation von jugendlichen Flüchtlingen. Die Organisation „Jugendliche ohne Grenzen“ ist dabei ein wichtiger Beitrag für mich. Auch hier sehe ich diejenigen, die über Zugänge zu Entscheidungsträgern verfügen, in der Verantwortung, die Türen für diese Jugendlichen zu öffnen. • W  ir müssen uns mit dem versteckten und offenen Rassismus auseinandersetzen. • W  ir müssen aktiv auf jugendliche Flüchtlinge zugehen, und dürfen nicht darauf warten, dass sie den Weg in unsere Einrichtungen finden. • D  ie rechtlichen Rahmenbedingungen müssen sich verändern.



der Bundesregierung stattfand, forderte eine weniger restriktive Asylund Zuwanderungspolitik! Als Beispiel führten die Jugendlichen an: Einführung einer doppelten Staatsbürgerschaft, besserer Zugang zum Arbeitsmarkt, Abschaffung der Residenzpflicht für Migranten mit dem Aufenthaltsstatus »Duldung«, Abschaffung des Aufenthaltsstatus »Duldung«. Auch an diesen Forderungen ist zu sehen, wie viel noch zu tun bleibt, um eine Teilhabe für junge Flüchtlinge zu ermöglichen.



Input: Selbstorganisation und Partizipation von und für junge Flüchtlinge Mohammed Jouni (JoG Berlin-Brandenburg) Teilhabe = Anerkennung und Autonomie als (Mit-)Bürger:



schaftliche Gruppe ist für sich selbst verantwortlich) • Kollektives Mittel zur Durchsetzung eigener Rechte und Interessen, Selbstermächtigung (Empowerment) benachteiligter Gruppen • Emanzipation Spezifische Bedingungen junger Flüchtlinge: • Verweigerung von Teilhabe und Selbstbestimmung durch die „offizielle“ Gesellschaft (sie sind unerwünscht und kriegen das zu spüren). • Rechtlosigkeit durch Ausländergesetze (und Behördenpraxis) und Vorbehalt zur UN-Kinderrechtskonvention. • Diskriminierung, Rassismus, hohes Maß „gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit“. • Erzwungene Passivität: Keine Arbeitserlaubnis, keine „Schulpflicht“, paternalistische Sozialarbeiter, Residenzpflicht, Unterbringung in Lagern und Heimen.



• Gleiche politische, soziale und kulturelle Rechte. Entwicklung längerfristiger Perspek• Gleichberechtigte Mitwirkung in tive unmöglich bzw. unerwünscht: allen gesellschaftlichen Angelegenheiten. • Ambivalente Folgen der „Minder• Teilhabe ≠„Integration“. jährigkeit“: erhöhter Schutzanspruch (Frage der Altersgrenzen), Selbstorganisation: Missachtung von Kompetenzen und verweigerte Autonomie und Der dritte Jugendintegrationsgip- • Selbstregulierung, SelbstverantPartizipation (Altersdiskriminiefel, der im April 2012 auf Einladung wortung (jeder und jede gesellrung).
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AG 4 | Partizipationspotenziale und Beteiligungsformen von jungen Flüchtlingen Die JOG- Anfänge: 2002:



• •



• B  leiberechtsinitiative von Jugendlichen des Betreuungs- und Beratungszentrum für junge Flüchtlinge und Migranten (BBZ) • • E insatz in eigener Sache. • Großzügige Bleiberechtsregelung. • 2005:



•



• E rste Aktion parallel zur IMK. • O  ffizielle Gründung von „Jugendliche ohne Grenzen“. • Aktionsprogramm „Hier Geblieben“ mit BBZ- Bleiberechtsinitiative, FIB,, Banda Agita (Grips The- • ater), Pro Asyl, Flüchtlingsräte. Aktionsformen: • • • • • • •



• •



G  egenseitige Unterstützung Interkulturelle Treffen. Verhinderung von Abschiebungen. T eilnahme an Fachtagungen und Seminaren. Forderungen an Politiker herantragen. D  EMO, Kundgebungen, Mahnwachen. O  rganisation von Infoveranstaltungen für Presse, Schulen, andere Organisationen. V  ernetzungstreffen (3-4 mal im Jahr). J ugendkonferenzen parallel zu der IMK.



Selbstorganisationspotenziale: • L ebenserfahrungen (die junge Deutsche nicht machen müssen) = viele Ressourcen. • S prachkompetenzen. • A  uthentizität: Vorurteile werden abgebaut und Jugendliche entwickeln sich. Sie stellen sich vor, sie rebellieren, sie ändern ihre Situation. • F rühere Erfahrung von Verantwortungsübernahme in der Herkunftsgesellschaft: Viele haben sich politisch engagiert. Viele



Begleitete übernehmen die Rolle des Vaters bzw. der Mutter. Hohe Motivation, etwas zu lernen. Kenntnis und Berufung auf Kinder- und Menschenrechte, allerdings meist zu wenig oder gar nicht vorhanden. Positive Gruppenerfahrungen (Jungen, Mädchen). Erfahrung von Solidarität (z.B. Schulklasse, Freunde, Lehrer). Beratungs- und Unterstützungsangebote durch Organisationen, nicht aus Nächstenliebe, sondern politische Arbeit, Kontakte zur Verfügung stellen, pädagogische Arbeit, Reflexion der Arbeit in der Gruppe. Wichtig sind professionelle Betreuer_innen, die Raum bieten und ermutigen. Internet, eigene Medien, Medienpräsenz.



unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge auf 18 Jahre heraufsetzen, Inobhutnahme durch das Jugendamt auch im Flughafenverfahren, keine Überstellungen im Dublin II Verfahren, keine Anwendung des Asylbewerberleistungsgesetzes, keine Abschiebehaft und keine Abschiebung. Darüber hinaus werden folgende integrationspolitischen Forderungen formuliert:



• Bundesweite Zuständigkeit von Integrationsbeauftragten auch für Flüchtlinge (insbesondere für Kinder und Jugendliche). • Verstärkte Berücksichtigung von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen bei integrations• politischen Entscheidungen und Maßnahmen. • Bundesweite Aufhebung der ReKontakt: sidenzpflicht. www.jogspace.net • Freier Zugang zu Bildungsangewww.twitter.com/jogspace boten. www.facebook.com/jogspace • Bewegungsfreiheit auf europäwww.hier.geblieben.net ischer Ebene. E-Mail: [email protected] • Einbeziehung des soziales Engagements und IntegrationswilModeration: Marissa Turac (AG 5, BBE) lens junger Flüchtlinge in aufenthaltsrechtlichen Fragen. Nach ausführlichen Impulsreferaten von Mohammed Jouni und Renate In Bezug auf das Kinder- und JuJanßen zu den Partizipationspoten- gendhilfesystem wird Folgendes zialen und Beteiligungsformen von formuliert: jungen Flüchtlingen werden im Folgenden die wesentlichen Ergebnisse • Partizipation von jungen Flüchtlinder Arbeitsgruppe festgehalten. gen ist möglich und nötig – auch unter den bestehenden rechtliGefordert wird: chen Rahmenbedingungen. • Das deutsche Jugendhilfesystem • Ein Perspektivwechsel hin zu eisowie Einrichtungen und Instituner ressourcenorientierten Flüchttionen, die sich an Jugendliche lingsarbeit. richten, wie z.B. Freiwiligena• Die volle Anwendung des Kindergenturen, Freiwilligendienste etc., und Jugendhilfegesetzes auf unmüssen junge Flüchtlinge als begleitete minderjährige Flüchtihre Zielgruppe erkennen und linge (UMF). sich dieser verstärkt öffnen. • Eine Anpassung der deutschen • E ine starke Selbstorganisation Rechtslage an die UN-Kinderund Selbstartikulation von junrechtskonvention. Im Einzelnen: gen Flüchtlingen braucht starke Verstärkter Fokus auf das KinPartner, die ihnen die Zugänge deswohl, Handlungsfähigkeit der zu Entscheidungsträgern öffnen. Dokumentation | Inklusion durch Partizipation | 51



AG 5: Partizipationsrechte in Deutschland



Input: Wahlrecht für Alle: die demokratische Kultur und den Jede Stimme zählt. Ein Berli- gesellschaftlichen Zusammenhalt. ner Aktionsbündnis. Aufgrund rechtlicher und finanzieller Laura Kolland (Citizens For Europe Hürden wie auch psychosozialer e.V.) Belastungen kann die Übernahme der deutschen Staatsangehörigkeit Das Berliner Aktionsbündnis „Jede nur bedingt Abhilfe schaffen und Stimme 2011 – Wahlrecht für alle!“ hat Deutschland aufgrund der vorherrschenden Optionspflicht im EUIm Herbst 2010 hatten Citizens For Vergleich ohnehin eine besonders Europe e.V. und Jede Stimme e.V. restriktive Handhabe. In vielen andie Idee, den Wahlkampf um das deren EU-Ländern gibt es hingegen Berliner Abgeordnetenhaus zu nut- zahlreiche positive Erfahrungen mit zen und mit der Kampagne „Jede Ausländerwahlrecht wie auch einem Stimme 2011 – Wahlrecht für alle!“ einfachen Zugang zu (doppelter) auf bestehende demokratische Staatsangehörigkeit. Missstände hinzuweisen und für die Einführung eines kommunalen Aus- Das Kernstück von „Jede Stimme länderwahlrechts zu werben. Hie- 2011“ bildete eine symbolische raus entstand ein berlinweites, inter- Wahl, die vom 29.8. bis 4.9.2011 für kulturelles Aktionsbündnis, das von alle Berliner_innen ohne deutschen mehr als 100 Vereinen sowie zivilge- Pass und über 18 Jahren stattfand. sellschaftlichen, privaten und öffent- Damit die Wähler_innen ihre Stimlichen Akteuren getragen wurde. me für eine Partei der Landesebene abgeben konnten, wurden berlinDem Aktionsbündnis „Jede Stimme weit 83 Wahllokale in Vereinen, 2011 – Wahlrecht für alle!“ lag die Begegnungsstätten sowie auch an Überzeugung zugrunde, dass nur öffentlichen Orten eingerichtet. durch Teilhabe der gesamten Bevölkerung eine stabile Demokratie Flankiert wurde die symbolische mit legitimen politischen Entschei- Wahl durch zahlreiche Rahmendungsträger_innen gewährleistet veranstaltungen, wie u.a. einer werden kann. Gerade in Berlin, internationalen Konferenz zu poliwo ca. 487.000 Menschen ohne tischen Partizipationsrechten mit deutschen Pass leben und in eini- Kommunalpolitikern aus Polen, gen Bezirken der Anteil der nicht- Luxemburg, den Niederlanden und deutschen Bevölkerung bei über Berlin, diversen Diskussions- und 40 Prozent liegt, birgt die politische Informationsveranstaltungen mit Ausgrenzung eine Gefährdung für Berliner Landes- und Kommunal52 | Dokumentation | Inklusion durch Partizipation



politikern sowie zum Abschluss einer offizielle Wahlparty mit der sog. Elefantenrunde. Außerdem wurde die symbolische Wahl von einer großen Medienkampagne begleitet (Presse, Rundfunk, u.a. Werbung in der Berliner U-Bahn), die auch über Berlin hinaus Aufmerksamkeit erzielte und die Debatte über das Ausländerwahlrecht und politische Teilhaberechte verstärkte. An den symbolischen Wahlen zum Abgeordnetenhaus beteiligten sich insgesamt 2.371 Berliner_innen aus mehr als 100 Nationen. Am häufigsten vertreten waren Drittstaatenangehörige, insbesondere durch Menschen aus der Türkei (ca. 35 Prozent) sowie der ehemaligen Sowjetunion (ca. 18 Prozent); nur ca. 31 Prozent stammten aus einem EU-Staat. Die Wähler_innen setzten sich gleichermaßen aus Männern und Frauen zusammen und lebten ganz überwiegend bereits seit mehr als fünf Jahren in Berlin. Das Durchschnittsalter der Wähler_innen betrug ca. 39 Jahre, wobei sich die Gruppe der 45-59-Jährigen am stärksten beteiligte. Betrachtet man die „Jede Stimme 2011“ – Wahlergebnisse, werden im Vergleich zu den Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus vom September 2011 erhebliche Unterschiede deutlich. Es zeigt sich, dass Parteien mit restriktiven Positionen zu Aus-



AG 5 | Partizipationsrechte in Deutschland länderwahlrecht, Staatsbürgerschaft und Integrationspolitik als Wahlverlierer abschnitten und umgekehrt Parteien, die sich im Wahlkampf für die Einführung eines kommunalen Ausländerwahlrechts ausgesprochen hatten, wie SPD und Bündnis 90/ Die Grünen, einen erheblichen Stimmengewinn davontragen konnten. Zudem hätte entsprechend den symbolischen Wahlergebnissen die „Migrant_innen-Partei“ BIG (Bündnis für Innovation und Gerechtigkeit) auf Anhieb den Einzug ins Abgeordnetenhaus geschafft. 2013 stehen die nächsten Bundestagswahlen vor der Tür. Es stellt sich also jetzt die Frage, ob etwas in puncto Ausländerwahlrecht unternommen werden soll. Auch wenn sich die Gesetzeslage in Berlin im Anschluss an die symbolische Wahl bislang nicht geändert hat, war die Kampagne „Jede Stimme 2011“ sicher nicht umsonst: Das Thema Ausländerwahlrecht wurde zum Wahlkampfthema und fand Eingang in die meisten Parteiprogramme. Vielleicht noch wichtiger ist aber, dass sich durch das Aktionsbündnis ein breites Netzwerk gebildet hat und hierdurch auch über Berlin hinaus die Lobby für politische Teilhaberechte in Deutschland gestärkt wurde. Diese Potenziale gilt es zu nutzen und weiter auszubauen. Informationen zur Kampagne „Jede Stimme 2011 – Wahlrecht für alle!“ finden Sie in der Projektdokumentation.



Download unter : https://dl.dropbox.com/u/420771/ JedeStimme2011_Dokumentation_WEB.pdf, www.jedestimme2011.de www.citizensforeurope.org. Für weitere Fragen und Anregungen steht das Citizens For Europe-Team gerne zur Verfügung: [email protected].



sichts der 2013 anstehenden Bundestagswahl in diesem Bereich etwas gemeinsam zu unternehmen. Es konnte nicht geklärt werden, ob eine der anwesenden Organisationen hier die Federführung übernehmen würde. Diskutiert wurde auch die Frage, ob sich eine Klage zum Wahlrecht anbieten würde, allerdings gab es dazu kein konkretes Ergebnis. Kargah e.V. (Hannover) stünde hier als Ansprechpartner zur Verfügung.



Moderation: Koray Yilmaz-Günay (Vorstand Migrationsrat Berlin- 2. Symbolische Wahlen 2013 Brandenburg) Citizens for Europe e.V. steht als Der Workshop hat mit einer Vor- Ansprechpartner für Organisationen stellungsrunde begonnen, in der die zur Verfügung, die sich an der OrTeilnehmenden sich, ihren (instituti- ganisation symbolischer Wahlen onellen) Hintergrund und ihr spezi- im Vorfeld der Bundestagswahl fisches Interesse am Workshop-The- 2013 engagieren wollen. ma vorstellen konnten. Angesichts der Kürze der Zeit war es erfreulich, 3. Bundespartizipationsgesetz dass die Teilnehmenden trotz ihrer Herkunft aus verschiedenen Bun- Dieser Punkt ist – in Ergänzung desländern relativ homogene Inte- zum Vortrag zum Berliner Partiziressen formulierten. So gab es im pationsgesetz – als Anregung aufAnschluss an die beiden Inputvorträ- genommen worden, konnte aber ge zunächst konkrete Nachfragen an nicht untersetzt werden. die beiden Referent_innen und dann eine – trotzdem viel zu kurze – Ge- Darüber hinaus sind im Workshop neraldebatte, die sich auf folgende Interesse und Bedarf an InspiraPunkte konzentrierte: tionen genannt worden, was die rechtliche Situation in Gemeinden, 1. Stimmrecht für alle – auf allen Bundesländern und auf BundesEbenen ebene angeht. Konkrete Forderungen wie etwa das Recht auf Über diesen Punkt wurde am mei- Verdolmetschung im Umgang mit sten diskutiert. Die Teilnehmenden Behörden konnten nicht ausdiskuäußerten sich interessiert, ange- tiert werden.
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AG 6: Partizipation durch Kultur und politische Bildung



Input: Empowerment als Alltagsverhältnissen, die demzufolGrundlage für politische ge verstanden werden können als Partizipation „wichtige Zentren der Begegnung, des Erfahrungs- und WissensausSebastian Fleary (Bildungswerk- tausches und der gegenseitigen statt Migration & Gesellschaft) Stärkung gegen Diskriminierung und Rassismus von und für PoC“ Hintergründe (Yiğit/Can 2006, 168f). Rahmenbedingung für die Bedeutung von pädagogischen Empowerment-Räumen in Deutschland ist, dass die Auseinandersetzung mit Migration und Rassismus großteilig in Zusammenhängen stattfindet, die von Angehörigen der weißen Mehrheitsgesellschaft und ihren Perspektiven dominiert wird. Zu beobachten und festzustellen ist, dass oftmals in „offenen“ und meist von weißen Personen dominierten Räumen die Frage nach Macht, der eigenen Position und der eigenen Privilegiertheit nicht ausreichend reflektiert bzw. völlig ausgeblendet wird. Somit besteht die Gefahr, dass rassistisch geprägte Denkund Handlungsmuster in diesen Kontext hinein getragen werden. In der Konsequenz kann es passieren bzw. ist es in der Vergangenheit oftmals passiert, dass es zu wiederholten Marginalisierungen und zur Verletzung des Denkens, Fühlens und Wollens von People of Color in diesen Räumen kommt. Empowerment-Räume wollen dieser (strukturellen) Schieflage begegnen. Es geht um die Herstellung eines Schutzraumes vor rassistischen



Die zentrale Prämisse lautet daher, dass Empowerment im Sinne einer Dekolonisierung bzw. Selbstermächtigung gegen Rassismus nur von People of Color selbst und im gegenseitigen Austausch und Handeln erfolgen kann. Es ist hierbei von zentraler Bedeutung, dass die pädagogischen Begleiter_innen von Empowerment-Prozessen ebenfalls People of Color sind und in Bezug auf Rassismus ebenfalls Diskriminierungserfahrungen gemacht haben/machen. Durch diesen Schutzraum wird es möglich, sich mit anderen offen und respektvoll auch über sehr schmerzhafte Erlebnisse auszutauschen und sich somit gegenseitig zu stärken (vgl. Yiğit/Can 2006, 168 ff). Haltungen aus der EmpowermentPraxis Das offene Geheimnis Das Konzept des pädagogischen Empowerment-Raumes zielt nicht darauf ab, die Reflexionen, Prozesse und Bewegungen, die hier stattfinden, „geheim“ zu halten bzw.
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nicht nach außen zu kommunizieren. Vielmehr trägt es der Tatsache Rechnung, dass die Anwesenheit weißer Personen die Dynamik, den Fokus und damit den Prozess der Auseinandersetzung verändern, da unterschiedlichen Perspektiven und gesellschaftliche Machtpositionen in Bezug auf Rassismus vorhanden sind. Aus diesen unterschiedlichen gesellschaftlichen Positionierungen ergeben sich somit erstmal auch unterschiedliche zu bearbeitende Themen und Bedürfnisse. Es geht daher hierbei um den Fokus und die Perspektiven auf die Auseinandersetzung. Schutzraum? Bei diesen Empowerment-Räumen wird landläufig von „Schutzräumen“ gesprochen. Hierbei handelt es sich auch um ein Konstrukt, da diese Räume nicht Schutz vor allen Verletzungsrisiken bieten (können) – da sie bspw. niemals homogen und die Menschen darin immer unterschiedlich reflektiert, positioniert und sensibilisiert sind. Es geht daher lediglich um einen Schutzraum in Bezug auf Rassismus. So ist ein EmpowermentRaum nicht selbstverständlich ein sicherer Raum, bspw. vor sexistischen oder homophoben Aussagen und Verletzungen. Somit geht es bereits im Ansatz darum, der Komplexität von Machtverhältnissen gerecht zu werden und ledig-



AG 6 | Partizipation durch Kultur und politische Bildung lich den Fokus in der Arbeit auf Rassismus(erfahrungen) für eine gewisse Zeit zu setzen. Es sollte deutlich geklärt sein, dass wir in einer interdependenten Gesellschaft leben, wo Herrschaftsverhältnisse sich wechselseitig bedingen und diese miteinander verflochten sind. Daher geht es grundlegend darum, einen reflexiven, bewussten, behutsamen und kritischen Umgang mit diesen Verhältnissen zu entwickeln und zu praktizieren (vgl. Yiğit/ Can 2006, 175f; Arapi 2008, 25ff). Abschließendes Der Austausch über das Erlebte, welche Empfindungen und Reaktionen dies mit sich brachte, welche Strategien die Einzelnen im Umgang damit entwickelt haben und welche neuen Widerstands- und Handlungsstrategien einzelne Personen in Bezug auf Rassismus in ihrem Alltag und Leben entwickeln (können), ist ein bedeutsamer Faktor, der diese Schutzräume in allen gesellschaftlichen Bereichen in Migrationsgesellschaften absolut notwendig macht. Parallel dazu ist es wichtig, dass die People of Color-Perspektive und Empowerment-Arbeit im Allgemeinen in dem etablierten Mainstream der interkulturellen Arbeit Eingang findet, um damit Empowerment auf breiter gesellschaftlicher Ebene voranzutreiben. In diesem Zusammenhang möchte ich pädagogische EmpowermentRäume als Instrument umreißen, deren Ziel es ist, gesellschaftliche Ungleichheit abzubauen und gesellschaftliche Umverteilung anzustreben. Literatur Güler Arapi: Rassismuserfahrungen und Handlungsfähigkeit, Universität Bielefeld, 2008. Nuran Yiğit/Halil Can: Politische Bildungs- und Empowerment-Ar-



beit gegen Rassismus in People of Color-Räumen – das Beispiel der Projektinitiative HAKRA in: Elverich/Kalpaka/Reindlmeier (Hrsg.) Spurensicherung – Reflexion von Bildungsarbeit in der Einwanderungsgesellschaft, IKO-Verlag für Interkulturelle Kommunikation, 2006



beit tätig ist, bekommt das deutlich zu spüren. Die ökonomischen Zwänge durch Sparmaßnahmen, Privatisierung und Kommerzialisierung in den Bereichen Jugend, Kultur und Soziales und die ideologischen Offensiven à la Sarrazin gegen sozial schwache und Menschen mit insbesondere muslimischen Hintergrund verschärfen Input: Die Initiative Grenzen- diese Konflikte. Wir betrachten die Los: Ansatz + Methode gemeinsame Auseinandersetzung unserer Mitarbeiter_innen und unAhmet Shah (Initiative Grenzen- seren Jugendlichen mit diesen ZuLos! e.V.) und KulTür Auf: Baut die gangsbarrieren als einen zentralen Zugangsbarrieren ab! Teil der Jugendkulturarbeit heute. Das Brennpunkt-Manifest



Kampf um Anerkennung



„Wir wissen, wie es ist. Wir wissen, wie es sein kann[…]. Wir sind die, über die ihr immer redet[…]. WIR sind die Problemfälle, die Euch das Leben erschweren[…]. Ihr werdet nie den passenden Titel oder das richtige Bild für uns finden! [...] Wir lassen uns nicht länger bevormunden[...]nirgendwo! […]Wir fordern[...]eine große Bühne für uns und unsere Themen! [...] Wir fordern Zugang. Schaut auf unsere Fähigkeiten, macht die Schubladen zu! […] KulTür auf!“ (Auszüge aus dem „Brennpunkt-Manifest“ der Jugendlichen des JugendtheaterBüro Berlin)



Die Zugangsbarrieren im Kulturbetrieb sind vielfältig. Damit meinen wir nicht nur die finanziellen oder die bildungspolitischen Hürden. Wir beschäftigen uns nicht hauptsächlich mit den Zugangsbarrieren für Zuschauer_innen und Konsument_innen. Es ist bekannt, dass die meisten Besucher_innen der Kulturbetriebe aus bestimmten ‚bildungsnahen’ sozialen Schichten kommen. Uns interessiert vielmehr, wer die Kulturproduzent_innen sind, und die Frage, warum unsere Jugendlichen nicht auch selber diese Rollen und Berufe übernehmen können. Uns interessiert, warum unsere Jugendlichen Zugangsbarrieren nicht als Künstler_innen, unsere Produkte nicht als Kunst und unseDie Gesellschaft ist im Wandel, re Einrichtungen nicht als kulturelle aber die Institutionen sind erstarrt Institutionen anerkannt werden. – ein Widerspruch, der zu Blockaden oder ‚Zugangsbarrieren’ führt. Der selbstverwaltete alternative Für Jugendliche aus den so genann- Jugendtheaterbetrieb ten ‚Brennpunkten’ bedeutet das unter anderem einen erschwerten Jammern wollten wir jedoch nicht, Zugang zu Bildung, Arbeitswelt sondern haben uns entschieden, und Kultur und dadurch zum Dis- uns aktiv einzumischen und das kurs der Zivilgesellschaft. Das sind wirkliche Leben der Jugendlichen, echte Hindernisse für die erstrebte ihre Sehnsüchte und Ängste in den Inklusion durch Partizipation, die in gesellschaftlichen Diskurs hineinzahlreichen Studien formuliert und zutragen. Unser erster Schritt daauf etlichen Fachtagungen disku- hin war der Aufbau eines selbstvertiert werden. Jede und jeder, die/ walteten Jugendtheaterbetriebs. der heute in der Jugendkulturar- Damit wollten wir unseren eigenen Dokumentation | Inklusion durch Partizipation | 55



AG 6 | Partizipation durch Kultur und politische Bildung Kulturbetrieb schaffen und unseorganisatorischen Eigenregie re eigenen Produktionen entwider Jugendlichen. ckeln, um unsere eigene Sicht auf • Frame and Freedom: Wir stredie Welt zu vermitteln. Kulturelle ben ein Jugendtheater an, das Freiräume sind gut. Aber Freiräusowohl professionell als auch me dürfen nicht zu einer Blase authentisch ist. Unsere Mitarverkommen. Diese Gefahr besteht, beiter_innen – Professionals aus wenn sie sich auf Therapie und der Berliner Kulturszene – schafFreizeitbeschäftigung beschränfen gemeinsam mit den Jugendken. Oder sie besteht, wenn sie nur lichen einen professionellen dazu dienen soll, eine Klientel von Rahmen, in dem das Bild von den schwierigen gesellschaftlichen den Jugendlichen frei und auVerhältnissen abzuschirmen. Denn thentisch gemalt werden kann. die gesellschaftlichen Verhältnisse Immer wieder muss dieser wirken letztendlich wie eine Nadel, Rahmen neu ausgehandelt und die die Blase zum Platzen bringt. umgebaut werden – diese Konflikte gehören zu einer selbstbeWir haben verschiedene Teambestimmten Produktion dazu. reiche aufgebaut, die durch unsere • Kollektiv: Wir verstehen uns als Mitarbeiter_innen angeleitet wurKollektiv, welches die Selbstorden: Ensemble (Schauspiel/Regie/ ganisation der Jugendlichen förDramaturgie), Crew (Licht/Ton/ dert: pädagogisch, künstlerisch Video/Werkstatt), und Festivalbüro und organisatorisch. (Eventmanagement/Öffentlichkeits- • Selbstrepräsentation: Durch arbeit/Marketing usw.). Die Jugenddie Selbstrepräsentation der lichen wurden darauf vorbereitet, Jugendlichen auf der Bühne zeiso selbstständig wie möglich neue gen wir die Bricolage von IdenStücke zu entwickeln und Theatetitäten, die das wirkliche Leben raufführungen und Events durchin den Großstädten ausmacht zuführen. Wir koordinierten die – jenseits des allgegenwärtigen Arbeit durch regelmäßig stattfin„Sarrazynismus“ – und wir verdende Ensemble- und Crewtreffen, stehen uns als einen Katalysator Festivalplena, Betriebsversammdieses Bricolage- Prozesses. lungen und Produktionsgremien. • Selbstbefreiung: Bertolt Brecht Auf allen Ebenen waren Jugendmeinte, das Theater vor allem liche und Mitarbeiter_innen gleiden Spaß an der Befreiung chermaßen beteiligt. hervorrufen soll. Wir stimmen dem zu. Darüber hinaus denken Emanzipatorische Ansätze wir, dass kulturelle Produktion in Eigenregie den Spaß an Das Jugendtheater Büro Berlin beder Selbstbefreiung hervorrufen ruht auf emanzipatorischen Ankann. sätzen in der Jugendkulturarbeit, politischen Bildung und Berufsori- Kulturproduktion entierung: Das Ergebnis unserer Arbeit waren • Empowerment durch Eigenpro- fünf neue Theaterproduktionen, duktion: Wir simulieren keinen die ein breites Publikum erreichKulturbetrieb, sondern sind ein ten. Zwei davon wurden nominiert Betrieb, der ein Theater verwal- für den Bundeswettbewerb des tet, neue Produktionen schafft Theatertreffen der Jugend 2011 und ein jährlich stattfindendes und eins davon wurde von der bundesweites Theaterfestival Wettbewerbsjury ausgewählt und organisiert, dies alles unter der ausgezeichnet als eine der acht bekünstlerischen, technischen und sten Jugendtheaterproduktionen. 56 | Dokumentation | Inklusion durch Partizipation



Unser Stück „Keiner hat mich gefragt“, das von einer unserer Jugendlichen produziert wurde, thematisiert gleichermaßen patriarchale Strukturen in einer muslimischen Familie und rassistische und islamfeindliche Denkstrukturen in der Mehrheitsgesellschaft vom Standpunkt einer gläubigen und nach Selbstbestimmung strebenden Muslima. Das Stück sorgte für große Aufregung und kontroverse Debatten. Genau das war das Ziel unserer jungen Regisseurin. Alle Stücke wurden nach dem Festival wiederaufgenommen und während einer einmonatigen Spielzeit in unserem eigenen Theater präsentiert: Jeden Abend wurden Stücke aufgeführt – komplett unter dem Management der Jugendlichen (Organisation, Einlass, Licht, Ton, Video, Schauspiel).   Yalla Yalla Festiwalla! – das selbstorganisierte bundesweite Jugendtheaterfestival von und für Jugendliche(n) Mit unseren Teams, Produktionen und unserem selbstverwalteten Betrieb schafften wir eine Basis, um für unsere Ansätze und unsere Arbeit auf einer größeren Bühne zu kämpfen: Ein Festival in einem der renommierten Kulturbetriebe Berlins – dem Haus der Kulturen der Welt. Damit wollten wir uns davor bewahren, uns lediglich mit unserem lokalen ‚Standort’ zufrieden zu geben. Wir wollten damit eine gemeinsame Plattform schaffen für andere Jugendkultureinrichtungen und Projekte mit emanzipatorischen Ansätzen. Das erste Festiwalla fand 2011 im Haus der Kulturen der Welt statt, mit 45 Veranstaltungen, davon 16 Theaterproduktionen, vor gezählten 4000 Besucher_innen. Es war so erfolgreich, dass das Festival auch für 2012 und 2013 von der Intendanz des Hauses gebucht wurde.



AG 6 | Partizipation durch Kultur und politische Bildung Kampagne Unser Betrieb, unsere Produktionen und die Mobilisierung für das Festiwalla 2011 schufen auch eine Plattform, von der aus wir eine Kampagne entwickeln konnten: „KulTür auf! Wir schaffen Zugang!“ Sie hatte das Ziel, die Zugangsbarrieren zu den etablierten Kulturbetrieben zu thematisieren und anzuprangern. Ein „Brennpunkt-Manifest“ wurde von den Jugendlichen formuliert und wir organisierten zwei Straßentheatertouren durch Berlin – die ZUGANGstour, deren Stationen vor etablierte Theater, Kultureinrichtungen und Behörden führte, und die KulTür auf –Tour, die als politische ZirkusRoadshow die Zugangsthematik auf Berliner Straßen brachte. Weiterhin veranstalteten wir Zugangspanels, auf denen unsere Jugendlichen mit Leiter_innen etablierter Berliner Theater und Kultureinrichtungen auf gleicher Augenhöhe diskutierten.



die Partizipation der Ausgegrenzten und ihre Inklusion in unsere Gesellschaft. Wir glauben, dass dies nur erreicht werden kann, wenn wir Orte schaffen, wo Jugendliche sich selbstbestimmt organisieren können und wenn wir uns gemeinsam anstrengen, die Zugangsbarrieren Stück für Stück abzubauen.



Jugendlichen an das Projekt ist in diesem Zusammenhang einfacher. Die Finanzierung stellt nach wie vor ein Problem dar. Es ist der ewige Kampf um Fördergelder. Zum Teil arbeiten Dozenten, wenn man die Organisationskosten und die Vorund Nachbereitungszeit hinzurechnet, für 3,00 € die Stunde.



www.jugendtheaterbuero.de www.festiwalla.de



Kooperationen sind dann wichtig, wenn die Kooperationspartner sich nach ihren Möglichkeiten einsetzen und zum Gelingen des Projekts beitragen. Hierfür gab es ein paar gute Beispiele, die Mut machen. Die beiden Dozenten haben ihre positiven als auch ihre negativen Erfahrungen gemacht. In der Regel hilft eine schriftliche Vereinbarung, in der die Aufgaben klar definiert sind. Im Verlauf der Diskussion wurde des Weiteren deutlich, dass es ohne den persönlichen Einsatz und ohne den Willen, etwas verändern zu wollen, schwierig ist, Projekte durchzuführen. In beiden Fällen waren die Projekte in dieser Größenordnung ohne den ehrenamtlichen Einsatz der Projektleiter nicht möglich.



Moderation: Gandhi Chahine (Music Office Hagen) Nach den Input-Referaten stellten sich folgende Fragen: • Wie erreicht Mann/Frau die Zielgruppe? • Welche Möglichkeiten der Finanzierung gibt es? • Welche Kooperationen sind sinnvoll?



Es stellte sich als wichtig heraus, die jugendliche Zielgruppe in einem professionellen Rahmen anzuspreWas wir und alle an dieser Tagung chen, von der Gestaltung des Flyers Teilnehmenden fördern wollen, ist bis hin zum Auftritt. Die Bindung der Fazit
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Abschlusstalk



Abschlusstalk: Inklusion durch Partizipation – ein Beitrag von Migrant_innenorganisationen



Teilnehmer_innen_innen: • B  errin Alpbek (FöTED) • H  üseyin Aydin (IG-Metall Vorstand, Ressort Migration) • A  thena Leotsakou (BAGIV) • K  atrin Hirseland (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge) • V  olker Roßocha (Migrationsreferat DGB Berlin) • D  aniel Volkert (Max-Planck-Institut zur Erforschung multireligiöser und multiethnischer Gesellschaften)



für die Interessen der türkischstämmigen Eltern und deren Kinder einsetzen. Hierbei geht es hauptsächlich um schulische Belange, aber auch um alle anderen Probleme, welche die Familien beschäftigen. Die Organisation wurde vor 16 Jahren in Berlin gegründet. Unsere Gründung ist auch politischer Natur, deshalb möchte ich mich ganz herzlich beim BBE und beim Migrationsrat Berlin/Brandenburg bedanken, dass das Thema „Inklusion durch Partizipation“ bei dieser Tagung zur Sprache kommt.



Entscheidungsbefugnisse erhalten. Dies ist machbar, da hierfür Beispiele aus anderen Ländern vorhanden sind. Letztendlich ist kommunales Wahlrecht für alle Ausländer_innen wichtig, so dass dies nicht nur für die EU gilt, sondern auch für alle anderen. Hüseyin Aydin: Ich bin beim IG Metall-Vorstand zuständig für das Ressort Migration. Die IG Metall hat 2,2 Millionen Mitglieder. Davon sind 300.000 Menschen mit Migrationshintergrund. Dies zeigt, dass es die IG Metall bereits früh verstanden hat, diese Menschen für die gewerkschaftliche Arbeit zu begeistern, um gemeinsam mit ihnen, solidarisch mit allen anderen abhängig Beschäftigten, für gute Arbeit und ein gutes Leben zu streiten. Die Reform des Betriebsverfassungsgesetzes von 1972 (in diesem Jahr ist es 40 Jahre her) hat die Partizipation im Betrieb durch das aktive und passive Wahlrecht abgesichert, so dass unabhängig von ihrer Herkunft der Status als Arbeitnehmer_innen im Vordergrund stand. Folglich konnten die Betriebe erfolgreich wirtschaften, aber auch die Gewerkschaften erfolgreiche tarifpolitische Ergebnisse erzielen. Somit ist deutlich, dass beide Seiten davon profitieren.



Moderation: PD. Dr. Ansgar Klein (BBE) Meines Erachtens ist die Rolle der Migrant_innenorganisationen im Moment bei der politischen Partizipation nicht so groß. Eine größeDr. Ansgar Klein: re Rolle würden wir uns natürlich Zu Beginn der zweiten Podiums- wünschen. Jedoch wären hierfür diskussion wird es zunächst eine professionelle Strukturen notwenVorstellung aller Teilnehmer_innen dig. Dies setzt hauptamtliches Perdes Podiums geben. Im Anschluss sonal voraus, welches nur über eine daran werden die Arbeitsgruppen ausreichende finanzielle Basis zu siihre Ergebnisse darstellen und die chern ist, welche nicht vorliegt. Aus Gäste auf dem Podium werden die diesem Grund sind wir dabei, über Möglichkeit haben, diese zu kom- entsprechende Projekte die Entmentieren. wicklung voranzutreiben. Seit zwei Jahren bereiten wir gemeinsam mit Berrin Alpbek: acht Dachverbänden ein Konzept Ich bin seit ungefähr vier Jahren zur strukturellen Finanzierung von Bundesvorsitzende der Föderation Migrant_innenorganisationen vor. Türkischer Elternvereine in Deutsch- Meiner Meinung nach brauchen land (FöTED). Diese Föderation ist Migrant_innenorganisationen Unein Dachverband von Vereinen, die terstützung für eine professionelle bundesweit von türkischstämmigen politische Beteiligung. Auch auf der Meine erste These ist, dass diese Eltern gegründet wurden. Dies sind kommunalen Ebene ist es wichtig, Vielfältigkeit ausgebaut werden mehr als 80 Vereine, die sich alle dass Migrant_innenorganisationen muss. Nach einer Hochrechnung
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Abschlusstalk | Inklusion durch Partizipation – ein Beitrag von Migrantenorganisationen werden zum Jahr 2025 etwa 3 Millionen qualifizierte Menschen in diesem Land benötigt. Dies bedeutet, dass die Betriebe noch vielfältiger werden. Wenn es die Gewerkschaften nicht schaffen, diese Menschen zu gewinnen, dann schwindet ihre betriebliche Gestaltungskraft, damit ihre betriebspolitische Handlungsfähigkeit und damit entsteht, im volkswirtschaftlichen Sinne betrachtet, ein gesamtgesellschaftlicher Gleichgewichtsverlust. Deshalb müssen auch die Gewerkschaften sich mehr anstrengen, in ihren Organisationen Räume zu schaffen und die Partizipation auf allen Ebenen abzusichern.



unsere Verfasstheit verändern, das Volk anders definieren und als Gemeinschaft in diesem Land auftreten, damit eine erfolgreiche Zukunft gestaltet werden kann.



Meine zweite These ist, dass es nicht ausreicht, dass jedem ohne Probleme ein deutscher Pass ausgestellt wird und damit die Integration auf den Weg gebracht ist. Meine These ist, dass die Integration nicht gelingen wird, wenn die Integration im Bereich Arbeit und Ausbildung nicht sichergestellt ist. In Frankreich und in England hat es in diesem Bereich schon soziale Spannungen gegeben. Unsere vorrangige Aufgabe ist es somit, wertvolle Ansätze zu gewinnen. Wir von der IG Metall machen beispielsweise mit einem Ausbildungstarifvertrag zur Förderung von Ausbildungsfähigkeit von jungen Menschen einen ersten Schritt, um diesen jungen Menschen einen besseren Zugang zum Ausbildungsmarkt zu ermöglichen. Nur dadurch kann die Integration in vollständigem Sinne gelingen. Warum ist es nicht möglich, das Wahlrecht im Betriebsverfassungsgesetz auf die Gesellschaft zu übertragen? Menschen mit Migrationshintergrund entscheiden in Aufsichtsräten, beispielsweise Daimler oder VW, über Milliardeninvestitionen. Dies sind hohe Anforderungen, hohe Verantwortungen, denen sie gerecht werden – und dies unabhängig von ihrer Staatsangehörigkeit. Übertragen auf die gesellschaftliche Ebene müssen wir



Die BAGIV befasst sich schon sehr lange mit der politischen Partizipation von Migrant_innen. Es gibt sie bereits seit 1985 und sie ist somit eine etwas ältere Migrant_innenorganisation, der es von Anbeginn an um politische Teilhabe, gesellschaftliche Partizipation, um Staatsbürgerrechte und um das Des Weiteren möchte ich Berrin Wahlrecht der hier lebenden Mi- Alpbek bei dem Projekt der strukgrant_innen ging. turellen Förderung von Migrant_innen unterstützen, da hierbei die Meine Thesen sind Folgende: BAGIV auch vertreten ist. Es ist ganz wichtig, dass wir an dieser Stelle zur Um angemessen partizipieren zu nächsten Stufe übergehen, denn können, bedarf es natürlich eines Ehrenamt ist zwar wichtig und notgewissen Grades an Bildung und wendig und findet in Migrant_inan Wohlstand, da die Teilhabe zum nenorganisationen weitest gehend größten Teil zeitaufwendig ist und unbemerkt statt, aber Ehrenamt ehrenamtlich erfolgt. Vielen Mi- braucht auch Hauptamt, damit eine grant_innen ist es möglich, sich zu gewisse Kontinuität in Migrant_inengagieren, allerdings haben sehr nenorganisationen vorhanden ist. viele aber hierzu nicht die Voraus- Damit wir wirklich angemessen und setzungen. auf Augenhöhe partizipieren können, brauchen wir somit auch eine Des Weiteren ist meiner Meinung gewisse strukturelle Förderung. nach das Bedürfnis zu parteipolitischem Engagement bei Frauen Katrin Hirseland: besonders hoch. Dazu trägt auch die Ich komme vom Bundesamt für Arbeit in Migrant_innenorganisati- Migration und Flüchtlinge (BaMF) onen bei. In diesen Organisationen und bin dort Leiterin der Refekommen die Frauen das erste Mal rates Grundsatzangelegenheiten der mit politischer Arbeit, mit Verbän- Integrationsförderung. Dies ist den und Institutionen der Ankunfts- der Grundsatzbereich für die Progesellschaft in Berührung. Die Arbeit jektförderung. Für uns spielt das in Migrant_innenorganisationen ist Thema Zusammenarbeit und För-



Athena Leotsakou: Ich bin von der Bundesarbeitsgemeinschaft der Immigrantenverbände (BAGIV). Die BAGIV ist eine bundesweit tätige Dachorganisation von insgesamt neun Dachverbänden unterschiedlicher Nationen, sowohl von Drittstaaten, als auch von EU-Staaten. Des Weiteren bin ich tätig für das Forum der Migrant_innen im Paritätischen, in dem die BAGIV Mitglied ist.
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somit ein Teil der politischen Partizipation – vor allem für Frauen. Darüber hinaus hängt es meines Erachtens von der politischen Kultur und den Einschränkungen in ihren Herkunftsländern ab, wie stark und auf welchem Themengebiet sich Migrant_innenorganisationen engagieren, es wird aber nicht dadurch definiert. Es ist beispielsweise auffällig, dass kurdische Verbände, die auch bei der BAGIV engagiert sind, sehr viel in die politische Arbeit in Deutschland investieren, weil dies in ihren Herkunftsländern eher weniger möglich ist. Bei spanischen Verbänden ist es eher der Fall, dass sie sich im Bildungsbereich engagieren. Somit wird deutlich, dass die Herkunftsländer weiter keine Rolle mehr spielen. Es engagieren sich nicht nur Personen, die erst vor kurzer Zeit eingewandert sind. Eher sind es Personen, die in Deutschland sozialisiert worden sind.



Abschlusstalk | Inklusion durch Partizipation – ein Beitrag von Migrantenorganisationen derung von und mit Migrant_innenorganisationen, eine wichtige Rolle, aber auch andere Themen, wie interkulturelle Öffnung der Jugendverbandsarbeit und im bürgerschaftliches Engagement und einiges mehr. Die Rolle der Migrant_innenorganisationen ist ein Thema, mit dem sich das BAMF seit ungefähr vier bis fünf Jahren relativ intensiv beschäftigt. Dies geht auf einen Prozess zurück, welcher sich das bundesweite Integrationsprogramm nannte. Dieser Prozess hat unter anderem dazu geführt, dass wir unsere Förderpraxis verändert haben. Hierzu gab es eine Arbeitsgruppe mit vielen Migrant_innenorganisationen. In der Konsequenz daraus haben wir nicht nur unsere Förderrichtlinie geändert, in dem wir Migrant_innenorganisationen explizit als Träger aufgenommen haben und andere Träger zur Kooperation aufrufen. Wir haben ebenso die Zahl der Projekte, an denen Migrant_innenorganisationen beteiligt sind, verdreifacht. Mittlerweile sind 1/3 der jährlich geförderten Projekte (ca. 400) entweder von oder in Kooperation mit Migrant_innenorganisationen. Wir haben allerdings festgestellt, dass noch ein Schritt davor gedacht werden muss. Hierbei geht es um die Themen Qualifizierung und Professionalisierung. Wir sind daher dazu übergegangen, auch kurzzeitige Maßnahmen zu fördern, beispielsweise Qualifizierungsangebote für alle ehrenamtlich arbeitenden Vereine, insbesondere für Migrant_innenorganisationen. Hier besteht ein sehr großer Bedarf. Dies wurde insbesondere im vergangenen Jahr festgestellt, in dem Anträge für über eine halbe Million Euro eingereicht wurden. Aus diesem Grund ist dies ein Thema, welches ganz wichtig ist und welches wir in jedem Fall weiter verfolgen sollten.



Uns ist es des Weiteren ganz wichtig, Migrant_innenorganisationen gewissermaßen „bekannt“ zu machen. Ich bin überzeugt, dass es unerlässlich ist, dass die „Gegenüber“ – wie die Verwaltung und die Politik – Migrant_innenorganisationen kennen lernen, damit Partizipation überhaupt möglich wird. Dies bedeutet, dass wir viele Veranstaltungen durchführen, um eine gewisse „PR“ für Migrant_innenorganisationen möglich zu machen und damit eine Quelle für Vernetzung zu bieten.



Eine weitere These, die ich unterstützen möchte, ist, dass neben all dem, was man mit, für und durch Migrant _innenorganisationen tun kann, die interkulturelle Öffnung der Ansprechpartner_innen voranschreitet. Man kann noch so viele Förderprogramme aufsetzen, wenn die, die vor Ort zu diesem Thema arbeiten – beispielsweise in der Verwaltung – hierbei nicht eine gewisse Offenheit zeigen, greifen Förderprogramme oft zu kurz. Dies ist ein Thema, welches wir parallel verfolgen, bei welchem wir auch siZum Thema Vernetzung haben wir cherlich noch viele Jahre brauchen in der Praxis untersucht, welche werden. Formen der Kooperation es zwischen Migrant_innenorganisati- Viele Migrant_innenorganisationen onen und anderen Trägern geben sind dabei, sich weg zu entwikann. Dies ist ein spannendes The- ckeln von einer reinen Interessenma, denn wenn Migrant_innenor- vertretung ihrer ursprünglichen ganisationen über ihren Kreis hi- Klientel hin zu großen zivilgesellnaus wirken können, dann ist ein schaftlichen Akteuren, die sich wichtiger Beitrag zum Thema Parti- anderen öffnen. Dies ist ein ganz zipation. Wir haben Kooperationen wichtiger Schritt hin zu Partizipavon Migrant_innenorganisationen tionsmöglichkeiten und auch zum mit traditionellen Wohlfahrtsver- „Anerkannt-werden“, als ein ganz bänden gefördert, bei denen beide „normaler“ zivilgesellschaftlicher Seiten sehr viel gelernt haben. Akteur neben anderen. Aber dies ist nicht alles – das Thema Strukturförderung ist schon mehrfach gefallen. Wie wir das „Kind“ auch nennen, ob wir es Grundausstattungsförderung oder Strukturförderung oder projektunabhängige Förderung nennen, dies ist ein Thema, welches wir diskutieren müssen und auch aktuell tun. Aus diesem Grund fördern wir das bereits erwähnte Projekt, welches ein Set an Vorschlägen entwickelt hat, wie Migrant_innenorganisationen, in diesem Fall bundesweit organisierte Dachorganisationen, öffentlich gefördert werden können. Dies kann sicherlich auf weitere Ebenen herunter gebrochen werden. Derzeit werden diese Empfehlungen im Kreise der hierfür zuständigen Bundesministerien diskutiert. Ich hoffe, dass dieses Projekt die Arbeit in diesem Bereich deutlich verändern wird.



Zusammenfassend: Migrant_innenorganisationen sind aus meiner Perspektive wichtiger geworden. Wir müssen dafür sorgen, dass Rahmenbedingungen geschaffen werden, die es integrativ arbeitenden Migrant_innenorganisationen ermöglichen, ihr KnowHow auf den unterschiedlichsten Ebenen einbringen zu können. Aber wir müssen auch ganz realistisch sehen: Nicht jede Migrant_innenorganisationen kann, soll und will sich zu einem umfassenden Akteur im Integrationsbereich entwickeln. Wir müssen auch die Frage stellen: Wer will das, wer kann das, wer hat welche Aufgabe und wer kann sinnvoll mit wem zusammenarbeiten in diesem Bereich? Und wenn wir dies geschafft haben, haben wir meiner Meinung nach bereits ein weites Stück hinter uns gebracht.
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Abschlusstalk | Inklusion durch Partizipation – ein Beitrag von Migrantenorganisationen Daniel Volkert: Ich bin Daniel Volkert vom MaxPlanck-Institut zur Erforschung multireligiöser und multiethnischer Gesellschaften. Ich bin wissenschaftlicher Mitarbeiter und habe im letzten Jahr mit Prof. Dr. Karen Schönwälder als Forschungsgruppenleiterin und Cihan Sinanoglu in Zusammenarbeit mit der Heinrich-Böll Stiftung die Studie „Vielfalt sucht Rat“ veröffentlicht. Wir haben hierbei alle Großstädte in Deutschland untersucht. Hierbei wollten wir untersuchen, wie hoch die Repräsentation von Ratsmitgliedern mit Migrationshintergrund ist. Diese ist deutlich unterdurchschnittlich, jedoch kann erwähnt werden, dass ein leichter Aufwärtstrend zu verzeichnen ist.



Eine weitere These verbirgt sich hinter dem Thema der strukturellen Diskriminierung. Dies wurde in unserer Studie zwar nicht systematisch untersucht, aber dennoch konnten wir durch Befragungen Beispiele für negative Erfahrungen deutlich machen. 65 Prozent der befragten Ratsmitglieder haben gesagt, dass sie in ihrer Tätigkeit bereits negative Erfahrungen in Bezug auf ihren Hintergrund gemacht haben, wobei man erwähnen muss, dass die meisten sich als Ratsmitglieder akzeptiert fühlen. In den durchgeführten Interviews wurde aber auch deutlich, dass es schwierig ist, offen über Diskriminierung zu reden und zu sagen „Ich bin diskriminiert worden.“ Man bekommt aber unterschwellig heraus, dass DiskriminierungsstrukBei der bereits geführten Diskussion turen bestehen. wurde besprochen, dass 15 Prozent der von uns befragten Ratsmit- Ein weiterer Punkt ist die mangelnglieder mit Migrationshintergrund de Offenheit von politischen Organicht die deutsche Staatsbürger- nisationen gegenüber Menschen schaft haben. Dies bedeutet, dass mit Migrationshintergrund. Über sie aus einem EU-Staat kommen und 50 Prozent der Befragten gaben an, sich politisch engagieren. dass die Parteien in diesem Bereich mehr tun müssen und sich mehr Des Weiteren sollte das Thema öffnen müssen, so dass Migrant_ der sozialen Benachteiligung nicht innen voll akzeptiert werden. Dies aus dem Auge verloren werden, sei besonders der Fall in den Ortsbesonders im Zusammenhang mit vereinen defizitär ist. In diesem parteipolitischer Partizipation. Die Zusammenhang ist auch in den Ergebnisse zeigen, dass 66 Prozent Befragungen eine Quote sehr umder Ratsmitglieder mit Migrations- stritten. Dies bedeutet, dass manhintergrund einen Hochschulab- che dafür sind und sagen, dass sie schluss haben. Zudem gehören 55 natürlich auch mehr QuereinsteiProzent zu den Bildungsaufstei- ger brauchen. Manche sind aber gern. Dies bedeutet, dass deren El- auch skeptisch, indem sie deutlich tern noch über kein Abitur verfügt machen, dass sie keine Sonderrolle haben. Nichtsdestotrotz haben wir benötigen. eine starke Unterrepräsentanz und wissen alle, dass Menschen mit Mi- Volker Roßocha: grationshintergrund überpropor- Ich komme vom DGB Bundestional benachteiligt sind. Meiner vorstand im Deutschen GewerkMeinung nach sollten Parteien ge- schaftsbund und bin dort zuständig nerell überlegen, wie sie Mitglieder für die Themenbereiche Migration gewinnen können, die auch ande- und Antirassismuspolitik. Mein ren Schichten zugehörig sind. Dies Blickwinkel geht weniger in Richist ein generelles Problem von Par- tung der Parteien und stärker in teien, dass die soziale Heterogeni- Richtung der Arbeitswelt und detät nicht abgebildet wird. ren Bedingungen vor Ort. 62 | Dokumentation | Inklusion durch Partizipation



Mein Eindruck ist, dass wir unseren Blickwinkel auch bei den Fragen von Inklusion und gleichberechtigter Teilhabe erweitern müssen, über die Gruppen hinaus, die sich traditionell in der Bundesrepublik aufhalten und bereits in Migrant_ innenorganisationen tätig sind und den Blick hinwenden zu denjenigen Personen, die relativ kurz, ohne sicheren Aufenthaltsstatus, temporär, beispielsweise als Wanderarbeiter, in die Bundesrepublik kommen, aber sich nicht auf Dauer niederlassen wollen. Ebenso müssen wir unseren Blick erweitern auf die Großmutter, die sechs Monate im Jahr in Izmir und sechs Monate im Jahr in Dortmund lebt, die auch ein Recht darauf hat, in Deutschland gleichberechtigt zu leben. Wir haben derzeit ca. 90.000 Menschen in Deutschland, die über eine Duldung verfügen. Davon sind ca. 36.000 bis 37.000 unter-25-Jährige. Wir wissen alle, was es bedeutet, wenn jemand in diesem Land nur geduldet ist: für das Arbeitsleben, für den Schulbesuch, für das Engagement, für die Überschreitung von Bundeslandgrenzen. Dies ist ein Hindernis für Partizipation und gleichberechtigte Teilhabe. In den letzten Wochen ging durch die Medien, dass die Bundesrepublik Deutschland bezüglich des Kindergeldes Probleme macht. Hierbei besteht eine Form der strukturellen Diskriminierung. Die Absicht, durch einen aktivierenden Sozialstaat und durch eine Liberalisierung des Arbeitsmarktes mehr Menschen in Beschäftigung zu bringen, hat nicht funktioniert, denn wir sehen heute, dass Menschen mit Migrationshintergrund überproportional häufig bei Leiharbeitsfirmen und unter schlechten Arbeitsbedingungen tätig sind. Dies hat damit zu tun, dass die Rahmenbedingungen in der Bundesrepublik Deutschland für Inklusion, Partizipation und für gleichberechtigte Teilhabe nicht stimmen. Aus meiner Sicht ist der



Abschlusstalk | Inklusion durch Partizipation – ein Beitrag von Migrantenorganisationen Ausweg so zu sehen, dass alle Menschen, die in Deutschland leben dürfen oder leben, einen Zugang zu einem sicheren Aufenthaltsstatus bekommen, ohne Beschränkung bei der Beschäftigungsaufnahme, und einen gleichberechtigten Zugang zu sozialen Dienstleistungen und Sozialleistungen erhalten.



Aus meiner Sicht haben wir viele Organisationen, die ihre Aufgaben erfüllen wollen, aber es bedarf einer weiteren Vernetzung von Organisationen, um die verschiedenen Felder miteinander zu verknüpfen und die verschiedenen Handlungsfelder zusammen zu bringen.



AG 4: Partizipationspotenziale und Beteiligungsformen von jungen Flüchtlingen



• Die Öffnung der etablierten Einrichtungen (Jugendhilfe) und die Vernetzung der Jugendhilfe mit der Flüchtlingsarbeit sind unabdingbar. PD Dr. Ansgar Klein: • Die Ermessungsspielräume, die Ich bitte jetzt um die Statements vorhanden sind, sollen von Veraus den Arbeitsgruppen. waltungen genutzt werden. • Im Rahmen der interkulturellen Öffnung muss die FlüchtlingsStatements aus den Arbeitsthematik stärker einbezogen gruppen werden.



Dr. Karamba Diaby hat bereits über die Öffnungen der Organisationen referiert. Dies kann ich nur bestätigen, denn ich glaube, dass die Rahmenbedingungen nur ein Teil sind. Aber ein zweiter Teil besteht darin, dass der bestehende Alltagsrassismus bekämpft wird und dass AG 1: Politische Partizipation auf AG 5: Partizipationsrechte in die Öffnung von Verwaltungen, Kommunal- und Landesebene Deutschland Parteien, Organisationen und Betrieben stattfindet. Nur dann über- • Es bedarf einer Professionalisie- • Bei dem Wahlrecht auf kommuspringen wird das Problem, dass rung und bedarfsgerechten Weinaler Ebene besteht die MitwirMenschen strukturell unterhalb terbildung der politischen Arbeit kungsmöglichkeit für EU-Bürger, der rechtlichen Rahmenbedingun(insbesondere der Integrationsaber so genannte Drittstaagen diskriminiert werden. ausschüsse und -beiräte). tenbürger dürfen, auch wenn • Migration ist eine Querschnittsdiese in Deutschland geboren Mein letzter Punkt bezieht sich aufgabe in Kommunen und Länsind und Jahrzehnte hier gelebt auf Migrant_innenorganisationen dern. haben, nicht wählen. Sie haben selbst. Ich glaube, dass es erfornur über die Einbürgerung die derlich ist, Menschen mit Migrati- AG 2: Politische Partizipation im RahMöglichkeit, an ein Wahlrecht onshintergrund und insbesondere men von Netzwerken zu kommen. „Stimmrecht für diejenigen, die nicht so lange in alle“ ist eine Kampagne, welDeutschland sind, in der Durchset- • Wir müssen den Kuchen (er wird che in Berlin zu diesem Thema zung ihrer Rechte zu beraten und kleiner) zusammen backen, dadurchgeführt worden ist. Hierzu unterstützen. Hierzu sind meiner mit wir gemeinsam einen leckebei hat eine symbolische Wahl Meinung nach verschiedene Punkte ren Kuchen essen können. mit Nichtstimmberechtigten zur nötig: Es muss Projekte geben, die • Ehrenamt muss durch WertAbgeordnetenhauswahl stattdiese Menschen unterstützen. Solschätzung, Bildungsurlaub, Angefunden. Dies ist eine gute ch ein Projekt haben wir mit mittelerkennung, AufwandsentschäMöglichkeit, um auf das Thema und osteuropäischen Arbeitnehdigung gestärkt werden. „Stimmrecht für alle“ aufmerkmer_innen begonnen, die nicht auf • Ehrenamt braucht Hauptamt. sam zu machen. Insofern sind Dauer in Deutschland sind. Diese • Es braucht Teilhabe durch Engawir zu dem Schluss gekommen, versuchen wir an sechs Orten in der gement. dass es zumindest eine ÜberBundesrepublik, wenn ihnen beilegung wert wäre, dies für die spielsweise der Lohn vorenthalten AG 3: Partizipation in lokalen NetzBundestagswahl 2013 auch wird oder sie aus den Wohnungen werken auf der Bundesebene durchrausfliegen, zu unterstützen. Hierzuführen. Ansonsten haben bei muss man Hilfestellung leisten, • Migrant_innenorganisationen und wir die neuen Gesetze in Beraber man muss auf der anderen Multiplikatoren mit Migratilin und Nordrhein-Westfalen Seite auch die Selbstorganisation onshintergrund brauchen stabetrachtet, die auch einige der Migrant_innen unterstützen. bile und im Quartier sichtbare Verbesserungen in Bezug auf Sie müssen in die Lage versetzt werNetzwerkstrukturen und Treffdie Mitwirkungs- und Teilhabeden, ihre Interessen selbst in die punkte, so dass sie Brücken möglichkeiten in Gremien und Hand zu nehmen und diese selbst zu repräsentativen Strukturen Einrichtungen auf kommunaler durchzusetzen. schlagen können. Ebene beinhalten. Des Weiteren Dokumentation | Inklusion durch Partizipation | 63



Abschlusstalk | Inklusion durch Partizipation – ein Beitrag von Migrantenorganisationen haben wir diskutiert, wie auf politischer Ebene eine notwendige Zweitdrittel-Mehrheit, zur Reform des Wahlrechts zustande kommen kann. In Nordrhein-Westfalen haben wir nun zumindest eine zahlenmäßige Mehrheit von Abgeordneten, deren Parteien irgendwann einmal gesagt haben, dass man an das Thema des kommunalen Wahlrechtes herangehen muss. Dies ist zwar noch keine politische Mehrheit, aber an dieser Stelle kann man möglicherweise ansetzen. • E rgänzungen: Wir fordern zudem ein Partizipationsgesetz auf Bundesebene und die Unterstützung des Projektes „Jede Stimme zählt“. AG 6: Partizipation durch Kultur und politische Bildung • A  uf der einen Seite war es spannend, aus der Arbeit in Empowermentworkshops zu erfahren, was es bedeutet, in geschützten Räumen zunächst einmal ein eigenes Bewusstsein zu entwickeln. Auf der anderen Seite war es interessant, aus der Arbeit mit jungen Migrant_innen zu erfahren, dass es sehr wichtig ist, offen zu kommunizieren, was in der Gesellschaft schief läuft, und Veränderung anzustreben. Hierbei ist festzustellen, dass meist zu wenig finanzielle Mittel bereit stehen. Wenn man die Arbeitszeit herunterrechnen würde, wäre bei dem diskutierten Projekt ein Stundenlohn von 3 bis 5 Cent vorhanden. • D  as nächste Problem besteht darin, dass ein nachweislich gutes Modellprojekt keine Fortsetzung garantiert, denn man muss wieder ein neues Modellprojekt beantragen. Des Weiteren ist es häufig so, dass die Menschen, die die Arbeit vor Ort machen, keine Wertschätzung erhal-



ten. An dieser Stelle haben wir uns die Frage gestellt, ob diese Arbeit überhaupt politisch gewollt ist. Dies wäre eine unserer Forderungen in Richtung der Politik: zu sagen, dass dies ein Zustand ist, welcher nicht erträglich ist. Hierbei muss sich definitiv etwas ändern. Möglicherweise über eine auferlegte Förderquote. Ansgar Klein: Ich möchte das Wort nun an die Podiumsteilnehmer_innen mit der Bitte um eine kurze Kommentierung der Statements zurück gegeben. Berrin Alpbek: Ich kann alle aus den Arbeitsgruppen genannten Forderungen unterstützen. Aufgrund meiner Erfahrung bin ich jedoch eher etwas pessimistisch. Es ist eine Entwicklung in Gange, welche als positiv zu bewerten ist, wie beispielsweise der Integrationsgipfel vor sechs Jahren. Aber im Endeffekt lassen die Umsetzungen doch zu wünschen übrig. Die Strukturen sind noch nicht vorhanden, um die Migrant_innenorganisationen direkt zu legitimieren. An dieser Stelle muss durch die Gesetzeslage nachgebessert werden. Hüseyin Aydin: Ich möchte gerne auf drei Punkte genauer eingehen: Das Thema Weiterbildung von Migrant_innen muss als Querschnittsthema verstanden werden. Dies sollte man stärker in den Fokus setzen. Des Weiteren ist es, wie bereits erwähnt, wichtig, ehrenamtliche Arbeit zu stärken. Ohne die Beteiligung der Menschen mit Migrationshintergrund wäre die IG Metall nicht dort, wo sie heute steht. Der dritte Punkt, welcher mit wichtig ist, ist Migrationsarbeit sichtbar und damit stärker machen. Wir haben vor einiger Zeit unsere Bundesmigrationskonferenz auf einen jährlichen Modus umgestellt, um
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daraus Themen aufzugreifen und Forderungen zu stellen, besonders an den Stellen, die wir selbst beeinflussen können, um diese Entwicklungen und Veränderungen in der folgenden Bundesmigrationskonferenz vorzustellen. Durch diesen Mechanismus sind wir auch innerhalb der Organisation stärker geworden. Dies führt automatisch zu einer Stärkung der Struktur, die Migrant_innen haben. Athena Leotsakou: Ich möchte gerne zwei Aspekte aus den Berichten der AG herausgreifen. Zum Thema Migration als Querschnittsaufgabe: An Migrant_innenorganisationen werden Anliegen aus allen möglichen Bereichen herangetragen, welche alle beantwortet werden wollen. Somit müssen wir Expert_innen für alle diese Bereiche sein. Dies führt uns zu der Forderung der Professionalisierung, welche ich hiermit unterstützen möchte. In vielen Diskussionen wird gesagt, dass das Thema Migration in 20 Jahren sowieso erledigt ist, denn dann sind alle, die hier sind, eingebürgert. Oder: Wieso sollte man Menschen mit Migrationshintergrund speziell in einer Statistik ausweisen? Dadurch würde man sie besonders hervorheben, was möglicherweise auch negativ interpretiert werden kann. Des Weiteren wurde bei dem Thema der interkulturellen Öffnung von Parteien bemängelt, dass diese noch nicht sehr weit fortgeschritten ist und eher symbolisch betrachtet wird. Katrin Hirseland: Für uns als Fördermittelgeber stellt sich auch die Frage: Sollen wir eigentlich Migrant_innenorganisationen fördern oder sollen wir nicht eher die interkulturelle Öffnung aller gesellschaftlich relevanten Institutionen und Bereiche fördern? Und dies ist interessanterweise eine Frage, die sehr viele Migrant_innen äußerst kritisch



Abschlusstalk | Inklusion durch Partizipation – ein Beitrag von Migrantenorganisationen diskutieren und sagen, wir wollen die Förderung von Sonderorganisationen nicht und wir möchten, dass der Bund seine Ressourcen in eine systematische interkulturelle Öffnung der Institutionen steckt. Einen Punkt möchte ich noch betonen: Aus der AG 1 kam der Hinweis, dass es wichtig ist die Beiräte zu qualifizieren! Professionalisierung ist ein ganz wichtiges Thema; ebenso Migrant_innenorganisationen und Beiräte zusammen als Akteure vor Ort zu sehen, die man im Quartier noch stärker gemeinsam an einen Tisch holen muss.



kunft weniger bis gar nicht wichtig für ihre politische Aktivität ist. Sie betonen, dass sie eigentlich jeden in der Gesellschaft repräsentieren möchten. Und hierbei ist die Gefahr, dass Parteien es als Muss sehen, ein oder zwei Migrant_innen auf der Liste zu haben und so das Soll als erfüllt betrachten. An dieser Stelle ist es wichtig, sich selbst kritisch zu reflektieren.



ner Öffnung der Strukturen und damit verbunden die Unterstützung derjenigen, die sich engagieren, egal aus welcher Migrant_innenorganisation sie stammen. Ein in allen Bundesländern umgesetztes Partizipationsgesetz würde uns an dieser Stelle um einen Schritt weiterbringen.



Fragen aus dem Plenum



Zum Thema „Hauptamt braucht Ehrenamt“ und „Ehrenamt braucht Hauptamt“: Dies sehe ich als besonders wichtig. Es geht Hand in Hand mit einem Ergebnis der AG 3, die festgestellt hat, dass wir noch stärker beachten müssen, dass wir Projekte systematisch und sinnvoll in bestehende Strukturen einbauen müssen. Dies ist besonders wichtig für das Thema Nachhaltigkeit. Projektförderung ist endlich. Aus diesem Grund ist es für alle Beteiligten wichtig, von Beginn an zu schauen, wo das Projekt angekoppelt werden kann und was nach Abschluss bleibt.



Im Gegensatz zu den Mechanismen in Migrant_innenorganisationen sieht das Verhältnis „Ehrenamt und Hauptamt“ in Parteien deutlich anders aus. Hierbei ist es ein sehr langer Weg, um in die bestimmten Ämter zu kommen. Und dieser Weg ist nur erfolgreich, wenn man sich langfristig innerhalb einer Partei engagiert. Natürlich gibt es Forderungen nach der Möglichkeit eines Quereinstieges, damit sich Parteien mehr öffnen. Aber man muss auch bedenken, dass Parteien nach bestimmten Logiken funktionieren, so dass dieser lange Weg unerlässlich bleibt. Es gibt bereits Parteien, wie beispielsweise die Grünen, die sich öffnen, aber meist geht es doch eher nach der Dauer des Engagements in der Partei selbst.



Daniel Volkert: Zum Thema Sichtbarkeit, welches sehr wichtig ist: Wir haben festgestellt, dass auch von Seiten der Parteien Gefahren ausgehen, da in gewisser Weise ein Schubladendenken entstehen kann, so dass ein Mitglied einer Partei mit Migrationshintergrund innerhalb einer Partei sehr schnell als ein „Quotenmigrant“ oder Experte für Integrationspolitik gesehen wird, aber dieser im Gegensatz dazu eher sagt, dass er sich gar nicht in dieser Rolle sieht. Das ist ein Unterschied zu Migrant_innenorganisationen. In unseren Befragungen haben wir festgestellt, dass die Menschen mit Migrationshintergrund sagen, dass ihre eigene Her-



Volker Roßocha: Meiner Meinung nach haben wir ein allgemeines gesellschaftliches und politisches Problem, dass Migrant_innenorganisationen aber auch Migrant_innen selbst als eine Gruppe gesehen werden. Migrant_ innenorganisationen müssen von Anfang an zahlreiche Kompetenzen und Verantwortung nicht nur für das eigene Handeln, sondern auch für das Handeln der gesamten Community mitbringen. Aus dieser Warte heraus wird deutlich, dass es einer breiten politischen Initiative bedarf, die Migration als Querschnittsaufgabe versteht, so dass alle Bereiche von der Kindertagesstätte bis hin zur Altenpflege behandelt werden. Dies bedarf ei-



Alexander Wittmer (Monolith e.V. Netzwerk Aussiedler): Ich habe den Eindruck, dass durch die lautstarken Forderungen von Migrant_innenorganisationen der Fokus zu sehr auf die Menschen mit Migrationshintergrund gelegt wurde. Dabei wurde vergessen, dass Jugendliche ohne Migrationshintergrund beispielsweise auch Probleme haben, einen Ausbildungsplatz zu bekommen. Mein Wunsch wäre es, Projekte nicht nur für Migrant_innen durchzuführen, sondern gezielt für alle umzusetzen. Wenn also „Herr Schulze“ und „Frau Müller“ nicht in diesen Prozess integriert sind, dann wird die Integration nicht funktionieren. Sebastian Beck: Hierzu ist zu sagen, dass Integration vor Ort stattfindet. Man sollte Partizipation nicht nur auf der Ebene der repräsentativen Mittelschichtsorganisationen wie Parteien, Gewerkschaften oder Bezirksräten betrachten, sondern viel stärker auch die informellen Beteiligungsstrukturen in den Blick nehmen, denn die eigentliche Partizipation findet im Quartier statt. Leider wird diese Betrachtungsweise in den Debatten meist vernachlässigt, da diese Netzwerkstrukturen häufig nicht sichtbar und langfristig genug sind. Aus diesem Grund ist es meiner Meinung nach wichtig, dass sich alle Institutionen mit den Quartiersnetzwerken beschäftigen, denn dort findet Integration bereits statt.
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Abschlusstalk | Inklusion durch Partizipation – ein Beitrag von Migrantenorganisationen



Dr. Karamba Diaby: Die Gewerkschaften gehören natürlich zu den gesellschaftlichen Kräften, die immer wieder Vorstöße gemacht haben, welche dazu geführt haben, dass Gesetze geändert wurden. Nun wurde mehrfach betont, dass Integration als gesamtgesellschaftliche Aufgabe zu betrachten ist. Jedoch habe ich als Stadtrat die Erfahrung gemacht, dass es bei der Bezuschussung von Projekten immer zunächst darum geht, die Pflichtaufgaben zu erfüllen und erst dann freiwillige Leistungen, wie Integrationsprojekte, gefördert werden. Ich würde gerne Herrn Volkert und Herrn Aydin fragen, ob es möglich wäre, Integration als Pflichtaufgabe gesetzlich zu verankern? Antonio Diaz (BIFF e.V.): Meiner Meinung nach wird in Deutschland viel zu viel diskutiert, anstatt zu agieren. Auf der anderen Seite gibt es einen Transformationskern, in dem die wichtigsten Entscheidungsträger sitzen. Besonders gilt dies bei dem Thema der Arbeitslosigkeit von hochqualifizierten Migrant_innen, die lediglich dadurch, dass sie keine Arbeitserlaubnis haben, lange Zeit arbeitslos sind.



Unbekannt: Ich möchte gerne den Hinweis geben, dass das Thema Inklusion auch in anderen Zusammenhängen zu betrachten wäre, nicht nur im Kontext der Migration. Man muss versuchen, unter der Überschrift „Diversity“ alle Unterschiedlichkeiten zusammenzubringen.



Vernetzung mit den Organisationen der Mehrheitsgesellschaft lassen sich die Forderungen der Migrant_ innenorganisationen durchsetzen. Hüseyin Aydin: Die Frage nach der ausreichenden Sensibilität der Betriebsräte kann ich bejahen. Wir haben alleine im Bereich der Metallwirtschaft 77.000 Betriebsratsmitglieder. Davon sind etwa 5.000 Menschen mit Migrationshintergrund. Selbst diese 5.000 sind für das Thema Migration nicht sensibel. Auch sie argumentieren manchmal nicht im Sinne der Migrant_innen. Aus diesem Grund sehe ich meine Aufgabe darin, die Betriebsräte stärker auf das Thema aufmerksam zu machen, damit diese die strukturelle Diskriminierung reduzieren.



Marissa Turac: Im Hinblick auf die Forderung der gemeinsamen Förderung von Menschen mit und ohne Migrationshintergrund bin ich der gleichen Meinung. Man muss jedoch unterscheiden, an welcher Stelle man migrationsunabhängig diskutiert und an welcher Stelle man den sozialen Aspekt in den Mittelpunkt stellt. Bezüglich der Förderung von Migrant_innenorganisationen ist dies für mich eine strukturelle Frage, weil es hierbei auch um gleichberechtigte Zur Forderung, die IntegrationsTeilhabe und Partizipation geht. Dies arbeit als Pflichtaufgabe zu vermuss man politisch diskutieren. stehen, kann ich von Seiten der Gewerkschaften sagen, dass wir Athena Leotzakou: diese bereits seit 1983 an die ParIch möchte die Forderung nach teien richten, bisher aber noch kein der Vernetzung der Migrant_in- Erfolg zu verzeichnen ist. Meiner nenorganisationen auf lokaler, lan- Meinung nach gibt es für die Bundes- und bundesweiter Ebene noch destagswahl 2013 eine realistische einmal unterstützen. Nur durch die Chance, etwas zu verändern.
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Abschlusstalk | Inklusion durch Partizipation – ein Beitrag von Migrantenorganisationen Athena Leotzakou: Die vermehrte Förderung von Migrant_innenorganisationen kann vielleicht eher als „positive Bevorzugung“ gesehen werden, denn diese haben in gewisser Weise einiges nachzuholen, beispielsweise bei dem Thema Bildung. Aus diesem Grund ist es zunächst wichtig, darauf aufmerksam zu machen und dies gezielt zu fördern. Deshalb sehe ich in dieser Thematik keinerlei Problem. Katrin Hirseland: Diese Betrachtung kann ich auch von Seiten der Geldgeber unterstützen. Auch für Mittelgeber wird es wichtiger, nicht nur Projekte zu fördern, die unter der Überschrift „Integration“ verzeichnet sind. Vielmehr macht es Sinn, Aktivitäten zu fördern, bei denen Menschen mit und ohne Migrationshintergrund gemeinsam agieren. Dieser Ansatz muss sich jedoch erst in Förderrichtlinien abzeichnen. Dies ist allerdings nur eine Frage der Zeit. Zur Verbesserung der Situation auf dem Arbeitsmarkt wird meiner Meinung nach das Anerkennungsgesetz etwas beitragen können. Daniel Volkert: Auch in der Forschung gibt es Ansätze, den Horizont der Definitionen zu öffnen, um den Themen Integration und Inklusion und den unterschiedlichen Bedürfnissen und Biografien gerecht werden zu können. Volker Roßocha: Im Hinblick auf die Frage nach der Änderung der Integration zu einer Pflichtleistung ist es meiner Meinung nach wichtig, zunächst zu differenzieren, ob die entsprechende Integrationsmaßnahme tatsächlich die Integration fördert. Abschliessend möchte ich gerne dazu auffordern machen, dass alle über den Tellerrand hinaus schauen sollten, um alle in die gemeinsame Arbeit zu integrieren.



Personen auf den Fotos Berrin Alpbek (FöTED) Hüseyin Aydin (IG-Metall Vorstand) Athena Leotsakou (BAGIV) Katrin Hirseland (BAMF) Volker Roßocha (Migrationsreferat DGB Berlin) Daniel Volkert (Max-Planck-Institut zur Erforschung multireligiöser und multiethnischer Gesellschaften) PD. Dr. Ansgar Klein (BBE) Dokumentation | Inklusion durch Partizipation | 67



Anhang



Handlungsempfehlungen



Inklusion durch Partizipation



Vorbemerkung Die vorliegenden Handlungsempfehlungen sind im Kontext der Tagung „Inklusion durch Partizipation“ entstanden, die durch das Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement (BBE) in Zusammenarbeit mit dem Migrationsrat Berlin-Brandenburg am 16./17. Juni 2012 in Berlin veranstaltet wurde. Die dargestellten Empfehlungen und Ansichten stellen Meinungen der Teilnehmer_ innen dar. Die Verantwortung für diese Handlungsempfehlungen liegt ausschließlich bei den Autor_innen.



Die Bevölkerung in Deutschland besteht aus Menschen unterschiedlicher Herkunft und mit unterschiedlichsten kulturellen Prägungen und Voraussetzungen. Integration kann nur dann gelingen, wenn sie nicht als Assimilation missverstanden wird. Hier ist ein Umdenken auf allen Ebenen notwendig. Der interkulturellen Vielfalt in der Gesellschaft sollte in den verschiedenen Institutionen von Politik, Verwaltung und Gemeinwesen Rechnung getragen und so die Wertschätzung der Unterschiedlichkeit der Menschen dokumentiert werden. Diese Wertschätzung sollte sich auch in verbesserten Partizipations- und Beteiligungsmöglich-



keiten auf den unterschiedlichen möglichst vielen Bereichen, auch Ebenen niederschlagen. Partizipain Leitungspositionen, stärker tionsvoraussetzungen ebenso wie berücksichtigt werden. kulturelle und politische Bildung er- • Interkulturelle Bildung und Komfordern eine hinreichende Finanziepetenzerweiterung ist zu einem rung. Empowerment ist die Grundintegralen und verbindlichen Belage für politische Partizipation. standteil von Aus- und Fortbildung des öffentlichen Dienstes Interkulturelle Öffnung im Öffentzu machen, vor allem bei Ausbillichen Dienst dungs- und Personalleitungen. • Interkulturelle Kompetenzen und Gute, moderne Verwaltung heißt, ggf. Sprachkenntnisse in Midass der öffentliche Dienst integragrantensprachen sollten als ertionspolitisch eine Vorreiterrolle gänzendes Anforderungs- und einnimmt und mit seiner EinstelEignungsprofil in den Stellenlungs- und Förderpraxis der interkulausschreibungen aufgenommen turellen Vielfalt in der Gesellschaft werden, insbesondere für ArRechnung trägt. Diese interkulturelle beitsbereiche mit direktem BürVielfalt sollte sich daher auch bei den gerservice (z.B. Beratungs- und Mitarbeiter_innen in den Bundes-, Betreuungsdienste) sowie in PlaLandes- und kommunalen Behörden nungsstäben mit Querschnittszeigen, da diese sich um die Anliegen aufgaben. aller Menschen kümmern, die hier • Es bedarf der Entwicklung und leben und arbeiten. Fortschreibung eines kommunalen Integrationskonzeptes Dabei sind insbesondere folgende • Die interkulturelle Öffnung Punkte zu berücksichtigen: der öffentlichen Verwaltungen sollte als Querschnittsaufgabe • Mehr eingewanderte Mitbürzum Anforderungsprofil von Leiger_innen sollten ermutigt wertungsfunktionen im öffentlichen den, sich im öffentlichen Dienst Dienst gehören. Gezielt sollten um eine Stelle zu bewerben. Es Kundenbefragungen in allen Ämmuss sichergestellt werden, dass tern, vor allem bei Menschen mit diese Bewerbungen in den AusMigrationsgeschichte, durchgewahlverfahren auch angemesführt werden, um Maßnahmen sen Berücksichtigung finden. gegen die Benachteiligung die• Bewerber_innen mit Mehrspraser Gruppe zu entwickeln chigkeit und Erfahrungen im • Die Vorlage eines jährlichen BeUmgang mit Menschen unterrichts über die Umsetzung dieser schiedlicher Herkunft sollten in Forderungen sollte stattfinden. Dokumentation | Inklusion durch Partizipation | 69



Handlungsempfehlungen: Inklusion durch Partizipation Eine solche interkulturelle Öffnung der öffentlichen Verwaltung hätte Vorbildfunktion auch für Träger und Einrichtungen der Zivilgesellschaft und für Unternehmen. Förderung von Migrant_innenorganisationen und Migrantenjugendorganisationen Migrant_innenorganisationen benötigen langfristige Unterstützung durch eine gesicherte Finanzierung, Qualifizierung und Fortbildung. Migrant_innenorganisationen sind oder fördern keine Parallelgesellschaften, sondern ermöglichen gesellschaftlichen wie politischen Zugang und Teilhabe von bisher unterrepräsentierten Gruppen. Dies wird auch dadurch unterstrichen, dass sich viele Verantwortliche aus Migrant_innenorganisationen in Gremien, Organisationen und Parteien der gesamten bzw. Mehrheitsgesellschaft wiederfinden. Mitgliedschaften von Migrantenjugendorganisationen in Stadtund Kreisjugendringen sind eine Voraussetzung für den Zugang zum System der Jugend(verbands) arbeit. Dies erfordert auf Seiten der Migrantenjugendorganisationen ggf. eine Anerkennung als freier Träger der Jugendhilfe und eine Bereitschaft zur Mitwirkung auf lokaler bzw. regionaler Ebene und von den Jugendringen eine strukturelle und interkulturelle Öffnung.



Stärkung politischer Beteiligungs- tionen und (etablierten) Vereinen möglichkeiten sind nötig. Im Rahmen solcher lokaler Netzwerke muss das EnPolitische Partizipationsmöglichkei- gagement gestärkt und müssen ten müssen gestärkt und die Gre- zugleich auch stabile hauptamtmien der repräsentativen Demo- liche Strukturen etabliert werden. kratie systematisch interkulturell Lokale Netzwerke sollten in Langeöffnet werden. Die Parteien sind des- und Bundesnetzwerke und aufgefordert, auf allen Ebenen Verbandsstrukturen stärker eingemehr Kandidat_innen mit Migrati- bunden werden. onshintergrund zur Wahl zu stellen. Die Beteiligungsmöglichkeiten von Ein gleichberechtigtes kommunales Flüchtlingen und Geduldeten müsWahlrecht auch für Drittstaatenan- sen erweitert werden. Dies kann gehörige sollte ermöglicht werden. durch die Nutzung großer Ermessensspielräume geschehen, aber Die Möglichkeit einer doppelten erfordert auch einen erweiterten Staatangehörigkeit sollte stärker rechtlichen Rahmen. Die Partizipagenutzt und ausgebaut werden. tionspotenziale und BeteiligungsDiese würde die Einbürgerungs- formen von jungen Flüchtlingen zahlen dynamisch entwickeln und können etwa durch die Öffnung wäre orientiert an dem Ziel eines der Jugendhilfe und die VernetWahlrechts für alle, die einen be- zung mit weiteren Akteurinnen stimmten Mindestzeitraum in und Akteuren gestärkt werden. Deutschland leben, auch auf der Bundesebene. Die Autorinnen und Autoren der Redaktionsgruppe: Es sollten Maßnahmen zur Professionalisierung und Weiterbildung, • Marianne Ballé Moudoumbou, aber auch zur besseren finanziellen Migrant_innenvertreterin beim Ausstattung von bestehenden InRBB-Rundfunkrat tegrations- und Ausländerbeiräten • Ergun Can, Netzwerk für ergriffen werden. Andere Beiräte türkeistämmige Mandatsträauf Kommunal- und Landesebene ger_innen (etwa Seniorenbeiräte) sollten in- • Nurhayat Canpolat, Arbeitsterkulturell stärker geöffnet wergemeinschaft der Beiräte für den. Alle Beiräte sollten enger mit Migration und Integration in den politischen EntscheidungsgreRheinland-Pfalz mien verbunden werden. • Dr. Karamba Diaby, Stadtrat der Stadt Halle Eine stärkere Vernetzung unter- • Dorota Szymanska, Region Haneinander sowie die Zusammenarnover, Leiterin der Koordiniebeit von Migrant_innenorganisarungsstelle Integration
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Arbeitsgruppe 5 „Migration und Teilhabe“ des BBE



Zum freiwilligen bzw. bürgerschaftlichen Engagement von Menschen mit Migrationshintergrund liegen bisher nur wenige empirisch gesicherte Erkenntnisse vor. Dieses Engagement ist jedoch zweifellos vorhanden und stellt einen besonders wichtigen Zugang zu sozialer und politischer Partizipation und Integration dar. Vor diesem Hintergrund ist der Abbau von Zugangsbarrieren in traditionellen Engagementbereichen und -strukturen wünschenswert, um eine höhere Beteiligung von Menschen mit Migrationshintergrund zu ermöglichen. Gleichzeitig ist zu berücksichtigen, dass Migrant_ innenorganisationen große Teile der Zielgruppe direkt ansprechen und daher als Träger des Engagements zu stärken und zu fördern sind. Die Arbeitsgruppe ist ein relevantes Forum für den intensiven Erfahrungsaustausch zu neuen Projektund Forschungsvorhaben rund um das Engagement von Menschen mir Migrationshintergrund. Sie ist zu-



dem der zugangsoffene Ort auch für Migrant_innenorganisationen, um sich jenseits der Fachtagungen im BBE zu vernetzen – dieses Angebot wird im Gefolge der Fachtagungen, die seit 2006 nahezu jährlich stattfinden, zunehmend genutzt. Im Rahmen der Arbeitsgruppe wurden ferner die interkulturelle Öffnung von bestehenden Vereinsstrukturen sowie Förderbedarfe von Migrant_innenorganisationen anhand zweier Expertisen der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration diskutiert. Vertreter der Arbeitsgruppe haben sich zudem intensiv an den Diskussionen des Nationalen Integrations- und Aktionsplans sowie an der Beratung eines neuen Förderprogramms des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF) beteiligt. Darüber hinaus war die Arbeitsgruppe Beirat im europäischen Projekt INVOLVE (www.involve-europe.eu) und im nationalen Projekte EMPA (www.projekt-empa.de). Themen der Arbeitsgruppe sind:



• Strukturentwicklung und Stärkung von Migrant_innenorganisationen als Träger bürgerschaftlichen Engagements . • Interkulturelle Öffnung von Organisationen und Einrichtungen. • Engagement von und für Flüchtlinge. • Vernetzung von Migrant_innenorganisationen.



Sprecher der Arbeitsgruppe 5 Sprecherin: Susanne Huth, INBAS-Sozialforschung GmbH Stellvertretende Sprecherin: Prof. Dr. Siglinde Naumann, Hochschule RheinMain, Wiesbaden Stellvertretender Sprecher: Sebastian Beck, vhw-Bundesverband für Wohn- und Stadtentwicklung e.V.
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Materialien BBE-Dokumentationen aus der Tagungsreihe zu Migrant_innenorganisationen



Qualifizierungs- und Weiterbildungsbedarfe von Migrantenselbstorganisationen (Erschienen 2007). Dokumentation eines Fachworkshops am 2. Dezember 2006 in Oberhausen Wie können die Weiterbildungsbedarfe von Migrant_innenorganisationen (MO) gelöst werden, um ihre Rolle als Trägerstrukturen für das bürgerschaftliche Engagement von Migrant_innen zu stärken? Die Dokumentation der BBE-Fachveranstaltung führt in die Diskussion ein und gibt Handlungsempfehlungen. (nur als Download erhältlich)



Migrant_innenorganisationen als Akteure der Zivilgesellschaft: Integrationsförderung durch Weiterbildung (Erschienen 2008). Dokumentation einer Fachtagung am 14. und 15. Dezember 2007 in Nürnberg Für das bürgerschaftliche Engagement von Migrant_ innen sind Migrant_innenorganisationen (MO) von erheblicher Bedeutung. Wie können MO besser in die Lage versetzt werden, dieses Engagement zu entwickeln und zu fördern? Die Dokumentation einer Fachtagung des BBE zusammen mit Partnerorganisationen gibt Auskünfte. (nur als Download erhältlich)



Integrationsförderung durch Migrant_innenorganisationen: Kompetenzen – Ressourcen – Potentiale und Förderkonzepte in Ost und West (Erschienen 2009). Dokumentation einer Fachtagung am 11. und 12. Oktober 2008 in Potsdam Die dritte Fachtagung des BBE behandelte die unterschiedlichen Arbeitsbedingungen und Ausgangslagen von MO in West- und Ostdeutschland und die sich daran anschließenden Bereiche für die Förderung. 72 | Dokumentation | Inklusion durch Partizipation



Integrationsförderung durch Migrant_innenorganisationen. Zur Vernetzung von Kompetenzen, Ressourcen und Potentialen (Erschienen 2010). Dokumentation einer Fachtagung am 28. und 29. November in Mainz 2009 Für die gesellschaftliche Integration von Migrant_innen ist die Netzwerkbildung besonders bedeutsam. Mit Vernetzung verbinden sich jedoch unterschiedliche Perspektiven und Anforderungen. Die Dokumentation informiert über Vernetzungsmodelle, -strategien und -potentiale.



Integrationsförderung durch Elternvereine und Elternnetzwerke. Ein Beitrag von Migrant_innenorganisationen in Ost- und Westdeutschland (Erschienen 2011). Dokumentation einer Fachtagung am 07. und 08. Mai 2011 in Halle In der Dokumentation werden unterschiedliche Dimensionen und Konzepte von Elternarbeit und Erfahrungen in der interkulturellen Zusammenarbeit von Elternvereinen vorgestellt sowie Chancen von Elternnetzwerken und deren Bedeutung für Bildungserfolg und Integration thematisiert.



Die Publikationen stehen auf der Internetplattform des BBE als Download bereit. Soweit vorrätig sind sie auch als Printversionen in der Geschäftsstelle des BBE erhältlich. Bestellung unter: Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement Michaelkirchstr. 17/18 10179 Berlin E-Mail: [email protected] Internetplattform: http://www.b-b-e.de
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color esperanza sozialisation durch partizipation zur ... AWS 

If you want to possess a one-stop search and find the proper manuals on your products, you can visit this website that delivers many Color Esperanza Sozialisation. Durch Partizipation Zur Einfuhrung Von Kinder Und Jugendrathausern In Der. Dominikanis
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Mehr Partizipation durch neue Medien - Deutsches Institut fÃ¼r ... 

Freien UniversitÃ¤t Berlin setzen Lehrer die Rechner in erster Linie als PrÃ¤sentati- ..... stellungen, Teilzeit oder geringfÃ¼gige BeschÃ¤ftigung, Zeitarbeit oder neue.
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weltwärts - Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement 

zuständigen Ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) gefördert werden. Neben bezev gibt es weitere Träger, die sich für Inklusion ...
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Inklusion ist möglich! - Buch.de 

2013 Persen Verlag, Hamburg. AAP Lehrerfachverlage GmbH ..... Contwig der Schlüssel zu einer dynamischen Entwicklung gewesen zu sein. Zu- dem ist die ...
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Inklusion - Visoparents Schweiz 

06.06.2015 - Unfallversicherung gedeckt. Anders liegt der Fall .... In der Online-Bibliothek der SBS kÃ¶nnen Kinder und ... kann sich unter online.sbs.ch oder.
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Baustelle Inklusion - GEW Hamburg 

bislang kaum Modelle und noch weniger Anleitungen, wie Teamarbeit entstehen und funktionieren kann. Dabei wird vor allem deutlich, dass sie auch eine der zentralen personellen ...... â€žOrdnungswidrigkeitâ€œ/ Â§ 114 â€žStraftatâ€œ) bestraft werden. J
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Vitalisierung ländlicher Räume - Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches ... 

Evangelische Akademie Thüringen. Projektleitung Jürgen Reifarth. „Thematische Zugänge erproben: historisch-politische. Bildung und geschlechtsspezifische ...
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Bildung und bürgerschaftliches Engagement - Bundesnetzwerk ... 

dungs- und Qualifikationsniveaus in Deutschland bei, benötigt dafür aber lern- .... Rainer Hub, Dieakonie der Evangelischen Kirche Deutschlands. • Reinhild Hugenroth ... Annette Mörchen, Katholische Bundesarbeitsgemeinschaft für Erwach-.
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Inklusion - Visoparents Schweiz 

06.06.2015 - bestellen. In der Online-Bibliothek der SBS kÃ¶nnen Kinder und ... kann sich unter online.sbs.ch oder Ã¼ber www.sbs.ch ..... PC-Konto 80-229-7.
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Partizipation und Klimawandel 

nen, ebenso wie fÃ¼r verschiedene Wirtschaftssektoren. In Deutschland greift dies die Nationale Anpassungsstrategie an den Klimawandel auf, die seit 2011 ...
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Vitalisierung ländlicher Räume - Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches ... 

Projektleitung Siegrun Höhne. „Teilhabe vor Ort - gestalten und ... [email protected] ... Dr. Klaus Holz (Hrsg.), Wochenschauverlag, 2014.
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Positionspapier Partizipation - Land Vorarlberg 

Engagierte Menschen, die vertrauensvoll kooperieren und langfristig denken und handeln, machen einen Ort und eine Region erst lebendig und lebenswert. Das soziale. Zusammenleben â€“ das Miteinander, ist die wesentliche Voraussetzung fÃ¼r ein hohes Ma
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politische partizipation und entwicklung 

PDF Ebook politische partizipation und entwicklung basisorientierte projekte in bangladesh aachener beitrage zur Free Download,. Save or Read Online ...
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Partizipation und Klimawandel - Libreka 

Demokratische Planung der Klimaanpassung? Ãœber die Fallstricke ... in der sozial wissen schaftlichen Partizipationsforschung. Diskussionspapier .
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Kimaschutz & Partizipation - Difu 

Ermittler sowie Vermittlerinnen und Vermittler als zur Zeit der Pilotprojekte. â–«. ALMUTH THARAN. UnabhÃ¤ngiges Institut fÃ¼r Umweltfragen (UfU). Seit 2008 beim ...
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Praxisbuch Partizipation - wien.at 

oder politisch interessierte Menschen mit mittlerem bis hÃ¶herem Einkommen, beruflich noch nicht fix gebundene ...... Infoflyern zur Bewerbung der Veranstaltung, diese wurden ..... um eine Neuorientierung oder einen Aufbruch, zum Bei-.
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Inklusion – Integration – Diversity - Kooperationsverbund ... 

Walter Würfel (Sprecher Kooperationsver- bund Jugendsozialarbeit). Redaktion: Anna Traub, Andrea Pingel, Annika Koch,. Marlene Menk. Grafisches Konzept ...










 


[image: alt]





Hauptquartier Medienmitteilung Inklusion: Grenzen 

29.03.2018 - Daniel RÃ¶thlisberger. Direktor Sozialwerk [email protected], Tel. +41 31 388 06 17. Dr. Oliver Merz. Projektleiter Inklusion ...
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Baustelle Inklusion - GEW Hamburg 

viele Kinder zuständig sein, dass Förderung nicht gelingen kann. Die Inklusion ist aber eine zu ..... ersten »pragmatischen Jahr« folgte im Schuljahr 2010/11 ein zweites. Jetzt galten die ...... ihnen "neue Chancen zu eröffnen". Die Frage, ob er ...
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weltwÃ¤rts - Bundesnetzwerk BÃ¼rgerschaftliches Engagement 

Daneben war sie unter anderem fÃ¼r die Lebenshilfe fÃ¼r. Menschen mit geistiger Behinderung e.V. sowie fÃ¼r verschiedene Nichtregierungsorganisationen in.
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Bildung und bÃ¼rgerschaftliches Engagement - Bundesnetzwerk ... 

Akteure, die das informelle Lernen pflegen wie z. B. VerbÃ¤nde, Vereine, Initiati- ven und Angebote der Kinder- und Jugendhilfe, sind wichtige Partner fÃ¼r die.










 


[image: alt]





Sprachtherapie und Inklusion - DBS e.V. 

27.02.2016 - oder online unter : www.dbs-ev.de ... Ãœberweisung des Teilnahmebeitrags unter Angabe des Namens auf das dbs-Konto ... Die ReferentInnen berichten von ihren persÃ¶nlichen Erfahrungen und stellen die Rahmenbedin-.










 











Copyright © 2024 P.PDFDOKUMENT.COM. Alle Rechte vorbehalten.

Über uns |
Datenschutz-Bestimmungen |
Geschäftsbedingungen |
Hilfe |
Copyright |
Kontaktiere uns










×
Anmelden






Email




Password







 Erinnere dich an mich

Passwort vergessen?




Anmelden














